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24. Jahrgang 1976 Nr. 1 

Staatssekretär a. D. Dr. Walter Strauß -j-

Der Plan, ein Institut zur Erforschung des Nationalsozialismus zu errichten, ist 
schon Ende 1945 in der bayerischen Staatskanzlei überlegt worden. Anfang 1947 
wurden im Länderrat der amerikanischen Zone Erwägungen angestellt, ein solches 
Institut, das die Regierungen von Bayern, Württemberg-Baden, Hessen und 
Bremen tragen sollten, zu gründen. Damals saß Staatssekretär Strauß als Bevoll­
mächtigter Hessens im Direktorium des Länderrates. Seit dieser Zeit hat Strauß 
mit überlegener Beharrlichkeit und großem Geschick die Gründung eines For­
schungsinstituts zur Geschichte des „Dritten Reiches" betrieben. Das hat er auch 
aus der Ferne getan, als er an der Gründungsvorbereitung offiziell nicht mehr 
beteiligt sein konnte, weil er zunächst Leiter des Rechtsamtes in der Verwaltung 
der Bizone und dann Mitglied des Parlamentarischen Rates war. Nach einer lang­
wierigen Gründungsprozedur voller Hindernisse fand die konstituierende Sitzung 
des deutschen „Instituts für Geschichte der nationalsozialistischen Zeit" im Sep­
tember 1950 statt. Strauß wurde einer der beiden Vertreter des Bundes im Kura­
torium, seit 1961 des Stiftungsrates. Aus ihm ist er 1972 nach seiner Pensionie­
rung ausgeschieden und seitdem Mitglied des Beirates. Ob Strauß sich zu dieser 
Vertretung des Bundes im Kuratorium gedrängt hat, weiß man nicht. Immerhin 
war das Bundesjustizministerium nicht besonders zuständig. Aber die Bundes­
regierung hätte kaum einen anderen finden können, der mit so verhaltener Lei­
denschaft trotz eines überaus arbeitsreichen und höchst anspruchsvollen Amtes 
sich dieser Aufgabe widmen würde. Er gehörte damals zur ersten Garnitur der 
„klassischen" Staatssekretäre. Eine ungewöhnliche Verwaltungsbegabung und 
-erfahrung verband sich mit einem zeitlebens starken Interesse an der Historie, 
vor allem der Zeitgeschichte. Darin lag seine Autorität wie in seiner starken 
Persönlichkeit; in beiden Gremien, dem Verwaltungs- und Stiftungsrat, wie im 
Wissenschaftlichen Beirat, wirkte er und redete er bestimmend mit. Staatssekretär 
Strauß ist fünfundsiebzigjährig am 1. Januar 1976 gestorben. 

Th. Eschenburg 



DIETRICH GEYER 

SOWJETRUSSLAND U N D D I E D E U T S C H E 

A R B E I T E R B E W E G U N G 

1918-1932 

Vorbemerkung des Herausgebers 

I m April 1975 fand in Leningrad ein dreitägiges Kolloquium deutscher und 

sowjetischer Historiker statt, dessen Hauptthema — jeweils in seinen verschiedenen 

Aspekten von der einen oder der anderen Seite behandelt— die deutsch-sowjetischen 

Beziehungen zur Zeit der Weimarer Republik waren. Während die Gastgeber 

bemüht waren, diese Beziehungen historisch im Zeichen von Rapallo und zeit­

geschichtlich im Zeichen erwünschter Koexistenz eher zu entschärfen, mag der als 

Beispiel hier wiedergegebene, in Vortragsform gehaltene Aufsatz zeigen, auf 

welche Problematik in einem zentralen innerpolitischen Bereich eine umfassende 

Erörterung und tiefergreifende Analyse etwa des Verhältnisses zwischen der So­

wjetunion und der deutschen Arbeiterbewegung führt — bis hin zur Verhinderung 

einer antifaschistischen Einheitsfront. 

Wi r begrüßen es, daß wir den 24. Jahrgang der Zeitschrift, der der Feier zum 

25jährigen Bestehen des Instituts für Zeitgeschichte in nahem Abstand folgt, mit 

einem so gewichtigen Beitrag eröffnen können. 

H . R . 

Die Tatbestände und Probleme, die das Thema „Sowjetrußland und die deutsche 

Arbeiterbewegung" umschreibt, sind aus der Geschichte der deutsch-sowjetischen 

Beziehungen in der Weimarer Zeit nicht fortzudenken. Was damit zur Sprache 

kommt, hat in diesen fünfzehn Jahren nicht allein das Verhältnis der Regierungen 

beeinflußt, sondern darüber hinaus weite Teile der Bevölkerung beider Länder tief 

berührt. Bis in die deutsche Sozialdemokratie und die Gewerkschaftsbewegung hin­

ein galt dem Sowjetstaat angespannte Aufmerksamkeit. Millionen deutscher Arbei­

ter sahen in dieser revolutionären Schöpfung ein verheißungsvolles Gegenmodell 

zur kapitalistischen Klassengesellschaft und zur bürgerlichen Republik, einen Be­

weis dafür, daß der Sozialismus keine bloß theoretische Frage, sondern das reali­

sierbare Ziel des proletarischen Klassenkampfes sei. Auch in Sowjetrußland war 

das Interesse an der deutschen Arbeiterklasse groß. Ih r wurde, ungeachtet der be­

kannten organisatorischen Spaltungen, eine historische Bedeutung zuerkannt, die 
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über das deutsch-sowjetische Verhältnis weit hinausgriff. Vor allem von den Kämp­
fen der deutschen Arbeiter schien es abzuhängen, ob es gelingen werde, das Sowjet­
land aus der kapitalistischen „Einkreisung" herauszuführen und der proletarischen 
Revolution in Mitteleuropa zum Durchbruch zu verhelfen. 

Das hier zu erörternde Beziehungsfeld war also nicht lediglich ein Appendix des 
diplomatischen und wirtschaftlichen Verhältnisses zwischen Sowjetrußland und 
Deutschland. Die Haltung der deutschen Arbeiterparteien und Arbeiterorganisa­
tionen gegenüber dem bolschewistischen Rußland wurde von den Etappen und 
Wendepunkten der deutschen Rußlandpolitik und der sowjetischen Außenpolitik 
zwar berührt, aber nicht geprägt. Ungleich stärker als der Stand der Vertrags- und 
Handelsbeziehungen zwischen Moskau und Berlin wirkten auf die deutsche Arbei­
terbewegung jene großen Fragen ein, die sich mit der Existenz eines Staates stell­
ten, dessen Sprecher den Anspruch erhoben, den Sozialismus in Rußland zu ver­
wirklichen und den Proletariern aller Länder das Bild der eigenen Zukunft zu zei­
gen. Was mit der Oktoberrevolution geschehen war und was seither in Rußland vor 
sich ging: Bürgerkrieg und Kriegskommunismus, Gründung und Praxis der Kom­
munistischen Internationale mit den russischen Bolschewiki als führende Kraft, 
Neue Ökonomische Politik und „Aufbau des Sozialismus in einem Lande" durch 
Kollektivierung und Fünfjahresplan, — alle diese aufsehenerregenden Entwicklun­
gen wurden in der deutschen Arbeiterbewegung in dem Bewußtsein erlebt, daß es 
hier nicht allein um russische Angelegenheiten gehe, sondern daß in Rußland 
zugleich die eigene Sache verhandelt werde. Der Parteinahme für oder gegen die 
Bolschewiki war nicht auszuweichen. Bekanntlich haben sich die kontroversen 
Orientierungen, die der russische Bolschewismus in Deutschland hervorrief, in dem 
unversöhnlichen Gegensatz zwischen KPD und SPD am eindruckvollsten darge­
stellt. 

Auch das sowjetische Interesse am deutschen Proletariat war nicht primär auf die 
Frage gerichtet, welche Resonanz die Deutschlandpolitik des Rats der Volkskom­
missare in der deutschen Arbeiterklasse finde. Die Aufmerksamkeit galt den sozia­
len Kämpfen in der Weimarer Republik, den revolutionären Situationen, den öko­
nomischen Krisen- und Konjunkturbewegungen, den Auseinandersetzungen zwi­
schen den verfeindeten Flügeln der Arbeiterbewegung, den Erfolgen und Miß­
erfolgen der kommunistischen deutschen Bruderpartei: Novemberrevolution, März­
aktion und Einheitsfront, Arbeiterregierung und „deutscher Oktober", Gewerk­
schaftspolitik und „Sozialfaschismus" — um solche Themen kreiste die Diskussion, 
wenn in Sowjetrußland von der deutschen Arbeiterklasse die Rede war. 

Es versteht sich, daß der weitgespannte Problembereich, der mit diesen Stich­
worten angedeutet ist, hier nicht ausgeschöpft, ja nicht einmal hinlänglich umris­
sen werden kann. Die folgenden Erörterungen werden sich deshalb auf den Ver­
such konzentrieren, einige Problemstellungen zu beschreiben, die sich für ein wis­
senschaftliches Colloquium zwischen Historikern der Bundesrepublik und der 
Sowjetunion besonders eignen mögen. 
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1. Die deutsche Revolution als Problem der bolschewistischen 

Revolutionsstrategie 

Die russischen Revolutionen von 1917, zumal die Oktoberrevolution, haben die 

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung zweifellos nachhaltig geprägt. Dies 

mag erklären, weshalb die damit verbundenen Sachverhalte und Probleme in der 

Geschichtswissenschaft der D D R und der Bundesrepublik große Aufmerksamkeit 

gefunden und die Anstrengungen vieler Historiker auf sich gezogen haben. Die 

Bibliographie der in den letzten zwanzig Jahren erschienenen Dokumentationen, 

Monographien und Abhandlungen dürfte mehrere hundert Titel umfassen; auch 

sowjetische Arbeiten sind dabei1. Die beträchtlichen Kontroversen, die über dieses 

Thema in der Forschung bestehen, beruhen keineswegs allein auf den fundamen­

talen Gegensätzen zwischen marxistisch-leninistischen und nichtkommunistischen 

Historikern. Daß die Methoden und Urteile auch unter den westdeutschen Spezia­

listen keineswegs einheitlich sind, lehrt schon ein flüchtiger Blick auf die Diskus­

sionen, die in der Bundesrepublik in den letzten Jahren über die deutsche Räte­

bewegung von 1918/1919 geführt worden sind2. 

Obwohl es durchaus lohnend sein könnte, an diese Kontroversen anzuknüpfen, 

möchte ich hier einen anderen Zugang wählen. Ich gehe nicht von den Auswirkun­

gen der Oktoberrevolution auf Deutschland aus, sondern von der Bedeutung der 

deutschen Novemberrevolution für die junge russische Sowjetrepublik. Gewiß ist 

diese Fragestellung von der neueren Forschung nicht übersehen worden3. Aber 

schwerlich läßt sich sagen, daß sie ein auch nur annähernd so starkes Interesse 

erregt hätte wie jene Themen, die sich auf die Konsequenzen der russischen Revo­

lution für Deutschland beziehen. 

Die Frage nach der Bedeutung der deutschen Revolution für Rußland zwingt 

dazu, auf die historischen Bedingungen einzugehen, unter denen der Sowjetstaat 

entstand. Wer die Vorbereitung und Durchführung des bewaffneten Aufstands im 

1 Zu den Arbeiten in der DDR vgl. die Nachweise in den Sonderheften der Zeitschrift für 
Geschichtswissenschaft: Historische Forschungen in der DDR, 1960, S. 325 ff., 520 ff., 1970, 
S. 508 ff., 660 ff. Über entsprechende Untersuchungen in der Bundesrepublik Deutschland 
orientiert der von H.Neubauer hrsg. Sammelband: Deutschland und die russische Revo­
lution, Stuttgart 1968. Von sowjetischen Arbeiten erschien in deutscher Übersetzung: J. S. 
Drabkin, Die Novemberrevolution 1918 in Deutschland, Berlin (Ost) 1968 (vgl. die Rezen­
sion von Reinhard Rürup in: Historische Zeitschrift 212 [1971], S. 453 ff.). 

2 Wichtige Beiträge: Eberhard Kolb, Die Arbeiterräte in der deutschen Innenpolitik 1918/19, 
Düsseldorf 1962; Peter von Oertzen, Betriebsräte in der Novemberrevolution, Düsseldorf 
1963; dazu die Quellenwerke: Die Regierung der Volksbeauftragten 1918-1919, bearb. von 
Susanne Miller und Heinrich Potthoff, eingeleitet von Erich Matthias, Bd. 1-2, Düsseldorf 
1969; Der Zentralrat der deutschen Sozialistischen Republik, 19.12.1918 bis 9.4.1919, 
Vom ersten zum zweiten Rätekongreß, hrsg. und eingeleitet von Eberhard Kolb und Rein­
hard Rürup, Leiden 1968; Ulrich Kluge, Soldatenräte und Revolution, Studien zur Militär-
politik in Deutschland 1918/19, Göttingen 1975. 

3 Abraham Ascher, Russian Marxism and the German Revolution, 1917-1920, in: Archiv für 
Sozialgeschichte 6/7 (1966/67), S. 391 ff. 
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Oktober 1917 untersucht, wird die Beobachtung machen, daß der Sturz der Provi­

sorischen Regierung von den führenden Bolschewiki keineswegs als ein Vorgang 

aufgefaßt worden ist, der Rußland allein beträfe. Der Politik der Machteroberung 

und Machtbehauptung lag die Überzeugung zugrunde, daß die Welt im ganzen in 

die Ära der sozialistischen Revolution eingetreten sei. Die internationale Revolu­

tion, die Lenin aus dem imperialistischen Krieg hervorbrechen sah, legitimierte die 

revolutionäre Praxis der Bolschewiki: „Wenn wir, die bolschewistische Partei , 

allein das ganze Werk in unsere Hände genommen haben, so haben wir das in der 

Überzeugung getan, daß die Revolution in allen Ländern heranreift, daß die inter­

nationale sozialistische Revolution letzten Endes — und nicht gleich zu Anbeginn — 

ausbrechen wird, . . . denn die internationale sozialistische Revolution marschiert; 

denn sie reift und wird völlig ausreifen . . ."4. Die Erwar tung der Weltrevolution 

begründete die historische Vernunft der Oktoberrevolution. Unter Verweis auf die 

einzigartige Lage, in der sich Rußland seit dem Zusammenbruch des Zarismus be­

fand, sprach Lenin der bolschewistischen Partei die geschichtliche Aufgabe zu, sich 

durch Errichtung eines Rätestaates an die Spitze der internationalen Revolution zu 

setzen. Der Anspruch der Bolschewiki, Avantgarde des Weltproletariats zu sein, 

ergab sich daraus. 

Es ist unbestritten, daß dem revolutionären Aufstand des deutschen Proletariats 

in der weltrevolutionären Strategie der Bolschewiki eine zentrale Rolle zugespro­

chen wurde. Obwohl Lenin nach dem Diktatfrieden von Brest-Litovsk vor der 

Illusion warnte, daß diese Revolution so rasch kommen werde, „wie wir erwartet 

haben", versicherte er doch immer wieder, daß die Sowjetmacht verloren sei, falls 

ihr der deutsche Arbeiter keine Hilfe brächte: „ . . . wir werden auf jeden Fall trotz 

aller denkbaren Peripetien zugrunde gehen, wenn die deutsche Revolution nicht 

e i n t r i t t . . ."5. Die These, wonach die proletarische Revolution in Deutschland eine 

Existenzbedingung der Rätemacht in Rußland sei, erklärt sich freilich nicht allein 

aus der militärischen Bedrohung der jungen Sowjetrepublik. Nicht weniger wich­

tig waren die grundsätzlichen Folgerungen, die sich aus der bolschewistischen Re­

volutionstheorie für diese Einschätzung ergaben. 

I n seinen Studien über die ökonomischen und die organisatorischen Vorausset­

zungen der Diktatur des Proletariats hatte Lenin das Modell des „monopolisti­

schen Staatskapitalismus" beschrieben, ein sozioökonomisches Theorem, das er in 

der deutschen Kriegswirtschaft am reinsten schon verwirklicht sah. Vor allem in 

Deutschland schienen ihm jene Formen der direkten Erfassung und Lenkung, der 

Rationierung, Rechnungslegung und Kontrolle bereits präformiert zu sein, die in 

der Übergangsphase zur sozialistischen Gesellschaft, unter der proletarischen Dik­

tatur, von den Revolutionären übernommen werden könnten. I m staatskapitali­

stischen System der deutschen Kriegswirtschaft lag für Lenin der proletarische 

4 Lenin, Rede über Krieg und Frieden (7. 3.1918), in : Lenin, Werke Bd. 27, Berlin (Ost) 

1958, S. 81. 
5 Lenin, ebenda, S. 85. 
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Wirtschaftsstaat der Transformationsperiode schon fix und fertig vor: organisiert 

als ein einziges Büro, eine einzige große Fabrik, in der, nach Zerstörung der alten 

Staatsmaschine, die bisher tätigen Spezialisten, Techniker und Buchhalter ihre 

Arbeit fortzusetzen hät ten - unter der Kontrolle des bewaffneten Proletariats. Ins­

besondere aber kam es Lenin darauf an, dieses hochentwickelte Instrumentarium, 

die reifste Frucht des Kapitalismus, für das rückständige Rußland verfügbar zu 

machen: „Die Geschichte . . . nahm einen so eigenartigen Verlauf, daß sie im Jahre 

1918 zwei getrennte Hälften des Sozialismus gebar, eine neben der anderen, wie 

zwei künftige Kücken unter der einen Schale des internationalen Imperialismus. 

Deutschland und Rußland verkörpern 1918 am anschaulichsten die materielle 

Verwirklichung einerseits der ökonomischen, produktionstechnischen, sozialwirt­

schaftlichen Bedingungen, und andererseits der politischen Bedingungen für den 

Sozialismus. Die siegreiche proletarische Revolution in Deutschland würde mit 

einem Male, mit größter Leichtigkeit jede Schale des Imperialismus zerbrechen, 

. . . den Sieg des Weltsozialismus ohne Schwierigkeiten, oder mit geringfügigen 

Schwierigkeiten, bestimmt verwirklichen . . . Solange in Deutschland die Revolu­

tion mit ihrer ,Geburt' noch säumt, ist es unsere Aufgabe, den Staatskapitalismus 

der Deutschen zu e r l e r n e n , . . . vom deutschen Imperialismus ,zu lernen' ."6 

Diese Äußerungen belegen dreierlei: Sie zeigen erstens, daß Lenin den „Sieg 

des Weltsozialismus" für verbürgt hielt, wenn die proletarische Revolution in 

Deutschland erfolgreich wäre und eine Vereinigung zwischen russischer Rätemacht 

mit deutschem Staatskapitalismus zustande käme. Sie zeigen zweitens, daß Lenin 

„die materielle Verwirklichung" der sozialökonomischen Bedingungen für den 

Sozialismus in Rußland damals davon abhängig sah, daß das vom deutschen Impe­

rialismus entwickelte staatskapitalistische System auch auf Sowjetrußland übertra­

gen werde. In den Auseinandersetzungen, die im Frühjahr 1918 um die neue Indu­

strie- und Arbeitsorganisation geführt wurden, verfocht Lenin gegen die „Linken 

Kommunisten" dieses Konzept7. Die zitierten Äußerungen zeigen drittens, daß der 

von Lenin bis zu seinem Tod immer wieder benutzte Begriff der „Rückständigkeit" 

Rußlands vor allem aus dem Vergleich mit Wirtschafts- und Produktionsbedin­

gungen erwuchs, wie sie in Deutschland herrschten und in Rußland unterentwik-

kelt geblieben waren. Die besondere Bedeutung der deutschen Revolution wurde 

also darin gesehen, daß sie dazu verhelfen werde, neben der militärischen Bedro­

hung auch die sozialökonomische Rückständigkeit Rußlands zu überwinden. In 

diesem Sinn gehörte nach Lenins Auffassung die deutsche Revolution zu den Exi­

stenz- und Entwicklungsbedingungen des Sozialismus in Rußland. 

6 Lenin, Über „linke" Kinderei und Kleinbürgerlichkeit, in: Werte Bd. 27, S. 332 f. 
7 Lenin, Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht (April 1918), in: Werke Bd. 27, S. 225ff.; 

N. Osinskij, O stroitel'stve socializma, in: Kommunist, Organ Moskovskogo Oblastnogo 
Bjuro RKP (b) Nr. 1 (20. 4.1918), S. 12-16, Nr. 2 (27. 4.1918), S. 5-11, deutsche Überset­
zung in : Arbeiterdemokratie und Parteidiktatur, Hrsg. von Frits Kool und Erwin Ober­
länder, Olten und Freiburg 1967, S. 92ff.; dazu die Spezialstudie von Richard Lorenz, 
Anfänge der bolschewistischen Industriepolitik, Köln 1965. 
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Das schließliche Ausbleiben der deutschen wie der internationalen Revolution 

erklärt denn auch, weshalb Lenin in seinen letzten Lebensjahren ungemein zurück­

haltend war, wenn er die sozialökonomische Qualität der bolschewistischen Revo­

lution im agrarischen Rußland charakterisierte: „Vom theoretischen Standpunkt 

aus" hielt er es im Jul i 1921 für erwiesen, „daß unsere Revolution bis zu einem 

gewissen Grade eine bürgerliche Revolution war. Als Kautsky dieses Argument 

gegen uns vorbrachte, lachten wir . . . Wi r waren jedoch die einzige Partei , die es 

vermochte, die bürgerliche Revolution zu Ende zu führen und den Kampf um die 

sozialistische Revolution zu erleichtern."8 Die „einzig mögliche ökonomische 

Grundlage des Sozialismus", die maschinelle Großindustrie, war in Rußland erst 

noch zu entwickeln. Die Bedeutung des Elektrifizierungsplans ergab sich daraus. 

Die Frage stellt sich, welche konkreten Analysen der bolschewistischen Erwar­

tung, daß die proletarische Revolution in Deutschland nahe sei, zugrunde gelegen 

haben mochten. Sicher ist, daß diese Erwartung sich nicht allein auf das ökono­

mische System des deutschen Staatskapitalismus gründete, nicht allein auf die theo­

retische Beschreibung des „Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus". 

Kaum weniger belangvoll war die Beurteilung der revolutionären Potenz der deut­

schen Arbeiterklasse. Die Erfahrungen, die die Bolschewiki mit der revolutionä­

ren Aktionsfähigkeit der deutschen Arbeiterklasse bisher hatten machen können, 

hätten eigentlich eine skeptische Einschätzung nahe legen müssen. Trotz des 

Januarstreiks 1918, trotz der sich häufenden Zeichen der Kriegsmüdigkeit, auch 

des Aufbegehrens, waren die revolutionären Gruppen der deutschen Linken, auf 

die man in Moskau setzte, organisatorisch zersplittert und isoliert geblieben. 

Noch im Sommer 1918 klangen die Stimmen aus dem Kreis des Spartakus klein­

laut, pessimistisch und beschämt. Was sie bedrückte, war die mangelnde Bewe­

gungsfähigkeit der Massen und die geradezu lederne Zählebigkeit der altbewähr­

ten, von der Mehrheitssozialdemokratie noch immer beherrschten Organisations-

basis. So klagte Franz Mehring den Russen im Juni 1918, daß „der alte Regie­

rungssozialismus noch immer wie ein Ölfleck" umsichfresse, daß auch die unab­

hängigen Sozialdemokraten unter dem „heiligen Propheten" Kautsky ihrer Selbst­

gefälligkeit und ihren Selbsttäuschungen verhaftet geblieben seien, daß sich die 

revolutionären Internationalisten in schwacher, kaum handlungsfähiger Verein­

zelung befänden9. Rosa Luxemburgs Äußerungen verwiesen auf den gleichen, 

deprimierenden Sachverhalt. Ih r schien das deutsche Proletariat in sklavischem 

Kadavergehorsam befangen, in Blindheit und Bewußtlosigkeit, fast verloren schon 

für den Appell, seine historische Bestimmung zu erfüllen und seine Ehre dadurch 

zu retten, daß es durch die revolutionäre Erhebung den bedrängten russischen Ge­

nossen zu Hilfe käme10. 
I n dem H a ß gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten, den „Scheidemännern", 

8 Lenin, Referat vor dem III . Kongreß der Komintern (5. 7.1921), in: Werke Bd. 32, S. 512. 
9 Franz Mehring, Offener Brief an die Bolschewiki, 3. 6. 1918, veröff. in: Arbeiterpolitik, 

Wochenschrift für wiss. Sozialismus (Bremen) 3. Jg., Nr. 29, 20. 7.1918. 
10 [Rosa Luxemburg], Die russische Tragödie, in: Spartacus Nr. 11, September 1918, wieder-
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den „Verrätern und Lakaien der Bourgeoisie", stimmten die Bolschewiki mit den 
Spartakisten vollkommen überein. Aber auch die Führung der „Unabhängigen 
Sozialdemokraten" (USPD), die man vor allem in der Person des als „Opportu­
nisten" verfemten Kautsky repräsentiert sah, betrachtete man mit Verachtung. 
Was den Bolschewiki also blieb, war die höchst unsichere Hoffnung, daß es Lieb­
knecht und seinen Anhängern schließlich dennoch gelingen könnte, die Massen von 
den alten sozialdemokratischen Autoritäten abzuziehen und sie für den Kampf um 
eine deutsche Räterepublik zu sammeln. Tatsächlich wußte Lenin sehr gut, daß sich 
die revolutionäre Theorie nur durch revolutionäre Praxis verifizieren lassen werde. 

Als sich im Oktober 1918 der Zusammenbruch der Hohenzollernmonarchie ab­
zeichnete, schwankten die Bolschewiki zwischen Enthusiasmus und Furcht vor 
neuer Bedrohung. Sie gaben sich Rechenschaft davon, daß ein militärisch geschla­
genes Deutschland — ein Deutschland ohne Revolution in den Händen der Entente, 
mit den „Scheidemännern" als alliierten Agenten — für Sowjetrußland katastro­
phale Folgen haben könne. Lenins Antwort fiel denn auch entsprechend nüchtern 
aus: Sie enthielt den Appell, die Stärke der Roten Armee zu verzehnfachen und 
sich darauf zu rüsten, daß der deutsche Imperialismus, um sich zu retten, in letzter 
Stunde sich mit den Siegern des Krieges gegen die Sowjetrepublik verbünden 
könnte. Die Gefahr einer Erdrosselung der Sowjetmacht, im konzentrischen An­
griff von allen Seiten, wurde ernst genommen11. Demgegenüber klangen die Ver­
sicherungen, daß die Revolution allenthalben umsichgreife, daß sie die Herrschen­
den treffen werde „schrecklicher noch als die spanische Grippe", daß der Bolsche­
wismus zur weltumspannenden Theorie und Taktik des internationalen Proleta­
riats geworden sei — solche Versicherungen klangen angesichts der ernsten Lage 
Sowjetrußlands wie eine Beschwörung der eigenen Ängste. 

Es ist hier nicht der Ort, dem Verlauf der Novemberrevolution nachzugehen oder 
die bekannten Bemühungen der Bolschewiki zu verfolgen, auf die Ereignisse in 
Deutschland durch Hilfsangebote, Solidaritätsbekundungen und revolutionäre 
Appelle einzuwirken. Nach den enttäuschenden Erfahrungen mit dem Berliner 
Rat der Volksbeauftragten konzentrierten sich die bolschewistischen Anstrengun­
gen auf die Herstellung einer gemeinsamen revolutionären Front mit der jungen 
KPD. Die Gründung der Kommunistischen Internationale (Komintern) im März 
1919 stand damit in engem Zusammenhang. 

Fragt man nach den Kriterien, mit denen man in Moskau die deutschen Ereig­
nisse seit dem Oktober 1918 zu analysieren suchte, so fällt ein merkwürdiges Ana­
logiedenken auf. Wie die Untersuchung der Kommentare, z. B. in der „Pravda", 
zeigen kann, wurden der bolschewistischen Einschätzung Begriffe zugrunde ge­
legt, die aus der russischen Revolutionsentwicklung gewonnen waren12. So wurden 

abgedruckt in: Spartakusbriefe, hrsg. vom Institut für Marxismus-Leninismus (IML) beim 
ZK der SED, 1958, S. 453 ff. 

11 Dazu Lenins Reden vom 22.10.1918 und 8.11.1918, in: Werke Bd. 28, S. 104ff., 145 ff. 
12 Vgl. Klaus Meyer, Sowjetrußland und die Anfänge der Weimarer Republik, in: Forschun­

gen zur osteuropäischen Geschichte 20 (1973), S. 78 ff. 
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die anfänglichen Spannungen zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und dem 

zentralen Vollzugsrat als Ausdruck einer „deutschen Doppelherrschaft" beschrie­

ben, die Absichten der militärischen Führung als Anzeichen für eine „deutsche 

Kornilovscina", auf die ein „deutscher Oktober" unvermeidlich folgen werde. Karl 

Liebknecht wurde als „der deutsche Lenin" bezeichnet, Ebert als deutscher Keren-

skij, und Noske galt später als der deutsche Kolcak. „Die Geschichte wiederholt 

sich. In der deutschen Arbeiterrevolution erkennen wir die Züge der russischen 

Revolution."13 Dementsprechend wurde seit dem Winter 1918/1919 darauf ver­

traut , daß „die zweite Etappe" der deutschen Revolution, der Sieg des Proletariats, 

nicht lange auf sich warten lassen werde. Auch Lenin hat sich an der üblich gewor­

denen Parallelisierung der Verlaufsschemen beteiligt14. 

Es ist leicht zu sehen, daß diese suggestiven Formen einer revolutionsgeschicht­

lichen Komparatistik auf Theoremen beruhten, die in der modernen marxistisch­

leninistischen Wissenschaft als die „allgemeingültigen Gesetzmäßigkeiten der so­

zialistischen Revolution" bezeichnet werden15. Auch Lenin, der die „ungeheueren 

Unterschiede zwischen dem rückständigen Rußland und den fortgeschrittenen west­

europäischen Ländern" nicht übersah, unterstellte gleichwohl, „daß das russische 

Vorbild allen Ländern etwas, und zwar etwas überaus Wesentliches aus ihrer un­

ausweichlichen und nicht fernen Zukunft" zeige. Die besonderen Bedingungen der 

Revolution in den einzelnen Ländern setzten für Lenin diese übernationalen Ge­

setzmäßigkeiten nicht außer Kraft. Dem entsprach auch seine Vermutung, daß 

nach dem Sieg der Revolution in einem der fortgeschrittenen Länder „Rußland 

bald danach nicht mehr ein vorbildliches, sondern wieder ein (im sowjetischen' und 

im sozialistischen Sinne) rückständiges Land sein" werde16. Beim Studium der 

zeitgenössischen Quellen überwiegt jedoch der Eindruck, daß der Ernst der Lage 

den Bolschewiki wenig Muße zu einer nüchternen Analyse deutscher „Besonder­

heiten" ließ. Die Fehleinschätzung der Revolutionsperspektiven in Deutschland — 

bis hin zum „deutschen Oktober" von 1923 — beruhte offensichtlich auf einer eher 

impressionistischen und emotionalen Lagebeurteilung als auf wissenschaftlich qua­

lifizierbaren Hypothesen. 

Die Deutschlandspezialisten der Moskauer Führung waren glänzende Journali­

sten und Propagandisten, aber Karl Radeks oder auch Zinov'evs scharfsinnige Kom­

petenz konnten eine wissenschaftliche Untersuchung der sozialökonomischen und 

politischen „Besonderheiten" Deutschlands nicht ersetzen17. Und die revolutionäre 

13 Pered nemeckim oktjabrem, in: Pravda, 4.12.1918, S. 1, zit. nach K. Meyer, a .a .O., S. 91. 
14 J. S. Drabkin (Anm. 1), S. 553 ff. 
15 Vgl. etwa Horst Bartel, Heinz Heitzer, Die Anwendung grundlegender Erfahrungen der 

Sowjetunion in der DDR, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 22 (1974), S. 917ff.; 
P. N. Fedossejew, Die internationale Bedeutung der Oktoberrevolution, in: Sowjetwissen­
schaft, Gesellschaftswiss. Beiträge 1967, Heft 10. 

16 Lenin, Der „linke Radikalismus" und die Kinderkrankheiten im Kommunismus (April/Mai 
1920), in: Werke Bd. 31, S. 5 f. 

17 Zur Rolle Karl Radeks in der deutschen Politik: Lyman H. Legters, Karl Radek als Sprach-
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Ungeduld war groß. In seiner Eröffnungsrede auf dem I. Kongreß der Komintern 

(2. März 1919) meinte Lenin sagen zu können: „Das Sowjetsystem hat nicht nur 

im zurückgebliebenen Rußland, sondern auch in dem entwickeltsten Lande Euro­

pas, in Deutschland, und in dem ältesten Lande des Kapitalismus, in England, ge­

siegt. Mag die Bourgeoisie noch wüten, mag sie noch Tausende von Arbeitern nie­

dermetzeln, der Sieg ist unser, der Sieg der kommunistischen Weltrevolution ist 

gesichert."18 

Unter Historikern dürfte Einvernehmen darüber bestehen, daß das Scheitern der 

proletarischen Revolution in Deutschland nicht mit einfachen Formeln erklärt 

werden kann. Auch die marxistisch-leninistische Geschichtswissenschaft ist heute 

darum bemüht, zu differenzierteren Analysen zu kommen. Die abwertende Be­

urteilung der deutschen Linken, die nach Stalins Brief von 1931 an die Zeitschrift 

„Proletarskaja revoljucija" über viele Jahre hin üblich war19, wurde aufgegeben. 

Freilich wird den sozialdemokratischen Führern, die — in der Konsequenz ihres 

Verhaltens vom August 1914 — die Massen „verraten" hätten, nach wie vor die 

Hauptverantwortung dafür zugewiesen, daß die deutsche Novemberrevolution zwar 

„in gewissem Umfang mit proletarischen Mitteln und Methoden durchgeführt 

wurde", dessen ungeachtet aber auf dem Niveau einer „bürgerlich-demokratischen 

Revolution" stehengeblieben sei20. Ich möchte mich hier darauf beschränken, aus 

einem Vergleich zwischen dem russischen Oktober und dem deutschen November 

einige zusätzliche Gesichtspunkte in die Debatte einzuführen: 

1. Die Bolschewiki hatten als Friedenspartei gesiegt; keine andere Kraft war da, 
die Rußland Frieden zu bringen versprach und die es gewagt hätte, um dieses 
Friedens willen zu den deutschen Imperialisten zu gehen. In Deutschland dage­
gen hatte noch die kaiserliche Regierung die ersten Schritte zum Frieden getan. 
U m den Massentod an der Front zu beenden, wurde eine proletarische Revolu­
tion nicht mehr gebraucht. Anders als in Rußland wirkte nach dem Sturz der 
Monarchie die Friedenssehnsucht der Bevölkerung nicht zugunsten der Kommu­
nisten sondern gegen sie. 

2. Die Bolschewiki hatten die erdrückende Mehrheit der Arbeiterschaft und be­

trächtliche Teile der Soldatenmassen hinter sich, als sie die Macht ergriffen. Sie 

beherrschten die wichtigsten Räteorgane, während die Menschewiki und Sozial­

revolutionäre schon abgewirtschaftet hatten. In Deutschland dagegen befand 

sich der Spartakusbund in absoluter Minderheit gegenüber der Mehrheitssozial­

demokratie (MSPD) und den Unabhängigen (USPD). Die Entwicklung der jun-

rohr des Bolschewismus, in: Forschungen zur osteuropäischen Geschichte 7 (1959), S. 196ff.; 
Marie-Luise Goldbach, Karl Radek und die deutsch-sowjetischen Beziehungen, Bonn 1973; 
ferner W. Lerner, Karl Radek, The Last Internationalist, Stanford, Calif. 1970. 

18 Lenin, in: Werke Bd. 28, S. 470. 
19 Über einige Fragen der Geschichte des Bolschewismus, Brief an die Redaktion der Zeit­

schrift „Proletarskaja revoljucija", in: Stalin, Werke, Bd. 13, S. 76 ff. 
20 Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 3 : Von 1917 bis 1923, IML beim ZK der 

SED, Berlin (Ost) 1966, S. 197. 
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gen K P D zur kommunistischen Massenpartei begann nicht mit dem Aufschwung 

der Rätebewegung, sondern sie begann, nachdem sich die deutschen Räte von 

der Geschichte bereits verabschiedet hatten. 

3. Die bolschewistische Machtübernahme in Petrograd war das Ergebnis einer 

generalstabsmäßig geplanten Aktion im Namen legaler Räteorgane. Der Sparta­

kusaufstand im Januar 1919 war dagegen eine Erhebung, bei der es nicht ernst­

lich um Machtübernahme gehen konnte. Die kommunistische Parteileitung ver­

mochte den Aufruhr nicht zu steuern. Anders als die Oktoberrevolution richtete 

sich dieser Aufstand gegen eine organisierte Majorität, die ihrer politischen 

Linie ebenso sicher war wie der Unterstützung durch die militärische Führung . 

Nicht der Spartakusbund, sondern die Sozialdemokraten versprachen, wonach die 

übergroße Mehrheit der Bevölkerung verlangte: Ruhe und Ordnung, Aufrecht­

erhaltung der Versorgung, Vermeidung einer alliierten Intervention, rasche Sta­

bilisierung, um das Diktat der Siegermächte zu überstehen. 

4. In Rußland gab es im Oktober 1917 keine Institutionen, die stark genug gewe­

sen wären, das Experiment der parlamentarischen Demokratie gegen die Macht 

der bolschewistischen Räte durchzusetzen. Die Bolschewiki konnten die verfas­

sungsgebende Versammlung wählen lassen, ohne sie als Machtfaktor fürchten zu 

müssen. I n Deutschland dagegen hatte noch das alte Regime mit Billigung der 

Sozialdemokraten die Parlamentarisierung eingeleitet; nicht der Parlamentaris­

mus war hier ein provisorisches und transitorisches Phänomen, sondern die 

Rätebewegung. 

5. Anders als in Rußland, wo die Räte nicht nur die revolutionäre Spontaneität der 

Massen organisierten, sondern zugleich eine Grundlage für die dauerhafte Er ­

fassung und Lenkung der Massen boten, hatte sich die deutsche Arbeiterklasse 

seit Jahrzehnten in die überkommenen Organisationen der Arbeiterbewegung 

und des bürgerlichen Staates eingelebt. Der Krieg hatte die traditionelle Solida­

rität zur Sozialdemokratie zwar gelockert und revolutionierte proletarische 

Schichten bei der USPD Anlehnung suchen lassen. Aber die alten Organisations-

strukturen waren doch widerstandsfähig genug, um die Krisenzeit zu überstehen. 

Was für die Bolschewiki das Faszinierende an der deutschen Arbeiterbewegung 

gewesen war, ihre Disziplin in der Partei und in den Gewerkschaften wie im 

Produktionsprozeß der kapitalistischen Fabrik, wirkte nun gegen die proleta­

rische Revolution. 

6. Der soziale Kern der russischen Revolution war die agrarische Umwälzung. In 

Deutschland dagegen gab es keinen vergleichbar einschneidenden Umbruch der 

sozialen Verfassung, der sich von den Kommunisten als Faktor des Machtge­

winns und der Machtbehauptung hätte ausnutzen lassen. Selbst in der kurz­

lebigen bayerischen Räterepublik haben Bauernräte eine höchst periphere Rolle 

gespielt. Die Geschichte der KPD in den zwanziger Jahren kann belegen, wie 

schwer es war, einem revolutionären Agrarprogramm in Deutschland zur Reso­

nanz zu verhelfen. 
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Diese Skizze macht auf einige strukturelle Tatbestände aufmerksam, durch die 

sich die revolutionären Voraussetzungen in Rußland und Deutschland unterschie­

den haben21. Dabei mag deutlich werden, daß die These von der allgemeinen Ge­

setzmäßigkeit der revolutionären Entwicklung wenig tauglich war, um spezifisch 

deutsche Bedingungen aus den Erfahrungen der russischen Revolution abzuleiten. 

Jedenfalls ist die Unterschätzung dieser Sonderbedingungen mitverantwortlich da­

für zu machen, daß es seit 1919 auch in der Kommunistischen Internationale zu 

einer langen Reihe falscher Prognosen und unbegründeter Hoffnungen in Bezug 

auf die proletarische Revolution in Deutschland kam. Vor allem die Vorbereitung 

und Durchführung des „deutschen Oktober" von 1923, aber auch die anschließende 

Kritik dieses Revolutionsversuchs, bieten dafür eindrucksvolle Beispiele an22. Aber­

mals wurden die Ursachen für den Fehlschlag nicht so sehr in den sozioökonomi-

schen und soziokulturellen Gegebenheiten der deutschen Politik gesucht, auch nicht 

in den von der Moskauer Kominternexekutive durchgesetzten Richtlinien der „Ein­

heitsfront", sondern im Versagen einzelner kommunistischer Parteiführer wie 

Brandler und Radek und im Opportunismus der „linken" Sozialdemokraten in der 

thüringischen und sächsischen Landesregierung. 

Indessen hatten führende Vertreter der russischen Kommunistischen Partei gro­

ßen Anteil daran, daß die deutsche Parteileitung dazu kam, die deutsche Wirklich­

keit durch das Prisma der russischen Revolutionsgeschichte zu sehen. Sie folgte dem 

Beschluß der Komintern, in einem Krisenjahr der Weimarer Republik die „prole­

tarische Revolution" in Deutschland zu probieren. Trockij hatte sogar vorgeschla­

gen, den Beginn der deutschen Revolution auf den 6. Jahrestag des russischen 

Oktober festzusetzen. Als es darum ging, die „Lehren des deutschen Oktober" 

zu ziehen, waren tieferdringende Analysen, wie etwa die von Eugen Varga, von 

geringerem Gewicht als die Rechtfertigungsversuche der beteiligten Genossen. 

Noch die neuere sowjetische Forschung gibt als marxistisch-leninistische Erklärung 

21 Weiterführende Gesichtspunkte bei Gerhard Schulz, Räte, Wirtschaftsstände und die Trans­
formation des industriellen Verbandswesens am Anfang der Weimarer Republik, in: Ge­
sellschaft, Parlament und Regierung, Zur Geschichte des Parlamentarismus in Deutschland. 
Düsseldorf 1974, S. 355 ff.; ferner: Heinrich Muth, die Entstehung der Bauern-und Land­
arbeiterräte im November 1918 und die Politik des Bundes der Landwirte, in dieser Zeit­
schrift 21 (1973), S. 1-38. 

22 Die Diskussionen über den „deutschen Oktober" in: Die Lehren der deutschen Ereignisse, 
Das Präsidium des EKKI, (Januar 1924), Hamburg 1924; Trinadcatyj s-ezd RKP (b), Mai 
1924 goda, Stenograficeskij otcet, Moskau 1963; sowie: Fünfter Kongreß der Kommunisti­
schen Internationale, Moskau 17. 6. bis 8. 7.1924, Protokoll, Verlag Carl Hoym, Nachf. o. J., 
Nachdruck: Feltrinelli reprint 1967. Neuere Forschungsbeiträge: Werner T. Angress, Die 
Kampfzeit der KPD 1921-1923, Aus dem Amerikan. Düsseldorf 1973, S. 315ff.; Wolfgang 
Eichwede, Revolution und internationale Politik, Zur kommunistischen Interpretation der 
kapitalistischen Welt 1921-1925, Köln, Wien 1971, S. 56 ff.; ferner Dieter Möller, Stalin 
und der „deutsche Oktober" 1923, in: Jahrbücher für Geschichte Osteuropas 13 (1965), 
S. 212ff.; William Korey, Zinoviev on the German Revolution of October 1923, A Case 
Study of a Bolshevik Attitude to Revolutions Abroad, in: Essays in Russian and Soviet 
History, Ed. by John S. Curtiss, Leiden 1963, S. 253 ff. 
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aus, was 1924 die Mehrheit des X I I I . Parteitags der Russischen Kommunistischen 

Partei (RKP [b]) und des V. Kominternkongresses zu sagen für opportun befand23. 

So ist es nicht verwunderlich, daß hier die kritische Frage nicht aufkommt, ob die 

Prämissen der kommunistischen Deutschlandanalysen tragfähig waren. Mir 

scheint, sie waren es nicht. 

2. Sowjetrußland und die Voraussetzungen kommunistischer Politik 

in Deutschland 

Nach dem Scheitern der revolutionären Kämpfe um eine deutsche Räterepublik 

blieb die Spaltung der Arbeiterbewegung ein Kontinuum der deutschen Nach­

kriegsgeschichte. Das Interesse der Bolschewiki, die Ende 1918 gegründete Kom­

munistische Partei Deutschlands (Spartakusbund) konsolidiert und zu einer Mas­

senpartei aufsteigen zu sehen, erklärt sich daraus. Dabei konnte indessen nicht 

ignoriert werden, daß sich die deutsche Sozialdemokratie rasch regenerierte und 

als tragende politische Kraft der Weimarer Republik die Mehrheit der Arbeiter 

schaft an sich band. Wer, wie die Kommunisten, die Mehrheit des deutschen Prole­

tariats für sich gewinnen wollte, kam an der Sozialdemokratie nicht vorbei. Die 

Beziehungen zwischen der RKP (b) und der jungen KPD im Rahmen der Kom­

intern dürfen also nicht isoliert betrachtet oder auf ein bilaterales Verhältnis redu­

ziert werden. Vielmehr kommt es darauf an, diese Beziehungen zugleich als Aus­

druck jener Probleme zu begreifen, die die Existenz der SPD für Sowjetrußland 

und die deutschen Kommunisten aufwarf. 

Die Kriterien, die für die bolschewistische Beurteilung der SPD maßgebend 

wurden, waren nicht erst unter dem Eindruck der deutschen Novemberrevolution 

formuliert worden. Schon in der Vorkriegszeit hatten die Bolschewiki enttäuschende 

Erfahrungen gesammelt. Namentlich die Beobachtung, daß die SPD den Revisio­

nismus nicht aus der Partei vertrieb, hatte bei Lenin und seinen Anhängern von 

jeher Unverständnis und kritische Bedenken ausgelöst24. Verstimmend hatte auch 

gewirkt, daß der deutsche Parteivorstand in den russischen Flügelkämpfen den 

Menschewiki mit größerem Verständnis begegnet war als der von Lenin geführten 

Fraktion. Von Axelrod, Martov und Dan hatten führende deutsche Genossen ge­

lernt, daß Lenin nicht eigentlich ein Marxist, sondern ein marxistisch verkleideter 

Verschwörer sei. Auch Rosa Luxemburg, die den Bolschewiki in der Abwehr der 

Revisionisten nahestand, hatte durch ihre scharfe Kritik an Lenins Parteitheorie 

23 Neuere sowjetische Beiträge: M. S. Orlova, Uroki nemeckogo oktjabrja, Ocerk razvitija 
nemeckoj marksistskoj istoriografii revoljucionnogo krizisa 1923 goda v Germanii, Moskau 
1965; dies., Revoljucionnyj krizis 1923 g. v Germanii i politika Kommunisticeskoj partii, 
Moskau 1973. 

24 Über die deutsch-russischen Parteibeziehungen vor 1903: Dietrich Geyer, Lenin in der 
russischen Sozialdemokratie, Köln, Graz 1962. 
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solche Vorstellungen gefördert25. Tatsächlich war vor 1914 das bolschewistische 
Verhältnis auch zu den deutschen Linken keineswegs herzlich. Im Disput mit 
Kautsky — um die „Niederwerfungs-" oder „Ermattungsstrategie" — hatte Rosa 
Luxemburg die Bolschewiki nicht auf ihrer Seite gesehen26; die Parteinahme, die 
Lenin seit 1911 im Fraktionsstreit der polnischen Sozialdemokratie (SDKPiL) er­
kennen ließ, hatte die persönlichen Beziehungen zum Erliegen gebracht27. Erst im 
Kampf gegen den imperialistischen Krieg kamen Bolschewiki und deutsche Linke 
einander wieder nahe. 

Dieser Erfahrungshintergrund hat nicht allein die antibolschewistischen Be­
griffe präformiert, mit denen die Mehrheitssozialdemokraten seit 1918 die Ergeb­
nisse der Oktoberrevolution kritisierten und die junge KPD als einen deutschen 
Ableger Moskaus bekämpften. Auch in Rosa Luxemburgs bekannte Kritik von 
1918 gingen — bei grundsätzlicher Anerkennung der Oktoberrevolution — An­
schauungen ein, die sie in den Vorkriegsjahren von den Bolschewiki gewonnen 
hatte28. Nicht zuletzt aber hatte Lenin ältere Zweifel an der Prinzipientreue der 
deutschen Sozialdemokraten bestätigt gefunden, als er unter dem Eindruck des 
4. August 1914 den Bruch mit der SPD öffentlich vollzog. 

Die Grundlegung seiner Imperialismustheorie und die Formulierung weltrevo­
lutionärer Perspektiven zeigten an, daß Lenin die bolschewistische Position im 
imperialistischen Krieg in schärfster Absage an den von Kautsky repräsentierten 
Marxismus des deutschen Parteizentrums bestimmte. Die SPD oder doch ihre 
„sozialchauvinistischen" und „opportunistischen" Führer wurden für den Zusam­
menbruch der Internationale verantwortlich gemacht, für den Tatbestand, daß die 
europäischen Arbeiter jetzt dem Weltimperialismus als Kanonenfutter zu dienen 
hatten. Lenin zufolge war dieser „abgrundtiefe Verrat" auf den Einfluß einer kor­
rumpierten „Arbeiteraristokratie" zurückzuführen, die an den Ausbeutungsgewin­
nen der imperialistischen Monopole partizipiere und für den proletarischen Klas­
senkampf untauglich geworden sei. 

Daß Lenin seine Angriffe vor allem gegen Karl Kautsky lenkte, der sich 1917 
der USPD anschloß, hatte einen besonderen Grund: Lenin klagte den Theoretiker 
Kautsky an, den offenbar gewordenen Bankrott der alten Sozialdemokratie mit sei­
ner Autorität zu decken und zu verschleiern, daß sich das Proletariat allein durch 
den Bürgerkrieg gegen den Imperialismus retten könne, daß für wahre Marxisten 

25 Dietrich Geyer, Die russische Parteispaltimg im Urteil der deutschen Sozialdemokratie, in: 
International Review of Social History 3 (1958), S. 195ff., 418ff.; Peter Lösche, Der Bol­
schewismus im Urteil der deutschen Sozialdemokratie 1903 bis 1920, Berlin (West) 1967. 

26 Vgl. Dieter Groh, Negative Integration und revolutionärer Attentismus, Die deutsche 
Sozialdemokratie am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Frankfurt a. M., 1973, S. 156 ff. 

27 Georg W. Strobel, Die Partei Rosa Luxemburgs, Lenin und die SPD, Der polnische „euro­
päische" Internationalismus in der russischen Sozialdemokratie, Wiesbaden 1974, S. 401 ff. 

28 Rosa Luxemburg, Die russische Revolution, Eine kritische Würdigung, Aus dem Nachlaß 
hrsg. und eingeleitet von Paul Levi, Berlin 1922; dazu: Adolf Warski, Rosa Luxemburgs 
Stellung zu den taktischen Problemen der Revolution, Hamburg 1922; Clara Zetkin, Um 
Rosa Luxemburgs Stellung zur russischen Revolution, Hamburg 1922. 
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nicht die Wiederherstellung der „versumpften" Zweiten Internationale auf der 
Tagesordnung stehe, sondern eine Praxis internationaler Revolutionierung. Dieses 
entschiedene Plädoyer für eine revolutionäre „Dritte Internationale" mag auch 
erklären, weshalb Lenin den „Sozialpazifismus" der deutschen Unabhängigen für 
nicht weniger verhängnisvoll hielt als den „Sozialchauvinismus" der Mehrheits­
sozialdemokraten. Sein Vertrauen galt den vom Krieg getroffenen Massen und 
jenen deutschen Genossen, die, wie Karl Liebknecht, sich dazu bekannten, daß der 
revolutionäre Aufstand die einzige angemessene Antwort sei, die das Proletariat 
den Herrschenden zu erteilen habe29. 

Die deutsche Parteimehrheit hatte bis 1917 die Bolschewiki nur insoweit ernst 
genommen, als diese die Revolutionierung Rußlands versprachen und auf das Aus­
scheiden Rußlands aus dem Kriege hoffen ließen. Noch im Augenblick der Okto­
berrevolution wurden die Bolschewiki als „Friedenspartei" begrüßt30. Im übrigen 
aber war von den Mehrheitssozialdemokraten keine Solidarität mit Sowjetrußland 
zu erwarten. Nach der gewaltsamen Auflösung der Allrussischen Konstituante im 
Januar 1918 wurde die bolschewistische Diktatur nahezu einhellig als Putschis­
mus, Minderheitenherrschaft und anarchistischer Terrorismus gebrandmarkt, als 
eine „asiatische" Perversion der sozialistischen Demokratie; proletarische Diktatur 
in einem zurückgebliebenen Agrarland werde mit sozialdemokratischen Grund­
sätzen niemals zu versöhnen sein. Für den Antibolschewismus der MSPD, der als­
bald zu einer neuen Integrationsideologie ausgebildet wurde, hat namentlich Karl 
Kautsky, unterstützt durch seine menschewistischen Freunde, die bleibenden For­
mulierungen geliefert31. Dem bolschewistischen Regime wurde die historische Exi­
stenzberechtigung abgesprochen; es erschien als Verstoß gegen die ehernen Ge­
setze der Geschichte, weil dem rückständigen Rußland für einen demokratischen 
Sozialismus die nötige Reife fehle. 

Die sozialdemokratische Bolschewismuskritik, ihre Erstarrung in den 1918/19 
geprägten Formeln, ist von Peter Lösche eingehend untersucht worden. Auch die 
bekannten Repliken Lenins und Trockijs können hier übergangen werden32. Es 
genügt, darauf zu verweisen, daß die Bolschewiki ihr Urteil über die Mehrheits­
sozialdemokratie durch die Ereignisse im Winter 1918/19 vollauf gerechtfertigt 
sahen. Vollends nach der Niederschlagung des Spartakusaufstands und der Ermor­
dung Karl Liebknechts, Rosa Luxemburgs und Leo Jogiches' war an Kooperation 

29 Vgl. Arnold Reisberg, Lenins Beziehungen zur deutschen Arbeiterbewegung, Berlin (Ost) 
1970), S. 153ff.; ders., Lenin und die Zimmerwalder Bewegung, Berlin (Ost) 1966; Ju. G. 
Temkin, Lenin i mezdunarodnaja socialdemokratija 1914-1917 gg. Moskau 1968. Dazu das 
Dokumentenwerk: Die Zimmerwalder Bewegung, Protokolle und Korrespondenz, hrsg. von 
Horst Lademacher, Den Haag, Paris 1967, 2 Bände. 

30 Peter Lösche (Anm. 25), S. 103 ff. 
31 Karl Kautsky, Demokratie oder Diktatur, Berlin 1918; ders. Terrorismus und Kommunis­

mus, Ein Beitrag zur Naturgeschichte der Revolution, Berlin 1919; ders., Von der Demo­
kratie zur Staatssklaverei, Eine Auseinandersetzung mit Trotzky, Berlin 1921 u. a. 

32 Lenin, Die proletarische Revolution und der Renegat Kautsky, in: Werke Bd. 28, S. 225 ff.; 
L. Trockij, Terrorizm i kommunizm, in: Socinenija, XII, Moskau-Leningrad 1926, S. 7 S. 
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nicht mehr zu denken. Ebert, Scheidemann und Noske wurde vorgeworfen, als 

„bürgerliche Henker und Schlächter der Berliner Kommunarden" zu amtieren, als 

Büttel der Konterrevolution33. 

Während zwischen Mehrheitssozialdemokraten und Kommunisten unversöhn­

liche Feindschaft herrschte, hatten sich die Bolschewiki auf die USPD in anderer 

Weise eingestellt. Es zeigte sich, daß der linke Flügel der Unabhängigen dem Räte-

gedanken applaudierte und Anstalten machte, den Kontakt mit der Komintern zu 

suchen. Fü r die Moskauer Führung kam es darauf an, die revolutionär gesonnene 

Anhängerschaft der USPD von ihren opportunistischen Führern zu trennen und sie 

für den Kampf um die proletarische Diktatur zu gewinnen. Die berühmten 21 Auf­

nahmebedingungen der Komintern wirkten als Hebel zur Spaltung dieser hetero­

genen Massenpartei. Das Ergebnis dieser Strategie, die unter unmittelbarer Betei­

l igung Lenins, Zinov'evs und Radeks entwickelt worden war, wurde nach den Mos­

kauer Verhandlungen vom Sommer 1920 schließlich auf dem Parteitag in Halle 

eingebracht. Die Erosion der USPD ermöglichte die Erweiterung der KPD zur 

„Vereinigten Kommunistischen Partei Deutschlands" (VKPD); sie sah in den 

„Zentristen" um Kautsky und Hilferding fortan ihre schärfsten Gegner34. 

Die Bemühungen der Bolschewiki, das revolutionäre Potential der deutschen 

Arbeiterbewegung für die Kommunistische Internationale zu mobilisieren, zielten 

auf die Korrektur der Novemberrevolution. Dabei kam ihnen das hohe Ansehen 

zugute, das sie bei jenen proletarischen Kräften genossen, denen die Traditions­

parteien der Zweiten Internationale in der Bürgerkriegssituation von 1919/20 

keine glaubwürdige Orientierung boten. Nach wie vor ging die Moskauer Partei­

führung von der Überzeugung aus, daß der Kampf gegen die Sozialdemokratie 

eine fundamentale Voraussetzung der proletarischen Revolution in Deutschland sei. 

Und da diese „bürgerliche Arbeiterpartei" sich als stabilisierende Kraft des Weima­

rer Staates erwies, galt diese Kampfansage zugleich der jungen deutschen Republik. 

Die Bolschewiki konnten im Frühjahr 1919 nicht ernstlich damit rechnen, daß 

die in die Illegalität gedrängte und dezimierte KPD imstande wäre, die erwarteten 

Massenkämpfe zu organisieren und aufs Niveau einer proletarischen Revolution zu 

bringen. Die deutschen Kommunisten vertraten nur eine kleine Minderheit der 

33 G. Zinov'ev, Neue Grausamkeiten der deutschen „sozialdemokratischen" Regierung (1. 4. 
1919), in: Manifeste, Richtlinien, Beschlüsse des Ersten Kongresses, Aufrufe und offene 
Schreiben des Exekutivkomitees bis zum Zweiten Kongreß, Verlag der Kommunistischen 
Internationale, Hamburg 1920, S. 79 f. 
34 Zur Geschichte der USPD siehe Robert F. Wheeler, Die „21 Bedingungen" und die Spal­
tung der USPD im Herbst 1920, in dieser Zeitschrift 23 (1975), S. 117-154; ders., USPD 
und Internationale, Sozialistischer Internationalismus in der Zeit der Revolution, Berlin 
1975; Hartfrid Krause, USPD, Zur Geschichte der Unabhängigen Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands, Frankfurt a. M. 1975. Forschungsbeiträge aus der DDR: Horst Nau­
mann, Die USPD und die Kommunistische Internationale, in: Zs. f. Geschichtswiss. 19 
(1971), S. 1034ff.; ders., Die Vereinigung des linken Flügels der USPD mit der KPD, 
ebenda, S. 1367 ff. 
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deutschen Arbeiterklasse35. Die K P D war auch noch keine bolschewistische Kader­

organisation. Sozialdemokratische, syndikalistische und anarchistische Tendenzen 

wirkten ein und ließen mit der Abspaltung der „Kommunistischen Arbeiter-Partei 

Deutschlands" (KAPD) die Partei fast aus den Fugen gehen36. Dieser Lage ent­

sprach es, daß nicht die KPD, sondern daß bolschewistische Parteiführer über die 

Bedingungen entschieden, unter denen die „Vereinigte Kommunistische Par te i" 

im Spätherbst 1920 schließlich zustande kam. Es ging darum, den diffusen deut­

schen Kommunismus nach bolschewistischen Maximen zu formen und seiner „Kin­

derkrankheiten" Her r zu werden. Auch die schwere Zerreißprobe, in die die VKPD 

nach dem Fehlschlag der sogenannten „Märzaktion" hineingeriet, konnte im Som­

mer 1921 nur durch das Eingreifen führender russischer Genossen leidlich über­

standen werden. Der gegen den Widerspruch prominenter deutscher Genossen voll­

zogene Ausschluß Paul Levis, der die „Offensivtaktik" der Parteimehrheit als 

„Putschismus" öffentlich verworfen hatte, hätte sich ohne Lenins Zutun schwerlich 

durchhalten lassen. Die „ultraradikalen" Linken, die sich in der KAPD gesammelt 

und die Märzaktion mitgetragen hatten, wurden aus der Komintern verdrängt37. 

Die führende Rolle der Bolschewiki im Entstehungsprozeß der deutschen Kom­

munistischen Partei steht außer Zweifel. In der Folgezeit wurde diese Position vor 

allem durch den Komintern-Apparat abgestützt, wo die russischen Genossen domi­

nierten. Bei der Beurteilung des Verhältnisses zwischen RKP (b) und KPD wird 

freilich oft übersehen, daß die bolschewistische Vorrangstellung keineswegs er­

zwungen werden mußte, sondern sich sozusagen „aus dem Leben selbst" ergab, aus 

dem natürlichen Übergewicht und der unbestrittenen Autorität der russischen Par­

tei und ihrer Führerpersönlichkeiten38. Die Existenz der K P D ist ohne die Existenz 

und den Modellcharakter des bolschewistischen Rußland nicht vorstellbar. 

Seit 1921 begann sich indessen zu zeigen, daß es, um deutscher Kommunist zu 

sein, nicht genügte, gegenüber der Sowjetrepublik unverbrüchliche Loyalität und 
35 Zur Entstehungsgeschichte: Der Gründungsparteitag der KPD, Protokoll und Materialien, 

hrsg. und eingeleitet von Hermann Weber, Frankfurt a. M. 1969; vgl. Protokoll des Grün­
dungsparteitags der Kommunistischen Partei Deutschlands, IML heim ZK der SED, Berlin 
(Ost) 1970. Über den Forschungsstand zur Geschichte der KPD informiert H. Weber in 
einer umfangreichen Einleitung zu Ossip Flechtheim, Die KPD in der Weimarer Republik, 
2. Auflage Frankfurt a. M. 1969, S. 5 ff. - Zu den Auffassungen der DDR-Forschung: Ge­
schichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 3, 1966; Heinz Wohlgemuth, Die Entstehung 
der Kommunistischen Partei Deutschlands 1914-1918, Überblick, Berlin (Ost) 1968. 

36 Zur Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands (KAPD): Hans-Manfred Bock, Syndi­
kalismus und Linkskommunismus von 1918 bis 1923, Meisenheim 1969. - Das Sonderpro­
blem des deutschen „Nationalbolschewismus" muß hier übergangen werden, vgl. aber 
Otto-Ernst Schüddekopf, Linke Leute von rechts, Die nationalrevolutionären Minderheiten 
und der Kommunismus in der Weimarer Republik, Stuttgart 1960. 

37 Zur „Märzaktion" 1921: Werner T. Angress (Anm. 22), S. 139 ff.; dazu: Paul Levi, Zwischen 
Spartakus und Sozialdemokratie, Schriften, Aufsätze, Reden und Briefe, hrsg. und eingelei­
tet von Charlotte Beradt, Frankfurt a. M., Wien 1969. 

38 Vgl. die Ausführungen von Bucharin und Zinov'ev über die Stellung der RKP (b) in der 
Komintern, in: Erweiterte Exekutive der Kommunistischen Internationale, Moskau 17. 2. 
bis 15. 3.1926, Hamburg 1926, S. 237, 496, 515 f. 
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Kampfgenossenschaft zu bekennen, und jene Bedingungen zu akzeptieren, mit 

denen die Bolschewiki ihre eigenen Organisationserfahrungen und politischen 

Prinzipien zu internationalisieren suchten. Die Moskauer Richtlinien bedurften 

der richtigen Auslegung und was „richtig" war, war keineswegs immer leicht zu 

erkennen. Tatsächlich stellt sich die Geschichte der KPD in den zwanziger Jahren 

als ein permanenter und überaus komplizierter Prozeß der Anpassung an die bol­

schewistische Generallinie dar. Frühzeitig schon wurde für diese Anpassung der 

Begriff der „Bolschewisierung" benutzt, den der V. Kominternkongreß 1924 als 

Grundforderung an die ausländischen Sektionen weitergab39. 

F ü r die KPD, die sich als integraler Teil einer von bolschewistischen Normen 

bestimmten Weltpartei begriff, verbot sich der Gedanke, zwischen den Interessen 

Sowjetrußlands und den Interessen der proletarischen Revolution in Deutschland 

könnte je ein Gegensatz entstehen. Auch die Bolschewiki bekannten sich mit Selbst­

verständlichkeit zu dem Axiom der Interessenharmonie. Manchen deutschen Ge­

nossen ist es jedoch keineswegs leicht gefallen, das von den Bolschewiki buchsta­

bierte „ABC des Kommunismus" auf die eigene Praxis anzuwenden. Das Maß der 

Schwierigkeiten zeigte sich zuerst dort, wo „demokratischer Zentralismus" und 

Parteidisziplin gefordert waren. 

Daß in der jungen deutschen Partei in dieser Hinsicht, eigene Maßstäbe leben­

dig geblieben waren, hatte Clara Zetkin 1921 vor dem I I I . Weltkongreß der Kom­

intern verdeutlicht. Bei der Verteidigung des geschaßten Paul Levi gab sie kund, 

worin sie sich von den russischen Genossen unterscheide: in der Überzeugung 

nämlich, „daß die Kritik an den Fehlern und Ir r tümern der Partei nicht beschränkt 

werden darf auf die Parteiorganisation, auf die Parteiorgane; diese Kritik gehört 

hinaus in die breiteste Öffentlichkeit und vor die Massen selbst. Wir verstehen die 

andere Auffassung unserer russischen Freunde aus der Geschichte der Partei , aus 

der Situation in Rußland. Bei uns in Westeuropa liegen die Verhältnisse jedoch 

anders."40 Hier wurden Überzeugungen dargetan, die aus der sozialdemokratischen 

Tradition des deutschen Kommunismus kamen, Begriffe in bezug auf die Freiheit 

der Kritik, auf das Recht von Minderheiten, die eigene Überzeugung öffentlich zu 

vertreten — ein von den Bolschewiki abweichendes Verständnis der Beziehungen 

zwischen Partei und Klasse und des Wesens der proletarischen Diktatur. 

Obwohl Lenin dieses Erbe des „Luxemburgismus" gewiß nicht billigte, hatte er 

doch ein feines Gespür dafür, wie problematisch es sein mußte, ausländischen Ge­

nossen Grundsätze zuzumuten, die „fast ausgesprochen russisch" waren, in denen 

„alles aus der russischen Entwicklung übernommen" war. Komintern-Resolutio­

nen vorzulegen, die „durch und durch von russischem Geist durchdrungen" seien, 

39 Vgl. Fünfter Kongreß der Kommunistischen Internationale, 17. 6. bis 8. 7.1924, Verlag 
C. Hoym, Nachf. o. J., S. 106, 243, 284, 359, 363, 508, 1026 passim. Dazu Hermann Weber, 
Die Wandlung des deutschen Kommunismus, Die Stalinisierung der KPD in der Weimarer 
Republik, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1969, S. 81 ff. 

40 Clara Zetkin in: Protokoll des III. Kongresses der Kommunistischen Internationale, Moskau 
22. 6. bis 12. 7.1921, Hamburg 1921, S. 603 f. 
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hielt er für einen „großen Fehler"; ein Ausländer werde sie — auch bei ausgezeich­
neter Übersetzung — weder verstehen noch erfüllen können41. 

Nach dem Ausscheiden Lenins aus der politischen Arbeit wurde bei der Über­
tragung bolschewistischer Erfahrungen auf die KPD und auf andere Komintern­
sektionen jedoch keineswegs mehr mit ähnlicher Behutsamkeit verfahren. Schon in 
der Zeit, in der Ruth Fischer für die deutsche Parteizentrale sprach, hatte sich die 
KPD daran gewöhnt, Meinungen andersdenkender Genossen nicht mehr zu respek­
tieren, sondern sie als „parteifeindliche Abweichungen" auszuschalten. Es gehört 
zur Ironie dieser Anpassung an die Normen der russischen Bruderpartei, daß Ruth 
Fischer, die 1924 am entschiedensten gefordert hatte, „aus der deutschen Partei 
eine einheitliche, geschlossene bolschewistische Partei zu machen", wenig später 
an den Folgen eben dieser Bolschewisierung scheitern sollte42. 

Orientierung und Anpassung an die von den Bolschewiki formulierten Grund­
sätze und Interessen waren seit 1921 für die deutschen Kommunisten (wie auch für 
andere Kominternsektionen) nicht nur in Fragen der Parteidisziplin und des Orga­
nisationsaufbaus aktuell geworden. Schon in den Konflikten um die fehlgeschla­
gene deutsche „Offensivtaktik", die den III . Weltkongreß beherrschten, hatte sich 
angedeutet, daß der Moskauer Führung in ungleich weitergehendem Sinn an der 
Anerkennung neuer Prioritäten gelegen war. Diesem Verlangen lag zugrunde, daß 
die bolschewistische Parteispitze zur Zeit der Märzaktion eine einschneidende Neu­
orientierung ihrer Generallinie eingeleitet hatte: die Ablösung der kriegskommu­
nistischen Praxis durch die „Neue Ökonomische Politik" (NÖP), durch einen Kurs 
zur Überwindung der akuten Krise, in die Sowjetrußland nach Ende des Bürger­
kriegs geraten war43. Die zerrüttete Volkswirtschaft, die katastrophale Ernährungs­
lage und gefährliche Arbeiterstreiks und Aufstände hatten um die Stabilität der 
Parteiherrschaft fürchten lassen. Fortan sollte das feste Bündnis mit der russischen 
Bauernschaft den wirtschaftlichen Wiederaufbau möglich machen und die Festi­
gung und Weiterentwicklung der proletarischen Diktatur in Rußland sichern. Da­
mit verbunden war eine partielle Regeneration kapitalistischer Elemente im agra­
rischen und gewerblichen Bereich und in den Austauschbeziehungen zwischen Dorf 
und Stadt, zwischen staatlicher Industrie und privat-bäuerlicher Produktion. Hinzu 
kam die Anknüpfung von Handelsbeziehungen mit kapitalistischen Staaten, 1922 
schließlich entfaltete sich jene in Genua und Rapallo angebahnte Politik, die mit 
der „zeitweiligen Parallelexistenz" (Cicerin) zwischen Kapitalismus und Sozialis­
mus zu rechnen vorgab44. Gerechtfertigt wurde dieser „Tribut" an das Kapital mit 

41 Lenin, Referat auf dem IV. Kominternkongreß (13.11.1922), in: Werke Bd. 33, S. 416 f. 
42 Ruth Fischer, in: Fünfter Kongreß (Anm. 39), S. 209. 
43 Zur innersowjetischen Problemlage neuerdings: Heiko Haumann, Beginn der Planwirtschaft, 

Elektrifizierung, Wirtschaftsplanung und gesellschaftliche Entwicklung Sowjetrußlands 
1917-1921, Düsseldorf 1974; Gert Meyer, Studien zur sozialökonomischen Entwicklung 
Sowjetrußlands 1921-1923, Köln 1974. 

44 Vgl. Wolf gang Eichwede in: Osteuropa-Handbuch, Sowjetunion, Außenpolitik 1, hrsg. von 
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dem — wie man hoffte — kurzzeitigen Abflauen der revolutionären Welle und mit 
der Verlangsamung des krisenhaften Zersetzungsprozesses in der kapitalistischen 
Welt. 

Die Anpassung der Komintern an die Bedingungen der „Atempause" war noch 
im Lauf des Jahres 1921 in Angriff genommen und auf dem IV. Kongreß im No­
vember 1922 beglaubigt worden. Wichtig war den Russen in dieser Zeit des Um-
denkens, die Bruderparteien von der Notwendigkeit der russischen NÖP zu über­
zeugen und der Kritik entgegenzutreten, die dieser „zeitweilige Rückzug" nicht 
nur im Milieu der Sozialdemokratie, sondern auch in kommunistischen Gruppen 
geweckt hatte45. Dabei begnügten sich die bolschewistischen Sprecher nicht damit, 
die N Ö P als innerrussische Angelegenheit darzustellen und sie mit der Rückstän­
digkeit und Zerrüttung des Sowjetlandes zu begründen. Bucharin, der mit August 
Thalheimer zusammen seit 1922 ein Komintern-Programm entwarf, legte Wert 
darauf, die NÖP als „einzige, richtige, reale Wirtschaftspolitik des siegreichen Pro­
letariats" anerkannt zu sehen46. Wie der bolschewistische Kriegskommunismus für 
die Phase revolutionärer Bürgerkriege als internationales Muster gelten sollte, 
wurde auch der NÖP „allgemeine Bedeutung" zugesprochen — für alle Länder, die 
nach dem Sieg des Proletariats den Übergang zum Sozialismus zu vollziehen hät­
ten. In der NÖP sollten mithin nicht spezifisch russische, sondern allgemeine Ge­
setzmäßigkeiten der „Transformationsperiode" zum Ausdruck kommen. 

Unmittelbarer als von solchen theoretischen Rechtfertigungsversuchen wurde 
die KPD von der sowjetischen Außenpolitik berührt, in Sonderheit von der Ent­
wicklung der deutsch-sowjetischen Beziehungen auf zwischenstaatlicher Ebene. So 
unzweifelhaft es war, daß die KPD sich aus Solidarität zu Sowjetrußland dazu be­
kannte, die Moskauer Politik gegenüber der deutschen Reichsregierung nicht nur 
zu tolerieren, sondern zu unterstützen, so wenig vorhersehbar blieb, welche Konse­
quenzen sich aus der Kooperation zwischen den Regierungen für die Kommuni­
stische Partei ergeben mochten. I n den von Bucharin auf dem IV. Weltkongreß 
eingebrachten Grundsätzen zur Landesverteidigung wurden die deutschen Genos­
sen mit den neuen Perspektiven vertraut gemacht: Der proletarische Staat, so hieß 
es, müsse „nicht nur von dem Proletariat dieses Landes, sondern von den Proleta-

Dietrich Geyer, Köln, Wien 1972, S. 150ff.; ders., Revolution und internationale Politik 
(Anm. 22), S. 132 ff. 

45 Bezeichnend für die sozialdemokratische Kritik ist das von Otto Wels gehaltene Referat des 
Parteivorstands vor dem Augsburger Parteitag: Sowjetrußland gehe vom „Bolschewismus 
über den Kannibalismus zum Kapitalismus" zurück. Vgl. Protokoll über die sozialdemokra­
tischen Parteitage in Augsburg, Gera und Nürnberg, Berlin 1923, S. 58 ff., nach Erich 
Matthias, Die deutsche Sozialdemokratie und der Osten 1914-1945, Tübingen 1959, S. 59; 
ferner: Heinrich Cunow, Der Bankrott des Bolschewismus, in: Die Neue Zeit 39 I (1921), 
S. 73 ff. 

46 Protokoll des IV. Kongresses der Kommunistischen Internationale. Petrograd — Moskau 
5.11. bis 5. 12. 1922, Hamburg 1923, S. 416ff. (Bucharin), 438 (Thalheimer); Der Fünfte 
Kongreß (Anm. 39), S. 524 (Bucharin), 575 f. (Thalheimer). 
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riern aller Länder verteidigt" werden; Sowjetrußland behalte sich vor, selbst „ein 

militärisches Bündnis mit einer anderen Bourgeoisie" zu schließen, „um mittels 

dieses bürgerlichen Staates ein anderes Bürgertum niederzuschmettern": „Bei die­

ser Form der Landesverteidigung, des militärischen Bündnisses mit bürgerlichen 

Staaten, ist es die Pflicht der Genossen eines solchen Landes, diesem Block zum 

Siege zu verhelfen."47 

Nicht weniger rückhaltlos beanspruchte Bucharin für den Sowjetstaat das „Recht 

auf die Rote Intervention": „ Im Kommunistischen Manifest stand, daß das Prole­

tariat die ganze Welt erobern soll. Nun, das . . . muß man mit Bajonetten und Flin­

ten tun. Und deswegen ist die Verbreitung des Systems, auf dem die Rote Armee 

basiert, eine Verbreitung des Sozialismus, der proletarischen Macht, der Revolu­

tion."4 8 Es versteht sich, daß diese programmatischen Feststellungen für die KPD 

in der Rapallo-Ära besondere Bedeutung haben mußten. Ihnen wurde schon des­

halb nicht widersprochen, weil — abgesehen von einigen sektiererischen Gruppen — 

damals kein Kommunist in Zweifel zog, daß die sowjetische Außen- und Militär­

politik mit den Interessen des „Gesamtproletariats" identisch sei. 

Bis zum Locarno-Vertrag und dem Eintr i t t Deutschlands in den Völkerbund 

wurde die Kooperation Moskaus mit Berlin von den Kommunisten auch durch ideo­

logische Argumente erleichtert: Die deutsche Republik stand unter dem Diktat der 

imperialistischen Siegermächte; das deutsche Proletariat litt also nicht allein unter 

der Ausbeutung durch die eigene Bourgeoisie, sondern zugleich unter dem Joch des 

Versailler Systems, das das industriell hochentwickelte Land auf das Niveau einer 

Ausbeutungskolonie des Weltimperialismus zurückgeworfen hatte49. In dieser 

Situation könne, wie es hieß, selbst die deutsche Bourgeoisie „dem Ententekapital 

gegenüber eine revolutionierende, zersetzende Rolle" spielen, solange sie nicht der 

Versuchung nachgebe, „zum Kettenhund des internationalen Kapitals zu wer­

den"50. Es war diese Sonderlage Deutschland, die den Rapallokurs der Sowjet­

regierung für die deutschen Kommunisten plausibel werden ließ. Im Reichstag 

sind denn auch die Sprecher der KPD stets mit großer Entschiedenheit für ein 

deutsch-sowjetisches Bündnis eingetreten: „Deutschlands Zukunft", so Clara Zet-

kin am 27. November 1925, „beruht auf einer engsten Interessengemeinschaft in 

wirtschaftlicher, politischer und, wenn es sein muß , auch in militärischer Hinsicht 

mit der Sowjetunion"51. 

Man kann nicht sagen, daß es von Seiten der russischen Genossen großer An­

strengungen bedurft hätte, der K P D die Bündniswürdigkeit der deutschen Bour-

47 Bucharin, in: Protokoll des IV. Kongresses, S. 420. 
48 Ebenda, S. 420 f. 
49 Vgl. die Rede von Eugen Varga in: Der Fünfte Kongreß, S. 445 f.; dazu Wolfgang Eich-

wede, Revolution und internationale Politik (Anm. 22), S. 154 ff.; Helmut Grieser, Die 
Sowjetpresse über Deutschland in Europa 1922-1932, Stuttgart 1970, S. 90 ff. 

50 Resolution des EKKI zu den taktischen Differenzen in der KPD, in: Bericht des EKKI, 
15.12.1922 bis 15. 5.1923, Moskau 1923, S. 73. 

51 Verhandlungen des Reichstags, Stenographische Berichte, Bd. 383, S. 463 f. 
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geoisie gegenüber der Sowjetunion zu verdeutlichen. Ungleich komplizierter war 
es, in der KPD neue operative Leitlinien durchzusetzen, die der veränderten Lage 
entsprachen. Dabei ging es darum, die bisher praktizierte Offensivtaktik durch 
flexiblere Kampfesmethoden zu ersetzen oder doch zu ergänzen. Die im Dezember 
1921 formulierte Politik der „proletarischen Einheitsfront" hat nicht der Einlei­
tung neuer Offensiven zur Eroberung der Macht Vorrang gegeben, sondern der 
Abwehr der „Offensive des Kapitals"52. Die Einheitsfront war das internationale 
Pendant zur Neuen Ökonomischen Politik Sowjetrußlands, eine Art proletarisches 
„Narodnicestvo", das auf die Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse gerich­
tet blieb. Auf dem IV. Kominternkongreß sanktioniert, verlangte die Komintern-
Exekutive eine Verstärkung der Gewerkschafts- und Parlamentsarbeit und den 
Kampf um Aktionsbündnisse mit nichtkommunistischen Organisationen und Grup­
pen. Sie verlangte, zumal in Deutschland, ein beweglicheres Operieren gegenüber 
der Sozialdemokratie bis hin zur Agitation für die Bildung von „Arbeiterregierun­
gen" und zu Verhandlungen mit den Spitzen der Sozialistischen Internationalen. 
Sie forderte ein Höchstmaß an Disziplin und taktischer Flexibilität53. 

Wie schwer es war, die KPD auf diesen Kurs zu bringen, zeigte sich alsbald. Auf 
eine Partei , die sich, wie die deutsche, aus Gruppierungen unterschiedlichsten Typs 
und abweichender Orientierung zusammensetzte, wirkten die Einheitsfrontdirek­
tiven nicht als Integrationsfaktor, sondern als eine höchst konfliktträchtige Anlei­
tung zum Handeln. Wenig hilfreich waren die Versicherungen, daß Einheitsfront 
und Arbeiterregierung nicht etwa dem Opportunismus Auslauf bieten sollten, son­
dern als Voraussetzung für den zeitgerechten Übergang zu neuen revolutionären 
Offensiven und zum Bürgerkrieg aufzufassen seien. 1923, in einer unübersicht­
lichen Krisenphase der Weimarer Republik, wurde denn auch mit einer ganzen 
Skala taktischer Ansätze experimentiert. Dazu gehörten Ruhrkampf und „Schla-
geterkurs", das Werben um die kleinbürgerliche Basis des „deutschen Faschismus", 
schließlich Arbeiterregierungen in Koalition mit den „linken" Sozialdemokraten 
in Sachsen und Thüringen, gekoppelt an den in Moskau entworfenen Plan, aus die­
sem Bündnis in kurzem Anlauf die proletarische Revolution hervorgehen zu las­
sen54. 

Weder die Zentrale der K P D noch das Exekutivkomitee der Komintern (EKKI) 
waren den Anforderungen solcher großgeschnittenen Operationen gewachsen. Wer 
die Protokolle der EKKI-Sitzungen und des V. Weltkongresses studiert, kann sich 
leicht davon überzeugen, daß hinsichtlich der Praktikabilität der Einheitsfront-

52 Leitsätze über die Einheitsfront (18.12.1921), in: Protokoll des IV. Kongresses, S. 1019 ff. 
53 Tiber die Taktik der Komintern, ebenda, S. 1007 ff. Vgl. Protokoll der internationalen Kon­

ferenz der drei Internationalen vom 2. bis 5. April 1922, Wien 1922. 
54 W. Eichwede, Revolution (Anm. 22), S. 38ff.; W. T. Angress, S. 315ff. Beiträge aus der 

DDR zum Ruhrkampf: Wolfgang Ruge, Die Stellungnahme der Sowjetunion gegen die 
Besetzung des Ruhrgebietes, Zur Geschichte der deutsch-sowjetischen Beziehungen von 
Januar bis September 1923, Berlin (Ost) 1962; Heinz Köller, Kampfbündnis an der Seine, 
Ruhr und Spree, Der gemeinsame Kampf der KPF und KPD gegen die Ruhrbesetzung, 
Berlin (Ost) 1963. 
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politik mehr Verwirrung als Klarheit bestand55. Mit einer Korrektur der Richt­
linien des IV. Kongresses war nach dem Fehlschlag des „deutschen Oktober" nichts 
getan; auch die Übernahme der deutschen Zentrale durch Ruth Fischer als Reprä­
sentantin der „Linken" und der Versuch, die neue Führung durch Einbeziehung 
der sogenannten Mittelgruppe zu stabilisieren, erwiesen sich als kaum tragbare 
Notlösungen. 

3. Zielsetzung und Praxis der Einheitsfrontpolitik 

Das Interesse, das die russische Parteiführung in den Jahren 1924 bis 1928 der 
deutschen Arbeiterbewegung entgegenbrachte, schien in einer zentralen Zielset­
zung aufzugehen: Alle Anstrengungen sollten sich darauf konzentrieren, der seit 
der Oktober-Niederlage von 1923 heftig umstrittenen Einheitsfrontpolitik zu 
neuer Glaubwürdigkeit zu verhelfen und diese Taktik in die politische Alltags-
praxis der KPD umzusetzen. Wie schwer es war, die deutschen Genossen für einen 
Kurs zu gewinnen, der in Anknüpfung an die Beschlüsse von 1922 unter den 
Losungen „Aktionseinheit" und „Gewerkschaftseinheit" stand, zeigten die bis 
1926 anhaltenden Auseinandersetzungen. 

Die Schwierigkeiten und Probleme waren schon deshalb höchst komplexer Art, 
weil die Einheitsfrontpolitik die Einstellung der Kommunisten gegenüber der deut­
schen Sozialdemokratie notwendig berührte und zur Überprüfung der bisherigen 
Abgrenzungsstrategie Anlaß gab. Ohne eine solche Überprüfung war der „Kampf 
um die Massen" nicht erfolgreich zu führen. Dabei wurde der KPD keineswegs 
zugemutet, die Führungsschichten dieser „dritten bürgerlichen Partei" von dem 
Vorwurf freizusprechen, auf der anderen Seite der Barrikade zu stehen. Aber die 
Erfahrungen des deutschen Oktober hatten die alte Frontstellung so vertieft, daß 
an Aktionsbündnisse mit sozialdemokratischen Organisationen, gar mit den Spit­
zen der SPD oder des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes (ADGB), nicht 
sogleich zu denken war. 

Auch bei führenden Bolschewiki, wie bei Zinov'ev, war 1924 die Ansicht geläu­
fig, daß die Sozialdemokratie „ein Flügel des Faschismus" sei, eine „offene Kampf­
organisation der Konterrevolution"56. Stalin urteilte im gleichen Sinn, wenn er 
schrieb, daß Faschismus und Sozialdemokratie nicht als „Antipoden", sondern als 
„Zwillingsbrüder" zu gelten hätten57. Zwar gab es zur Charakterisierung des 
Faschismus damals noch keine einheitliche kommunistische Definition; Hitler wie 
der mit der Roten Armee kooperierende General von Seeckt wurden gleichermaßen 
als „Faschisten" bezeichnet. Dennoch war offensichtlich, daß es Einheitsfront nur 
gegen die Sozialdemokratie geben dürfe, nur insoweit also, wie die Erwartung be-

55 Vgl. das in Anm. 21 genannte Material. 
56 G. Zinov'ev, Rede v. 11.1.1924, in: Die Lehren der deutschen Ereignisse (Anm. 21), S. 69 ff. 
57 Stalin, Zur internationalen Lage (September 1924), in: Werke Bd. 6, S. 253. 
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stand, den „konterrevolutionären" Führern der SPD, aber auch den „linken" So­
zialdemokraten, die Massenbasis zu entziehen58. 

Indessen zeigte sich, daß die russischen Bolschewiki den Widerwillen gegen Kon­
takte und Spitzenvereinbarungen zwischen KPD und SPD ungleich rascher über­
wanden als die deutsche Zentrale. Auch das Faschismusverdikt gegen die Sozial­
demokraten wurde seit Ende 1924 vorerst nicht mehr ins Zentrum der kommuni­
stischen Agitation gerückt. Den Moskauer Empfehlungen, Einheitsfrontpolitik 
„von unten" und gegebenenfalls auch „von oben" zu praktizieren, lag eine neue 
Beurteilung der Lage in Deutschland und Europa zugrunde. Die ersten Ergebnisse 
des Dawesplans und der amerikanischen Kapitalinvestitionen bestätigten die von 
Eugen Varga gelieferten Analysen. Sie besagten, daß das kapitalistische System in 
eine Phase „relativer Stabilisierung" eingetreten sei, die von den Kommunisten 
neue Antworten verlange59. Auch die sowjetische Außenpolitik und Handelspolitik 
paßte sich 1924/25 dieser veränderten Lage an und legte Wert darauf, die Bezie­
hungen zu den kapitalistischen Staaten zu intensivieren60. 

In der deutschen Partei dagegen stießen die Moskauer Appelle zunächst ebenso 
ins Leere wie die sowjetischen Kapitalismusanalysen, die seit Frühjahr 1925 auch 
im EKKI offiziell in Geltung kamen. Die von Stalin, Zinov'ev und Lozovskij aus­
gehenden Direktiven, „die Gewerkschaften zu erobern"61, blieben dem Verdacht 
ausgesetzt, dem ins Abseits gedrängten „Brandlerismus" neuen Auftrieb zu geben 
und einer Rechtswendung Tür und Tor zu öffnen. Auch in der deutschen Zen­
trale, die sich unter Ruth Fischer als „linke" Führung begriff und zu den „ultra­
linken" Gruppen um Scholem und Rosenberg Fühlung hielt, begegnete die neue 
Linie passivem Widerstand, bisweilen auch offenem Widerspruch. Die „Ultralin­
ken" unterstellten der Moskauer Führung, die KPD den „Staatsnotwendigkeiten" 
der Sowjetunion dienstbar zu machen und dabei in Kauf zu nehmen, daß die prin­
zipielle Grenzscheide zwischen Revolutionären und Opportunisten verlorengehe62. 
Auch Karl Korschs Warnungen vor dem „roten Imperialismus" nährten in man­
chen Parteiorganisationen den Argwohn gegenüber der Exekutive und wirkten mit 
einer zunehmend kritischen Beurteilung der „Neuen Ökonomischen Politik" zu­
sammen. Derlei Stimmen wurden in Moskau als ungeheuerliche Diffamierung 

58 Zur Faschismus-Diskussion in der Komintern vgl. W. Eichwede, Revolution, S. 91 ff.; dazu 
Heinz Brahm, Die bolschewistische Deutung des deutschen „Faschismus" in den Jahren 
1923 bis 1928, in: Jahrbücher für Geschichte Osteuropas 12. 1964, S. 350 ff. 

59 E. Varga, Aufstieg und Niedergang des Kapitalismus, Hamburg 1924; ders., Wirtschaft und 
Wirtschaftspolitik im IV. Vierteljahr 1924, in: Internationale Pressekorrespondenz V, Nr. 21 
(5. 2.1925), S. 269 ff. 

60 W. Eichwede, in: Osteuropa-Handbuch (Anm. 44), S. 176ff.; H. Grieser (Anm. 49), S. 85 ff. 
61 Stalin, Brief an M e - r t ( = A. Maslow), 28.2.1925, in: Werke Bd. 7, S. 36ff.; dazu die 

Reden von Zinov'ev und Losovskij in: Erweiterte Exekutive der Kommunistischen Inter­
nationale, Moskau 21. 3. bis 6. 4.1925, Protokoll, Hamburg 1925. 

62 Zu den Flügelkämpfen in der KPD seit 1924: H.Weber (Anm. 39), Bd. 1, S. 53 ff.; dazu 
Siegfried Bahne, Zwischen „Luxemburgismus" und „Stalinismus", Die „ultralinke" Oppo­
sition in der KPD, in dieser Zeitschrift 9 (1961), S. 359 ff. 
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empfunden, als Disziplinlosigkeit und ultralinkes „Antimoskowitertum", als „Ka­

rikatur des Bolschewismus"63. 

Bei der Abwehr dieser Kritik hat sich die KPD-Führung in keiner vorteilhaften 

Lage befunden. Die von Gruppenkämpfen zerrissene Partei hatte 1924/25 wenig 

positive Bilanzen vorzuweisen. Der kommunistische Einfluß in der Arbeiterschaft 

war zurückgegangen. In zahlreichen Gewerkschaftsverbänden und Betriebsräten 

hatte die KPD alarmierende Einbußen erlitten. Bei den Reichstagswahlen im De­

zember 1924 war ihr Stimmenanteil von 12,6 Prozent (bei den Maiwahlen 1924) 

auf 9,0 Prozent gesunken, während die SPD 26,0 Prozent aller Stimmen auf sich 

gezogen hatte. Von den Folgen der „Stabilisierung" profitierten also nicht die 

Kommunisten, sondern die Sozialdemokraten. Die Taktik der KPD bei der Reichs-

Präsidentenwahl im Frühjahr 1925 steigerte die Verärgerung der sowjetischen Par­

teiführer. Zinov'ev hatte der deutschen Zentrale vergeblich geraten, sich für den 

zweiten Wahlgang an die Sozialdemokratie zu wenden und „unter bestimmten Be­

dingungen" auf die Kandidatur Thälmanns zu verzichten, um die Wahl Bünden-

burgs zu verhindern64. 

Angesichts solcher Renitenz drang die Moskauer Komintern-Exekutive auf 

energische Konsequenzen. Ruth Fischers beflissene Anpassungsversuche weckten 

kein Vertrauen mehr. Auf der Tagung des Zentralausschusses der KPD im Mai 

und sodann auf dem X.Par te i tag im Juli 1925 wurde die Offensive zunächst auf 

die „Ultralinken" konzentriert. Aber Ende August war auch die Ablösung der 

Fischer-Gruppe bereits voraussehbar; ein offener Brief des EKKI an alle Mitglie­

der der KPD hielt der bisherigen Führung ein detailliertes Sündenregister vor und 

mobilisierte die Parteibasis65. Dieser Prozeß energischer Einwirkung hat Ernst 

Thälmann, der sich in Moskau von großer Sympathie umgeben sah und die Unter­

stützung Stalins besaß, Ende 1925 den Vorsitz im Politbüro eingetragen. Die par­

teigeschichtliche Forschung in der D D R spricht in diesem Zusammenhang von 

der „Herausbildung einer marxistisch-leninistischen Führung" in der KPD6 6 . 

Der Kampf um die Schaffung eines „leninistischen ZK", das die Bolschewisie-

rung der KPD vollenden sollte, schien auf der Tagung der Erweiterten Exekutive 

im Februar und März 1926 entschieden zu sein. Die neue Kaderpolitik und der 

organisatorische Umbau der Partei nach dem Zellenprinzip konnte in Angriff ge­

nommen werden. F ü r die Entfal tung der Einheitsfront waren die Hindernisse fort­

geräumt. Stalins Zuspruch, „mit den verirrten, ins Lager der Sozialdemokratie ver­

schlagenen Brüdern eine gemeinsame Sprache zu finden, ihnen zu helfen, aus dem 

63 Bericht über die Verhandlungen des X. Parteitags der KPD (Sektion der Komm. Intern.), 
Berlin, 12.-17. 7.1925, Berlin 1926, S. 173. 

64 Die monarchistische Gefahr und die Taktik der KPD, Berlin 1925, S. 66 ff., vgl. H. Weber 
(Anm. 39), S. 106 ff. 

65 H.Weber, S. 120 ff. 
66 Hans-Joachim Fieber, Zur Bedeutung der Zentralausschußtagung der KPD vom 9. und 

10. Mai 1925 für die Herausbildung einer marxistisch-leninistischen Führung, in: Zeit­
schrift für Geschichtswissenschaft 15 (1967), S. 1212ff.; vgl. Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung Bd. 4, Berlin (Ost) 1966, S. 88 ff. 
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Labyrinth des Sozialdemokratismus herauszukommen, ihnen den Übergang auf die 
Seite des Kommunismus zu erleichtern"67, bestimmte die Praxis der Thälmann-
Führung. Die von der KPD angestoßene Fürstenenteignungskampagne, der sich 
beim Volksbegehren und Volksentscheid im Frühjahr und Sommer 1926 die SPD 
und der ADGB anschlossen, konnte als erster großer Erfolg der Einheitsfrontpoli­
tik gefeiert werden. 

Es versteht sich, daß die Auseinandersetzungen, die zum Ausschluß der „Ultra­
linken" und der Fischer-Maslow-Gruppe führten, nicht isoliert betrachtet werden 
dürfen. Da die deutsche Sektion nächst der russischen die wichtigste Säule der Kom­
munistischen Internationale war, hatte die Konsolidierung der KPD zugleich inter­
nationale Bedeutung. Hinzu kam, daß die von den deutschen Dissidenten vorgetra­
gene Kritik an der Moskauer Führungsspitze mit jenen Konflikten zusammen­
wirkte, die in der russischen Partei damals ausgetragen wurden. Solche Querver­
bindungen hatte es schon 1923/24 gegeben, als eine von Trockij gestützte Gruppie­
rung gegen den „Bürokratismus" des Parteiapparats auftrat und Radek die deutsche 
Zentrale unter Brandler vor dem russischen Parteikongreß verteidigte68. Damals 
waren die Spitzen der RKP (b) bestrebt geblieben, die innerrussischen Oppositions­
kämpfe vor dem Forum der Internationale nicht auszubreiten. Auf dem V. Welt­
kongreß hatte es Trockij vermieden, zu den Delegierten zu sprechen; Rykov, der 
die Parteimehrheit vertrat, hatte die strittigen Themen nur gestreift. Der Kongreß 
konnte sich damit begnügen, der russischen Partei rückhaltlose Solidarität zuzu­
sagen69. Während die Führer der RKP (b) sich mit Selbstverständlichkeit der 
Schlichtung und Entscheidung nichtrussischer Parteifragen widmeten und nicht 
zuletzt in Interna der KPD immer wieder eingriffen, wünschten sie selbst von der 
Komintern nicht Mitsprache, sondern Akklamation70. 

Nachdem aber auch der Vorsitzende des Präsidiums des EKKI, Zinov'ev, oppo­
sitionelle Positionen bezogen hatte, ließ sich die „russische Frage" in der Inter­
nationale nicht länger verdrängen. Bereits in den Sitzungen der Erweiterten Exe­
kutive im Frühjahr 1926 wurde unterstellt, daß die russische und die deutsche 
Opposition in gleicher Frontlinie stünden. Thälmann erklärte, die deutschen „Ul­
tralinken" hätten „den Standpunkt der Leningrader Opposition" eingenommen 
und widersetzten sich den Beschlüssen des 14. Parteikongresses der RKP (b). Ruth 
Fischer wurde vorgehalten, im „Schmierenkomödiantenstil" das „demagogische 
Süppchen ihrer Fraktionsmachenschaften" am Feuer der russischen Parteidiskus-

67 Stalin, Rede in der deutschen Kommission des VI. Erweiterten Plenums des EKKI (8. 3. 
1926), Werke Bd. 8, S. 98 f. 

68 K. Radek, Rede vom 28. 5.1924, in: Trinadcatyj s-ezd RKP (b) S. 332ff. Vgl. dazu Robert 
V. Daniels, Das Gewissen der Revolution, Kommunistische Opposition in Sowjetrußland, 
Köln, Berlin 1962, S. 248 ff. 

69 Der Fünfte Kongreß (Anm. 39), S. 561 ff., 618 ff. 
70 Vgl. etwa das Verfahren im Zusammenhang mit dem Ausschluß von Brandler, Radek und 

Thalheimer aus der RKP (b): Erweitertes Plenum des EKKI 2 1 . 3 . - 6 . 4 . 1 9 2 5 , S. 312 ff., 
sowie das Referat Bucharins über den „Trotzkismus" (mit anschließender Diskussion), 
ebenda, S. 273 ff. 
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sion zu wärmen und sich als „Lenin Westeuropas" aufzuspielen71. Die angegriffe­
nen Genossen wiederum, von dem wortgewaltigen Italiener Bordiga unterstützt, 
forderten zu erfahren, was in der russischen Partei vor sich gehe: der „Stützpunkt 
des ganzen Systems", die „letzte Instanz" der kommunistischen Weltbewegung, ja 
die „Hegemonie der russischen Partei" seien nicht hinreichend stabil, wenn, wie 
geschehen, angesehene Bolschewiki bei der Auslegung des Leninismus konträre 
Positionen verträten72. Die Mehrheit der Exekutive respektierte jedoch den erklär­
ten Wunsch der sowjetischen Genossen, die „russische Frage" nicht zu erörtern. 
Damit blieb die Abrechnung mit der Opposition in der RKP (b) der folgenden 
Tagung des Erweiterten Exekutive vorbehalten. 

Im November und Dezember 1926 trat nur noch ein einziger deutscher Genosse 
aus Berlin-Wedding zugunsten der entmachteten russischen Führer auf, als Zi-
nov'ev, Trockij und Kamenev die Plattform der „Vereinigten Opposition" vertei­
digten und die Lehrsätze Stalins über den „Aufbau des Sozialismus in einem ein­
zelnen Lande" als sowjetische Variante der Monroe-Doktrin attackierten73. Stalin 
dagegen konnte, von Bucharin, Rykov, Manuil'skij und anderen assistiert, bei sei­
nem ersten öffentlichen Debüt vor dem Forum der Komintern die Ovationen aller 
damals maßgebenden deutschen Genossen auf sich ziehen. Thälmann, Dengel, 
Neumann und Ernst Meyer versicherten, daß die deutsche Sektion „geschlossen 
hinter den Beschlüssen des 14. Parteitages, des Plenums des ZK und der 15. Partei­
konferenz der russischen Bruderpartei" stehe. Übereinstimmung bestand auch dar­
in, daß die RKP (b) nach wie vor als „Führerin der Komintern" zu gelten habe74. 
Das Ende der deutschen Opposition, die als „Förderer der Antisowjetstimmungen 
in Deutschland" abermals verurteilt wurde, ging also, wie sich zeigte, mit dem 
vorläufigen Ende der russischen Opposition einher. Die „antileninistischen, anti­
bolschewistischen und antisowjetischen" Kräfte schienen aus der KPD und der 
RKP (b) gleichermaßen verbannt zu sein. 

Für die deutsche Parteileitung hatte die Aufgabe, die Einheitsfrontpraxis voran­
zutreiben, inzwischen neue Dringlichkeit gewonnen. Im Jahr des deutschen Völ­
kerbundbeitritts und des Berliner Vertrags sollte der „Kampf um die Massen" mit 
dem Kampf für die Verteidigung der UdSSR noch enger verbunden werden. Dabei 
wurde die Bedrohung des Sowjetlandes durch imperialistische Blockbildungen be­
schworen und gegen die wachsende Kriegsgefahr ebenso Front gemacht wie gegen 
die Politik der „Westorientierung", mit der Stresemann aus der in Rapallo besie-

71 Erweiterte Exekutive der K. I., 17. 2. - 15. 3.1926, Protokoll, Hamburg 1926, S. 195 (Thäl­
mann), 247 (Zetkin), 118 (Zinov'ev). 

72 Vgl. die Reden von Max Engel (Berlin) und Amadeo Bordiga, ebenda, S. 105 ff., 138 ff. 
73 Erweiterte Exekutive der K. I., 22 .11 . -16 .12 .1926 , Protokoll, Hamburg 1927, S. 243 ff., 

618 ff. (Max Riese), 548 ff. (Zinov'ev), 580 ff. (Trockij), 677 ff. (Kamenev). 
74 Ebenda, S. 451 f., 534 ff. (Philipp Dengel), 655 ff. (Heinz Neumann), 693 ff. (Ernst Meyer), 

728 ff. (Thälmann). - Eine stalinistische Position in bezug auf die Oppositionskämpfe ver­
tritt die Arbeit von Alexander v. Plato, Zur Einschätzung der Klassenkämpfe in der Wei­
marer Republik, KPD und Komintern, Sozialdemokratie und Trotzkismus, Berlin (West) 
1973. 
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gelten deutsch-sowjetischen Interessengemeinschaft ausgebrochen sei. Daß die 
Hal tung der KPD zu diesen Fragen auch im Grundsätzlichen neu zu definieren 
war, hatte Bucharin dargetan, als er im November 1926 eine vorläufige Bilanz der 
„relativen Stabilisierung" zog75. Demnach war künftig davon auszugehen, daß 
Deutschland, anders als zur Zeit der Ruhrbesetzung, seinen Charakter als Ausbeu­
tungskolonie Frankreichs verloren habe und der deutsche Imperialismus wieder­
erstanden sei. F ü r die KPD, die 1922 auf die Zulässigkeit der „Vaterlandsverteidi­
gung" hingewiesen worden war, hatte „in bezug auf den deutschen Imperialismus" 
fortan zu gelten, daß „der Grundsatz der Unzulässigkeit der Verteidigung dieses 
,Vaterlandes' durch die Arbeiterklasse" erneut in Kraft getreten sei76. Der von 
.Thälmann geführte „Rote Frontkämpferbund" agitierte in diesem Sinn. Der Ver­
teidigung würdig war allein die Sowjetunion, als wahres „Vaterland des inter­
nationalen Proletariats". 

Mit dieser Neubewertung, die die Beziehungen zwischen der UdSSR und 
Deutschland unmittelbar berührte, wurde der Einheitsfrontpolitik der KPD zu­
sätzliches Gewicht gegeben. Nach wie vor kam es darauf an, der antibolschewisti­
schen Beeinflussung, der große Teile der deutschen Arbeiterschaft unterlagen, 
energisch entgegenzutreten. Dies schien umso dringlicher zu sein, als das ul tra­
linke „Antimoskowitertum" den sozialdemokratischen Urteilen über Sowjetruß­
land zu neuer Bestätigung verholfen hatte. Dazu gehörte nicht nur das auf den 
Parteitagen der SPD immer wieder formulierte Verdikt, wonach hinter der inter­
nationalen Politik Moskaus in Wirklichkeit die nationalen Ziele der „Großmacht 
Rußland" stünden und der Bolschewismus im Grunde eine Metamorphose des 
Zarismus sei77. 

Als nicht weniger gefährlich wurde in Moskau empfunden, daß die sozialdemo­
kratische Rußlandberichterstattung die sowjetische Wirtschaftspolitik in düsterstem 
Licht beschrieb. Die Kommentare, überwiegend von menschewistischen Emigran­
ten verfaßt, hatten die N Ö P von Beginn an als „Sackgasse" dargestellt, als Beleg 
dafür, daß das Experiment der proletarischen Diktatur gescheitert und Rußland 
auf dem Rückzug zum Kapitalismus sei. Das russische Proletariat werde infolge­
dessen nicht nur dem bolschewistischen Terrorregime ausgesetzt, sondern nunmehr 
auch den regenerierten kapitalistischen Ausbeutungsverhältnissen. Der Rückkehr 
zum Kapitalismus entspreche die Ausformung eines „bonapartistischen Systems", 
als dessen Exekutor Stalin gelten müsse. Mit Nachdruck wurde daran festgehalten, 
daß die voluntaristische Mißachtung sozialökonomischer Entwicklungsgesetze 
durch die Bolschewiki dem europäischen Proletariat keine glaubwürdige Alter­
native biete78. 

75 Bucharin, Die internationale Lage und die Aufgaben der Komintern, ebenda S. 25 ff. 
76 Ebenda, S. 91 f. 
77 Vgl. Erich Matthias, Die Sozialdemokratie (Anm. 45), S. 71 ff. 
78 Zur sozialdemokratischen Rußlandkritik vgl. die Berichterstattung in: Die Gesellschaft l / I I , 

1924, S. 177 ff. 2/1, 1925, S. 374 ff. 2/II, 1925, S. 523 ff. 3/1, 1926, S. 322 ff. 3/II, 1926, 
S. 421 ff.; auch Karl Kautsky, Die Internationale und Sowjetrußland, Berlin 1925. 
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Wie bekannt, hatte die SPD ihr Programm der „Wirtschaftsdemokratie" dem 

Bolschewismus entgegengestellt. Rudolf Hilferding, der dieses Konzept seit 1925 

verfocht, markierte damit das Entwicklungsziel der sozialen Demokratie in der 

Periode des „Organisierten Kapitalismus". Zweifellos hat auch die sozialdemokra­

tische Sozialpolitik damals der SPD zu vermehrter Sicherheit und neuem Selbst­

bewußtsein verholfen79. Wie die Reichstagswahlen vom Mai 1928 zeigten, hatte 

das konkurrierende Angebot der KPD, den Kampf gegen das Kapital im Zeichen 

der Einheitsfront zu führen, die Position der SPD nicht zu mindern vermocht. 

Während der kommunistische Stimmenanteil im Vergleich zu 1924 nur gering­

fügig zunahm (von 9,0 auf 10,6%), war der Wähleranhang der SPD ungleich 

stärker gestiegen (von 26,0 auf 29,8%). Nach wie vor stand die überwiegende 

Mehrheit der lohnabhängigen Bevölkerung im Lager der Gegner der KPD. 

Diese Tatbestände erklären die unverminderte Aktualität der kommunistischen 

Massen- und Basisarbeit in den Jahren der „relativen Stabilisierung". Um eine 

breitenwirksame Konterstrategie bemühten sich nicht nur die Agitationskam­

pagnen der deutschen Partei, sondern gleichermaßen auch entsprechende Init iati­

ven von sowjetischer Seite. Einheitsfrontpolitik und Sympathiewerbung für Sowjet­

rußland rückten dabei immer enger zusammen. Eine der wichtigsten Unternehmun­

gen dieser Art waren zwischen 1925 und 1928 die sogenannten „Arbeiterdelega­

tionen". Die Programme dieser proletarischen Rußlandtouristik waren bis ins 

Detail darauf abgestimmt, der sozialdemokratischen und bürgerlichen Bolschewis­

muskritik den Boden zu entziehen80. 

Die deutschen Reisegruppen, in der Mehrzahl nichtkommunistische Arbeiter, 

wurden in Rußland keineswegs nur durch glänzende Kulissen geführt. Sie besuch­

ten auch Gefängnisse und sprachen dort mit inhaftierten Menschewiki, Sozialrevo­

lutionären und Anarchisten, deren Schicksal ihnen als Beweis für den bolsche­

wistischen Terror gegen Klassengenossen geschildert worden war. Vor allem aber 

wurden sie mit dem Alltag russischer Arbeiter vertraut gemacht. Bei zahllosen 

Besichtigungen, Veranstaltungen und Begegnungen blieben die Gastgeber darum 

besorgt, den deutschen Besuchern die „Errungenschaften des russischen Proleta­

riats" zu veranschaulichen. Dabei wurden fortbestehende Mängel und Schwierig­

keiten nicht übersehen. Aber der Eindruck überwog, daß das proletarische Rußland 

auf gutem Wege sei: ein Land ohne Arbeitslosigkeit und Hunger, mit hochent­

wickelter Gesundheitsfürsorge und vorbildlichem Erziehungswesen, ein Land 

friedlicher Aufbauarbeit, das bemerkenswerte Erfolge für sich buchen konnte. Wie 

79 Vgl. Organisierter Kapitalismus, Voraussetzungen und Anfänge, hrsg. von Heinrich A. 
Winkler, Göttingen 1974, sowie Michael Stürmer, Koalition und Opposition in der Wei­
marer Republik 1924-1928, Düsseldorf 1967. 

80 Das Folgende nach dem Material einer im Entstehen begriffenen Tübinger Dissertation 
von Edgar Lersch, Medien und Tendenzen der sowjetischen Selbstdarstellung in Deutsch­
land, 1921-1928/29. Vgl. im übrigen Claus Remer, Die deutsche Arbeiterdelegation in der 
Sowjetunion, Die Bedeutung der Delegationsreisen in den Jahren 1925-1926, Berlin (Ost) 
1963. 
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die Berichte der Delegierten zeigen, hatten sie an der Stabilität und Entwicklungs­
fähigkeit des sowjetischen Arbeiterstaates keine Zweifel. 

Mit den strukturellen Krisen der NÖP, den wesentlichen Problemen des soziali­
stischen Aufbaus in einem weithin noch agrarischen Land, wurden die Besucher 
indessen kaum vertraut gemacht81. Das russische Dorf lernten sie nicht kennen. 
Rykov, der Vorsitzende des Rats der Volkskommissare, schilderte ihnen die Per­
spektiven der Sowjetunion entsprechend der damals gültigen, 1929 dann als 
„Rechtsabweichung" diffamierten Selbstdarstellung: Im engen Bündnis zwischen 
dem Proletariat und der mittleren und kleinen Bauernschaft werde sich die Pro­
duktionsbasis der Industrie kontinuierlich erweitern und die Technik auf die Dör­
fer bringen lassen. Nicht durch Reallohneinbußen für die Arbeiter, durch gewalt­
same „Sprünge" oder massive „Wertübertragungen" aus der Landwirtschaft werde 
dies geschehen, sondern durch die Eigenakkumulation der staatlichen Industrie und 
durch staatliche Förderung der bäuerlichen Produktion82. 

Bedenkt man das Ziel, das der Zentralrat der sowjetischen Gewerkschaften mit 
der Veranstaltung solcher „Pilgerfahrten" (Stalin) verfolgte, dann wird nicht zu 
leugnen sein, daß sich die Arbeiterdelegationen als ein wirksames Mittel der Sym­
pathiewerbung erwiesen. Positiv wirkte, daß die Gastgeber plumpe Versuche ver­
mieden, sozialdemokratisch orientierte Besucher sogleich zu Kommunisten machen 
zu wollen. Sie sollten „Freunde des neuen Rußland" werden, sie sollten lernen, 
ihren Feind nicht im Bolschewismus zu sehen, sondern im kapitalistischen Ausbeu­
tungssystem ihrer Heimat, sie sollten für die „Arbeitereinheit" gewonnen werden 
über die Parteigrenzen hinweg. Wie der DDR-Historiker Claus Remer in einem 
materialreichen Buch gezeigt hat, wurde dem in Rußland angestoßenen Lernpro­
zeß nicht selten dadurch nachgeholfen, daß die SPD die Teilnahme an solchen Rei­
sen verbot und sozialdemokratische Teilnehmer aus ihren Reihen ausschloß83. 

An der propagandistischen Auswertung der Arbeiterdelegationen war den sowje­
tischen Veranstaltern begreiflicherweise viel gelegen. So wurde 1926 in Deutsch­
land eine eigene Organisation, die Gruppe „Einheit" tätig, die mit einer gleich­
namigen Zeitschrift, mit Broschüren und Leseabenden dem sozialdemokratischen 
Antibolschewismus entgegentrat84. In die gleiche Richtung wirkte auch die leb­
hafte Publikationstätigkeit der von Münzenberg geleiteten Internationalen Arbei­
terhilfe85. Ähnliches galt für den am 10. Jahrestag des Roten Oktober in Moskau 

81 Nach dem Delegationsbericht: Was sahen 58 deutsche Arbeiter in Rußland? Berlin 1925. 
82 Rede A. I. Rykovs (gekürzt) in: Im Lande der roten Fahne, Bericht der zweiten Arbeiter­

delegation über Rußland, Berlin 1926; der vollständige Text erschien als Broschüre u. d. T. 
Sozialistischer Aufbau oder Zusammenbruch? Berlin 1926. 

83 Claus Remer (Anm. 80), S. 174 ff. 
84 Die Zeitschrift „Die Einheit" erschien von 1926 bis Juni 1929. 
85 Zur Internationalen Arbeiterhilfe vgl. Babette Gross, Willi Münzenberg, Eine politische 

Biographie, Stuttgart 1967, S. 125 ff. Die Gründungsphase behandelt Hermann Müller, Die 
Bedeutung der Gründung der IAH im Jahre 1921 für die Entwicklung der Solidarität der 
deutschen Arbeiterklasse mit Sowjetrußland, in: Beiträge zur Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung 4 (1962), S. 642 ff. 
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gegründeten „Bund der Freunde der Sowjetunion", der sich in den folgenden Jah­

ren — im Gleichklang mit sowjetischen Losungen — vor allem der Antikriegspropa-

ganda annahm und mit seinen Organen nicht allein kommunistisches Publikum 

erreichte86. 

Überhaupt waren von der Einheitsfront in Deutschland kräftige Anstöße zur 

Aktivierung überparteilich angelegter Organisationen ausgegangen. Bis zum Ende 

der zwanziger Jahre entstand ein breit gefächertes, kommunistisch inspiriertes Ver­

bandswesen, an dem die mit der Komintern assoziierten Institutionen, wie Frauen­

internationale, Rote Gewerkschaftsinternationale, Kommunistische Jugendinterna­

tionale, Sportinternationale, Internationale Arbeiterhilfe u. a., großen Anteil hat­

ten. F ü r die junge Generation bemühte sich der Kommunistische Jugendverband 

Deutschlands mit Kinderbund, Roter Jungfront und Jungspartakus um ein viel­

fältiges Angebot. Einrichtungen der Arbeiterhilfe und der Arbeiterbildung wurden 

aktiviert; populäre Arbeiterzeitungen, die dem Stil offizieller Parteiorgane nicht 

verpflichtet waren, suchten dem Informationsbedürfnis der Arbeiterschaft zu ent­

sprechen; mit der Gründung des „Bundes proletarisch-revolutionärer Schriftstel­

ler" und einer Vielzahl kultureller Veranstaltungen warb die kommunistische Ein­

heitsfrontpolitik keineswegs erfolglos um Resonanz im Milieu der deutschen Intel­

ligenz87. 

Blickt man auf die Jahre der Wirtschaftskrise voraus, auf eine Zeit wachsender 

sozialer Not, die vom Aufstieg des Nationalsozialismus und von der Agonie des 

Weimarer Parteienstaates gekennzeichnet war, dann wird man sagen können, daß 

die relativ flexible und erfindungsreiche Taktik der KPD in den Jahren 1925 bis 

1927/28 günstige Voraussetzungen geschaffen hatte, um in Zeiten krisenhafter 

Erschütterung den „Kampf um die Massen" erfolgreich fortzuführen und das Sym­

pathiepotential für die Sowjetunion in Deutschland zu vergrößern. Zur Abwehr 

einer „faschistischen Diktatur" in Deutschland reichten diese Operationsmethoden 

der KPD freilich nicht aus. Unbestritten ist vielmehr, daß dafür ein historischer 

Kompromiß zwischen der KPD und der deutschen Sozialdemokratie erforderlich 

gewesen wäre. Wie sich zeigte, war die KPD jedoch für eine solche Ausweitung der 

Einheitsfront nicht ausgerüstet. Und dies nicht deshalb nur, weil die Große Koali­

tion unter dem Sozialdemokraten Hermann Müller (Mai 1928 bis März 1930) 

einer Burgfriedenspolitik entgegenstand und die SPD sich sodann auf die Unter­

stützung Brünings einließ. Wichtiger wurde, daß der deutschen Komintern-Sek­

tion im Frühjahr 1928 eine neue Generallinie auferlegt worden war. Sie verpflich­

tete die KPD dazu, in der Sozialdemokratie keinen potentiellen Verbündeten, son­

dern den „Hauptfeind" des revolutionären Proletariats zu sehen. Diese prinzipielle 

86 Der Kongreß der Freunde der Sowjetunion (10.-12. 12.1927) in Moskau, Protokoll, Berlin 
1928; ferner: Claus Remer, Der Bund der Freunde der Sowjetunion und seine Tätigkeit auf 
kulturellem Gebiet, in: Deutschland - Sowjetunion, Aus fünf Jahrzehnten kultureller Zu­
sammenarbeit, Berlin (Ost) 1966, S. 117 ff. 

87 Edgar Weiss, Die sozialistischen deutschen Schriftsteller in ihrem Verhältnis zur sowjeti­
schen Literaturentwicklung, 1917-1933, ebenda, S. 245 ff. 
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Linie ist trotz mancher Wendungen im Tageskampf bis 1933 in Geltung geblieben. 

Die deutschen Kommunisten hatten sich daran zu halten, daß der Faschismus nicht 

zu schlagen sei, solange die „faschisierte" Sozialdemokratie nicht geschlagen wäre. 

4. „Sozialfaschismus" und antifaschistischer Kampf 

Die Frage nach den geschichtlichen Ursachen für das Scheitern eines antifaschisti­
schen Aktionsbündnisses zwischen der KPD und der SPD ist ein großes Thema der 
historischen Forschung. Diese Frage ist indessen in unsere Erörterung nur insoweit 
einzubeziehen, als sich aus der Bindung der KPD an die Direktiven der Komintern 
und deren „führender Kraft", der sowjetischen Partei , eine besondere Mitwirkung 
und Mitverantwortung der Moskauer Führung für die kommunistische Politik in 
Deutschland ergab. Dabei versteht sich, daß die komplexe Problemlage hier nur in 
äußerster Verkürzung bezeichnet werden kann. Das soll durch den Hinweis auf 
einige historiographische Aspekte geschehen, die sich mit der Problemstellung ver­
binden. 

Beachtung verdient, daß auch die marxistisch-leninistische Geschichtswissen­
schaft sich nicht darauf beschränkt, die Verantwortung für die mangelnde Effekti­
vität der Einheitsfrontpolitik ausschließlich dem renitenten Verhalten der SPD und 
der reformistischen Gewerkschaften zuzuschreiben. Vielmehr haben die sowjeti­
schen Historiker und ihre Kollegen in der D D R Fehleinschätzungen und Fehlhal­
tungen benannt, die in der Politik der Kominternexekutive und der KPD-Führung 
zum Ausdruck kamen. Dabei wird im wesentlichen an die Kritik angeknüpft, die 
auf dem VII . Weltkongreß der Kommunistischen Internationale im Sommer 1935 
an den Entscheidungen der Jahre 1928 bis 1932 geübt worden ist88. Betrachtet man 
die wichtigsten Elemente dieser Kritik, so lassen sich folgende Faktoren nennen, 
die nach Meinung dieser Historiker einer antifaschistischen Einheitspolitik abträg­
lich gewesen sind: 

1. die undifferenzierte Zuordnung der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften 
zum Lager der Bourgeoisie, eine Deutung, die seit 1928 nicht nur die „rechten" 
Führer , sondern vor allem auch die „linken" Flügel der SPD zu Klassenfeinden 
des Proletariats erklärte und das Kooperationsverbot schließlich sogar auf die 
untersten Ebenen, auf die „kleinen Zörgiebels", bezog; 

2. die Verwischung der Unterschiede in der Beurteilung der Sozialdemokratie und 
des Faschismus, manifestiert in einem verwaschenen Faschismusbegriff, der das 
Klischee des „Sozialfaschismus" zuließ, die Behauptung, daß die Entwicklung 
der Sozialdemokratie und der reformistischen Gewerkschaften „ein ununterbro­
chener Evolutionsprozeß zum Faschismus" sei89; 

88 Das Folgende nach: Die Kommunistische Internationale, Kurzer historischer Abriß, IML 
beim ZK der KPdSU, aus dem Russischen, Berlin (Ost) 1970, S. 324ff., 355ff.; Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, Berlin (Ost) 1966, S. 213 ff. 

89 XI. Plenum des EKKI (April 1931), Thesen und Resolutionen, S. 16, zit. nach Die Kommu­
nistische Internationale, S. 377. 
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3. die Verwischung der Unterschiede zwischen Faschismus und bürgerlicher Demo­

kratie, zwischen den parlamentarischen Formen der Diktatur der Bourgeoisie 

und den offen faschistischen Formen dieser Diktatur - mit der Konsequenz, daß 

die tatsächlichen Gefahren einer nationalsozialistischen Machtergreifung unter­

schätzt worden seien; 

4. die Überschätzung des Entwicklungstempos der revolutionären Krise in Deutsch­
land, manifestiert in dem Verzicht, Zwischenziele zu formulieren und Forde­
rungen zur Verteidigung der bürgerlich-demokratischen Freiheiten zu erheben; 
stattdessen habe man sich damit begnügt, der faschistischen Gefahr als einzige 
Alternative den Kampf um die proletarische Diktatur, um ein sozialistisches 
Sowjetdeutschland entgegenzusetzen; 

5. die schädlichen Wirkungen einer von Neumann und Remmele repräsentierten 

„sektiererischen Abweichung" im Politbüro der K P D ; diese Gruppe sei geneigt 

gewesen, den Faschismus als unmittelbare Vorstufe der proletarischen Revolu­

tion anzusehen und somit die Widerstandsfähigkeit des Großkapitals gröblich zu 

unterschätzen. In der DDR-Forschung wird hinzugefügt, daß diese Gruppe in 

bestimmten Situationen, etwa anläßlich des preußischen Volksentscheids, die 

Unterstützung Stalins und Molotovs gefunden habe90. 

Wie zu sehen ist, beschränkt sich diese Kritik darauf, Mängel in der Analyse der 
Krisenentwicklung in Deutschland festzustellen und Personengruppen zu benen­
nen, denen besondere Verantwortung für die ungenügende Entfaltung der anti­
faschistischen Einheitsfrontpolitik zuzuschreiben sei. Wer die westliche Forschung 
zur Kenntnis nimmt, wird solche Erklärungen für wichtig, aber doch für unzurei­
chend halten91. Um zu diesem Eindruck zu kommen, muß man sich keineswegs auf 
die These versteifen, Stalin habe aus „staatspolitischen" Gründen einen Sieg der 
Nationalsozialisten als das geringere Übel angesehen und deshalb dafür gesorgt, 
daß die KPD an den starren Kurs der Kominternexekutive gebunden blieb. Die 
Fragen, die ich abschließend formulieren möchte, gehen von einigen einfachen 
Beobachtungen und Überlegungen aus: 

1. Eine wissenschaftlich zulängliche Untersuchung der kommunistischen Politik in 

Deutschland zwischen 1928 und 1932 kann nicht davon absehen, daß die KPD 

als integraler Teil einer Weltpartei agierte, deren führende Kraft die Kommu­

nistische Partei der Sowjetunion gewesen ist. Seit 1925/26 war es, wie gezeigt, 

90 Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 302. 
91 Neuere westdeutsche Beiträge: Thomas Weingartner, Stalin und der Aufstieg Hitlers, Die 

Deutschlandpolitik der Sowjetunion und der Kommunistischen Internationale, 1929-1934, 
Berlin (West) 1970; Peer H. Lange, Stalinismus versus „Sozialfaschismus" und „National­
faschismus", Revolutionspolitische Ideologie und Praxis unter Stalin, 1927-1935, Göppingen 
1969; Siegfried Bahne, „Sozialfaschismus" in Deutschland, Zur Geschichte eines politischen 
Begriffs, in: International Review of Social History 10 (1965), S. 56ff.; ders., Die Kommu­
nistische Partei Deutschlands, in: Das Ende der Parteien 1933, hrsg. von Erich Matthias 
und Rudolf Morsey, Düsseldorf 1960, S. 655; Erich Matthias, Die Sozialdemokratische Par­
tei Deutschlands, ebenda, S. 101 ff. 
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für ausländische Kominternsektionen üblich geworden, Beschlüssen sowjetischer 

Parteigremien die gleiche Verbindlichkeit zuzusprechen wie den Resolutionen 

des EKKI. So wurde die politische Linie der KPD, die die „rechte Gefahr" in der 

deutschen Arbeiterbewegung zur „Hauptgefahr" erklärte, in zweiseitigen sowje­

tisch-deutschen Verhandlungen festgelegt, in unmittelbarem Anschluß an das 

IX. Plenum des EKKI. Das entsprechende Dokument vom 29. Februar 1928 

trägt neben den Unterschriften deutscher Parteiführer (Thälmann, Ewert, Rem-

mele u. a.) die Namen von Stalin, Bucharin, Tomskij, Molotov, Losovskij, 

Mikojan und Pjatnickij92. Mithin ist die Verantwortung dieser sowjetischen De­

legation für den neuen Kurs der KPD nicht zweifelhaft. Offizielle sowjetische 

Parteidokumente beweisen überdies, daß sich der Kampf gegen die „opportu­

nistischen und versöhnlerischen Gruppen" in der KPD und in anderen Kom­

internsektionen noch im Lauf des Jahres 1928 mit dem Kampf gegen die „Rechte 

Abweichung" in der sowjetischen Partei verband, mit den Auseinandersetzungen 

also, die die von Stalin geführte Mehrheit mit Bucharin, Tomskij und Rykov 

seit Beginn der sowjetischen Getreidebeschaffungskrise austrug93. Bucharin 

wurde vorgeworfen, daß er, der für die Politik des EKKI verantwortlich sei, die 

Ausschaltung der deutschen „Opportunisten" und „Versöhnler" ebenso hinter­

treibe wie die Einleitung einer neuen Agrar- und Industriepolitik in der UdSSR. 

Das Plenum des sowjetischen ZK und der Zentralen Kontrollkommission ver­

fügte am 23. April 1929 die Abberufung Bucharins als Sekretär des EKKI ; auf 

dem X.P lenum des EKKI, das im Juli 1929 diese Entscheidung bestätigte, 

wurde dann jene Formel in Kraft gesetzt, derzufolge „eine besondere Form des 

Faschismus in Ländern mit starken sozialdemokratischen Parteien der Sozial­

faschismus" sei. In der sowjetischen Geschichtsschreibung wird diese Formel 

heute als Ausdruck einer „sektiererischen Tendenz" angesehen94. 

2. Der Kampf gegen die „rechte Abweichung" verweist nicht allein auf gruppen-

und personenbezogene Querverbindungen, sondern zugleich auf den Zusammen­

hang zwischen der neuen Generallinie der deutschen Kominternsektion und der 

Politik der beschleunigten Industrialisierung in der UdSSR. Dieser Zusammen­

hang ergab sich u. a. daraus, daß die Steigerung des ökonomischen Entwick­

lungstempos im Zeichen des ersten Fünfjahresplans wie auch die Radikalisie­

rung des Kampfes der KPD gegen den „Sozialfaschismus" (Sozialdemokratis­

mus) auf einer gleichartigen Einschätzung der Krisenbewegung im kapitalisti­

schen Weltsystem beruhten. Die sowjetische Analyse enthielt die Feststellung, 

daß die Periode relativer Stabilisierung zu Ende gehe und abgelöst werde von 

einer Periode krisenhafter Erschütterungen in der kapitalistischen Welt. Als 

92 Veröffentlicht von Hermann Weber in dieser Zeitschrift 16 (1968), S. 207 f. 
93 Vgl. die Resolutionen der sowjetischen Führungsgremien vom 9. Februar und 23. April 

1929 in: Sestnadcataja konferencija VKP (b). Aprel' 1929 g. Stenograficeskij otcet. Moskau 
1962, S. 740 ff., sowie die Darstellung von R.V.Daniels (Anm. 68), S. 373 ff. 

94 Die Kommunistische Internationale (Anm. 88), S. 350 ff. 
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Merkmale der neuen Periode wurden namhaft gemacht: die zunehmende Ag­

gressivität des imperialistischen Blocks, die wachsende Kriegs- und Interven­

tionsgefahr und eine herannahende Welle revolutionärer Massenkämpfe95. 

Während die sowjetische Führung mit dieser Perspektive ihre Forderung legiti­

mierte, daß die UdSSR in kürzester Frist zu einem mächtigen sozialistischen 

Industriestaat zu entwickeln sei, wurde die KPD (wie andere Kominternsektio­

nen) dazu angehalten, die von der Krise erfaßten Massen im Kampf „Klasse 

gegen Klasse" an sich zu ziehen. Der Parole von der Liquidierung der „Kulaken 

als Klasse" entsprach in der KPD die Losung von der Zertrümmerung der SPD 

und der reformistischen Gewerkschaften; dem sowjetischen Appell, den Klassen­

kampf unter der Bauernschaft zu intensivieren und die Masse der Bauern in Kol­

lektivwirtschaften zu überführen, entsprach die Aktivierung des Klassenkamp­

fes gegen die Sozialdemokratie, gegen die „Stütze der Bourgeoisie" in der deut­

schen Arbeiterbewegung. Wie die Einheitsfronttaktik der KPD in den Jahren 

1925 bis 1927/28 ein Äquivalent der sowjetischen N Ö P gewesen ist, so war ihre 

Radikalisierung seit 1928/29 ein Äquivalent der sowjetischen Politik des be­

schleunigten industriellen Aufbaus. Diese Korrelation wurde durch das Axiom 

absoluter Interessenidentität zwischen der UdSSR und dem Weltproletariat ver­

mittelt ; für die Einheit der Leitung und der Zielbestimmung bürgte die Füh­

rungsrolle der sowjetischen Parteispitze. 

3. Eine Untersuchung der kommunistischen Deutschlandpolitik wird nach den Fol­

gen zu fragen haben, die sich aus der beschriebenen Verknüpfung mit der sowje­

tischen Fünfjahresplanperiode ergaben. Über die kritische Beurteilung hinaus, 

die sich in der sowjetischen Geschichtswissenschaft dazu findet, läßt sich sagen, 

daß die Bindung an die in Moskau entwickelte Globalstrategie der Flexibilität 

der KPD-Polit ik nicht zuträglich war. Eine Revision der kommunistischen Tak­

tik in Deutschland, etwa in Richtung auf die Verteidigung parlamentarischer 

Institutionen und bürgerlich-demokratischer Freiheiten, hätte eine einschnei­

dende Neuorientierung der Kominternlinie vorausgesetzt. Dafür wäre der Kon­

sensus der Moskauer Führung schon deshalb unerläßlich gewesen, weil eine 

solche Schwenkung zugleich die sowjetische Innen- und Außenpolitik betroffen 

hätte. Nur archivalisches Material, das der Forschung bisher verschlossen geblie­

ben ist, könnte über diese Zusammenhänge genauere Auskunft geben. I m ein­

zelnen wären folgende Annahmen zu prüfen, die das starre Festhalten an dem 

„linken", bisweilen auch „sektiererischen" Kurs der deutschen Kominternsek­

tion erklären könnten: 

a) Es ist nicht auszuschließen, daß eine relative Führungsschwäche in den Spit-

95 Vgl. Sechster Weltkongreß der Kommunistischen Internationale, Moskau 17. 7. bis 1. 9. 
1928. Bd. 1: Die internationale Lage und die Aufgaben der Komintern, Der Kampf gegen 
die imperialistische Kriegsgefahr, Hamburg 1928, S. 26 ff.; zur innersowjetischen Funktion 
der Antikriegskampagnen: Dietrich Geyer, in: Osteuropa-Handbuch, Sowjetunion, Außen­
politik I, Köln-Wien 1972, S. 50 ff. 
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zengremien des EKKI in Anschlag gebracht werden muß , sie mag bedingt ge­

wesen sein durch die starke Inanspruchnahme der entscheidungsfähigen sowje­

tischen Parteiführer mit Aufgaben, die die krisenhafte Umwälzung in der 

UdSSR damals stellte. Das gedruckte Material läßt nicht erkennen, in wel­

chem Umfang das Moskauer Politbüro damals imstande war, sich mit der 

Lage der KPD intensiv zu befassen. Von sowjetischen Kominternfunktionären 

wie Manuil 'skij, Kuusinen, Knorin u. a. konnten die Führer der KPD offen­

sichtlich nicht mehr erwarten als die Bestätigung der 1928/29 fixierten Gene­

rallinie, allenfalls die Zustimmung zu begrenzten Modifikationen, die die 

Substanz der Generallinie aber nicht berührten96 . Auch die Hal tung der 

sowjetischen Führung gegenüber der Gruppe Remmele und Neumann bedarf 

der exakten Aufklärung. 

b) Es ist nicht auszuschließen, daß die sowjetische Führung den Kurs der Kom­

internsektionen deshalb nicht meinte revidieren zu sollen, weil sie für diesen 

Fall neue Flügelkämpfe befürchtete. Die antisozialdemokratische Frontstel­

lung hatte sich, zumal in der KPD, als eine integrative Kraft erwiesen; sie 

abzubauen hätte die Geschlossenheit der Partei gefährden können97. Schließ­

lich mochte auch die Sorge eine Rolle spielen, daß der beträchtliche Zustrom 

von Erwerbslosen zur KPD, der seit 1930 die soziale Struktur der Partei ver­

änderte, bei einem Burgfrieden mit der SPD wieder versiegen könnte. 

c) Es ist nicht auszuschließen, daß die sowjetische Parteispitze der Auffassung 

war, auf einen Burgfrieden mit der Sozialdemokratie nicht drängen zu sollen, 

weil (1.) ein solcher Versuch angesichts der Hal tung der SPD tatsächlich 

wenig Erfolg versprach, weil (2.) die Verbreiterung der kommunistischen 

Massenbasis unter den Bedingungen der ökonomischen und politischen Krise 

ohnedies gute Fortschritte machte, und weil man (3.) womöglich annahm, daß 

eine Machtübernahme durch Hitler die SPD härter treffen werde als die kom­

munistische Partei, daß die KPD mithin als einzige Alternative zum Faschis­

mus handlungsfähig bleiben werde. 

4. Eine genauere Untersuchung der hier erörterten Probleme wird nicht zuletzt 
auch der Frage nachzugehen haben, inwieweit die sowjetische Einschätzung der 
deutschen Krise durch außenpolitische Faktoren mitbestimmt worden ist. Wie 
bekannt, hatte die sowjetische Diplomatie in der Periode des ersten Fünfjahres-
plans ihre Bemühungen verstärkt, die UdSSR gegen denkbare internationale 
Verwicklungen abzuschirmen98. Durch die japanische Aggression in der Man­
dschurei war dieses Sicherheitsproblem besonders aktuell geworden. Insofern 

96 Dazu vor allem die Untersuchung von Thomas Weingartner (Anm. 91), S. 49 ff. 
97 Vgl. H. Weber, Die Wandlung (Anm. 39), S. 251 ff. Zu den Splittergruppen zwischen KPD 

und SPD: K. H. Tjaden, Struktur und Funktion der „KPD-Opposition" (KPO), Meisenheim 
1964; Hanno Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, Meisenheim 1965. 

98 Zur sowjetischen Sicherheitspolitik: Osteuropa-Handbuch (Anm. 95), S. 213 ff. 
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hatten namentlich die 1932 unterzeichneten Nichtangriffsverträge mit Polen 

und Frankreich eine wichtige Funktion bei der Erfüllung der ökonomischen 

Planziele. Ebenso deutlich ist, daß die verstärkte Agitation gegen die Kriegs­

gefahr, die auch die Aktionen der KPD bestimmte, in den Zusammenhang dieser 

sowjetischen Sicherheitspolitik gehört. Daß die deutsche Sozialdemokratie dabei 

als eine Kraft bezeichnet wurde, die imperialistische Interventionspläne gegen 

die UdSSR unterstützte, mag als eine absurde Diffamierung erscheinen. Indes­

sen muß man sehen, daß die SPD, indem sie für einen Ausgleich mit Frankreich 

eintrat, sowjetischen Interessen entgegenwirkte. Nach kommunistischer Auffas­

sung half die Sozialdemokratie jene Widersprüche im imperialistischen Lager zu 

mildern, auf deren Ausnutzung die sowjetische Außenpolitik erklärtermaßen 

beruhte. Hit ler als radikaler Revisionist ließ dagegen einen politischen Dauer­

konflikt zwischen Paris und Berlin erwarten, so daß man in Moskau versucht 

sein konnte, das nationalsozialistische Programm der Ostexpansion nicht für 

aktuell zu halten. Dieser Eindruck mochte mit der generellen Neigung zusam­

menwirken, den Nationalsozialismus zu unterschätzen und in dieser Bewegung 

lediglich das Produkt eines krisenhaften Zerfallsprozesses zu sehen. 

5. Sowjetische Historiker haben darauf aufmerksam gemacht, daß die Auswirkun­

gen der Weltwirtschaftskrise auf Deutschland unzulässige Analogieschlüsse 

nahelegten; diese hätten im Licht der Erfahrungen der Jahre 1918bis 1923 dazu 

geführt, die Intensität und das Entwicklungstempo der Krise zu überschätzen99. 

Indessen gibt es keine Hinweise darauf, daß man in Moskau, anders als 1919 

oder 1923, der Auffassung gewesen wäre, Deutschland befinde sich am Vor­

abend eines neuen Oktober. Die Ausschaltung der Gruppe Neumann-Remmele 

und das Fehlen jeglicher Vorbereitungen für einen bewaffneten Aufstand spre­

chen nicht dafür, daß die KPD-Führung in den Jahren 1931/32 die proleta­

rische Revolution als Nahziel begriffen hätte. Hinter den kommunistischen 

Aufrufen zum Generalstreik anläßlich des preußischen Staatsstreichs verbarg 

sich kein Sofortprogramm der Machteroberung. Insofern kann die kommuni­

stische Deutschland-Politik der Jahre 1929 bis 1932 als Ausdruck eines revolu­

tionären Attentismus erscheinen. Diese Hal tung hatte sich in der Zeit der NÖP 

ausgebildet und bestimmte zumal in der ersten Fünfjahresplanperiode das inter­

nationale Verhalten der UdSSR. Anders als 1918 bis 1923 wurde die Weimarer 

Republik im Stadium ihres Zerfalls nicht als Zentrum für revolutionäre Offen­

siven angesehen, sondern als einer von vielen Schauplätzen des internationalen 

Klassenkampfes. Die Zukunftsperspektiven dieses Kampfes aber blieben an die 

wachsende Macht des Sowjetstaates verwiesen, an das „Bollwerk der internatio­

nalen Revolution", das zu stärken die Kommunisten aller Länder sich verpflich­

tet hatten. 

99 Die Kommunistische Internationale (Anm. 88), S. 375 ff. 
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STRUKTURELLE U N D I N S T I T U T I O N E L L E 

AUSWIRKUNGEN D E R W E L T W I R T S C H A F T S K R I S E 
I N O S T - M I T T E L E U R O P A * 

Der Großteil der Beiträge zu diesem Thema behandelt die Probleme unter einem 
regionalen oder sektoralen Aspekt. Der Versuch einer synoptischen Darstellung 
kann dazu führen, daß die analytische Schärfe der Einzeldarstellungen verdunkelt 
und die besonderen Bedingungen der kritischen Entwicklung der einzelnen Natio­
nalwirtschaften oder Regionen übersehen werden. Aber richtet man den Blick 
auf das Ganze, so drängt sich die Frage auf, ob nicht doch gewisse gemeinsame Er­
scheinungen ganz Ost-Mitteleuropa als einen spezifischen Fall in der Geschichte 
der großen Depression erscheinen lassen. 

Die gleiche Ansicht vertraten nicht nur expost-Kenner des Problems wie etwa 
Antonin Basch (1944)1, Jan Marczewski (1956) 2 und Wolfgang Piper (1961)3, son­
dern auch einige weitblickende zeitgenössische Analytiker wie z. B. Mihail Manoi-
lescu (1937)4 und Ernst Wagemann (1939)5. Spezielle Beiträge der neueren Zeit 
mit ihrem reichen, auch quantitativ kaum mehr zu überbietenden Material, in ih­
ren Ergebnissen kontrahiert, widerlegen jene älteren Ansichten nicht, sondern bestä­
tigen und vertiefen sie eher. Es ist die Absicht dieses Beitrages, die Verbindungen 
zwischen den älteren und den heutigen Ansichten herzustellen und einige wirt­
schaftspolitische Reflexionen hinzuzusetzen, die uns die wirtschaftshistorische Rück­
schau von 40 Jahren gestattet. Darüber hinaus soll er eine Ergänzung zur Erklä­
rung der Krisenzusammenhänge anbieten, die sich aus der sonst kaum beachteten 
Tatsache ergibt, daß das Deutsche Reich mit den östlichen Teilen Preußens an den 
strukturellen Bedingungen der osteuropäischen Krise teilhatte. Es ist zu zeigen, 
daß dieser Umstand die Innen- und Außenwirtschaftspolitik des Reiches als der da­
maligen économie dominante in Osteuropa weitgehend bestimmte. Die Einbezie-

* Vortrag, gehalten auf der „East European Economic History Conference" in St. Antony's 
College, Oxford (21.-25. September 1972). - Für die kritische Durchsicht des Manuskripts 
und die Erarbeitung des Anmerkungsteiles danke ich dem Mitarbeiter des Osteuropa-Insti­
tuts, München, Herrn Walter Riethmüller, MA. 

1 A. Basch, The Danube Basin and the German Economic Sphere, London 1944. 
2 J. Marczewski, Planification et croissance economique des democraties populaires, T. 1: 

Analyse historique, T. 2: Analyse economique, Paris 1956 (Im folgenden wird stets auf den 
1. Band Bezug genommen!). 

3 W. Piper, Grundprobleme des wirtschaftlichen Wachstums in einigen südosteuropäischen 
Ländern in der Zwischenkriegszeit, Berlin 1961. 

4 M. Manoilesco [Manoilescu], Die nationalen Produktivkräfte und der Außenhandel, Theo­
rie des internationalen Warenaustausches, Berlin 1937 (das französische Original: Theorie 
du protectionnisme et de l'echange international, Paris 1929). 

5 E. Wagemann, Der neue Balkan, Altes Land, junge Wirtschaft, Hamburg 1939. 
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hung der Wirtschaftsprobleme Deutschlands verbreitert die Basis eines Urteils über 

die damaligen wirtschaftspolitischen Alternativen aller beteiligten Länder, über die 

man nachdenkt, wenn man sich nicht mit der positiven Darstellung dessen begnü­

gen möchte, was wirklich gewesen ist. 

In den Beiträgen, die sich mit dem vorliegenden Problem befassen, wird die 

relative Unterentwicklung Ost-Mitteleuropas nach dem Ersten Weltkrieg betont. 

Da man über die politisch-historischen Gründe für diesen Zustand sehr verschie­

dener Ansicht sein kann, empfiehlt es sich zunächst, nach objektiven Faktoren für 

die ökonomische Rückständigkeit zu fragen. Dabei wären an erster Stelle gewisse 

geographische Gegebenheiten zu nennen, die fast nie oder nur nebenbei einkalku­

liert werden. Ost-Mitteleuropa ist eine Übergangszone zwischen der ozeanischen 

(atlantischen) Sphäre Nordwesteuropas und der kontinentalen Eurasiens. Die typi­

schen kontinentalen Merkmale des Klimas und der Transportverhältnisse haben in 

unserer Region schon erhebliches Gewicht. 

Die extremen Gegensätze zwischen Sommer- und Wintertemperaturen und ge­

wisse Klimaexzesse der eurasischen Landmasse halten die Durchschnittserträge 

auch bei gleichem Düngeraufwand erheblich unter dem westeuropäischen Stand 

und verursachen relativ hohe Schwankungen der Erträge. Die gegebenen Verhält­

nisse von Sonnenscheindauer und Niederschlägen verringern die Skala des Frucht­

wechsels und begünstigen Monokulturen. 

Von West nach Ost wachsen in Europa die durchschnittlichen Entfernungen von 

den Produktionsstätten zu den Seehäfen. Die Möglichkeiten einer intensiven Nut­

zung der Flußschiffahrt nehmen wegen Unregelmäßigkeit der Wasserführung und 

langer Eisperioden ab (der Verkehrsengpaß der Donaukatarakte [Eisernes Tor] ist 

erst in unseren Tagen durch eine gewaltige Staustufe überwunden worden). Bei der 

anzunehmenden Kostenrelation von mindestens 1:10 für den Transport zu Wasser 

oder zu Lande ist leicht einzusehen, daß die Länder Ost-Mitteleuropas — abgesehen 

von ihrer damals geringen Ausstattung mit Transportmitteln — im Vergleich zum 

Westen auch durch die Kosten der Güterbewegung erheblich benachteiligt waren; 

dies gilt insbesondere beim Transport von schwergewichtigen Materialien für die 

metallerzeugenden und -verarbeitenden Industrien sowie für thermische Kraft­

werke. In den dreißiger Jahren gab es in Ost-Mitteleuropa nur ein bedeutendes 

Zentrum der Eisen-Stahl-Metallurgie, nämlich Oberschlesien, aufgeteilt auf 

Deutschland, Polen und die CSR mit einer Gesamtproduktion im Jahre 1938 von 

rund 7 700 000 to6. Es war das einzige auf einer Strecke von 2400 km zwischen den 

6 Die Gesamtproduktion setzt sich wie folgt zusammen (in 1000 t ) : Roheisen: 2556, Rohstahl: 
3221, Walzwerkerzeugnisse: 1900 (Angaben nach Peter-Heinz Seraphim, Industrie-Kombi­
nat Oberschlesien, Das Ruhrgebiet des Ostens, Das großoberschlesische Industriegebiet un­
ter sowjetischer Führung, Köln-Braunsfeld 1953 [ = Osteuropa und der deutsche Osten. 
Reihe III, S. 61-62, 99-100]). - Die Brockhaus-Enzyklopädie (17. völlig neu bearbeitete 
Auflage des Großen-Brockhaus, 13. Band, Wiesbaden 1971) gibt unter dem Stichwort „Ober-
schlesisches Industriegebiet" (S. 637) folgende Daten: Gesamtproduktion: 8 900 000 t, zu­
sammengesetzt (in 1000 t) aus Roheisen: 2556, Rohstahl: 3721, Walzwerkerzeugnisse: 2623. 
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Stahlzentren Nordwesteuropas und dem Donez-Revier. Hüttenzentren wie Kladno 
(CSR) oder Resitsa (Rumänien) waren von untergeordneter Bedeutung. Bedingt 
durch die Transportkosten für Stahl und Eisen waren die metallverarbeitenden 
Industrien um diesen metallurgischen Kern konzentriert und es war deshalb auch 
schwierig, industrielle Arbeitsplätze — von der textil- und holzverarbeitenden Indu­
strie abgesehen — im weiteren Radius zu schaffen. Die Gewinnung von Buntmetall -
erzen (Zinn-Kupfer-Nickel in Jugoslawien, Bauxit in Ungarn) boten keine ausrei­
chende Basis für verarbeitende Industrien. Unter marktwirtschaftlichen Bedingun­
gen, d. h. ohne zentralgelenktes Zwangssparen und Investieren war es aber nicht 
möglich, eigenes oder ausländisches Kapital zur Gründung von Schwerindustrien 
an unrentablen Standorten zu veranlassen. 

Die aufgeführten Standortbedingungen sind zu berücksichtigen, wenn man die 
Wirtschaftspolitik der Nachfolgestaaten kritisiert; diese zielte darauf ab, in erster 
Linie andere lokale, vor allem landwirtschaftliche Rohstoffe und billig transpor­
tierbare ausländische Fasern industriell zu verarbeiten und dabei möglichst viel 
Arbeitskräfte zu beschäftigen. Allein schon die im Vergleich zum Westen weit un­
günstigeren Bedingungen von Klima, Transportkosten und Verteilung der natür­
lichen Ressourcen vermögen so den Entwicklungsrückstand Ost-Mitteleuropas zu 
erklären. 

Diese naturgegebenen Nachteile wurden überdies noch verstärkt durch die nach 
1918 gezogenen neuen Staatsgrenzen. Der Zerfall des einheitlichen Wirtschafts­
gebietes der Habsburger Monarchie (52 Millionen Einwohner), der Verlust des 
großen Marktes des russischen Zarenreiches für einige wichtige Industrien Polens, 
die Aufteilung des um den zentralen Ort der Donauebene, Buda-Pest, gebildeten, 
natürlichen Wirtschaftsraumes Ungarn waren Tatsachen von fataler Bedeutung 
für jede denkbare Wirtschaftspolitik. Selbst ein so offenkundiger Vorteil für die 
CSR, daß sich ca. 70 % des industriellen Potentials der ehemaligen Monarchie auf 
ihrem Gebiet befanden, wurde durch die protektionistische Wirtschaftspolitik der 
neuen Staaten in ihrer Nachbarschaft weithin aufgehoben. 

Die Tatsache, daß Ost-Mitteleuropa national ungleich stärker differenziert war 
als der Westen mit seinen großen, national weitgehend homogenen Staaten, bildete 
im Zeichen des wirtschaftlichen Nationalismus einen weiteren Nachteil für eine 
ökonomisch rationale Entwicklung. Die liberalen Ökonomen, denen die Vorteile 
der economies of scale (Minderung der Kosten je Stück durch Mengenproduktion) 
auch damals nicht unbekannt waren, hatten bei ihren Plädoyers für eine Politik 
der wirtschaftlichen supranationalen Integration durch gemeinsame Märkte mit 
Widerständen zu rechnen, die man nicht ohne weiteres als irrational abtun kann. 

Die Argumente der Wortführer des Primates einer staatlich protegierten, wirt­
schaftlichen Entwicklung auch kleiner, mit Ressourcen sehr ungleichmäßig ausge­
statteter Regionen lassen sich auf das Theorem von Friedrich List und Henry-
Charles Carey ein Jahrhundert vorher zurückführen, die lehrten, daß die Produk­
tivkräfte einer zurückgebliebenen Nation im Schutze prohibitiver Maßnahmen erst 
voll entwickelt werden müßten, ehe sie in einen multilateralen Güteraustausch mit 
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industriell fortgeschrittene Nationen eintreten könnten7. Ein hervorragender Re­
präsentant dieser Idee auf dem Balkan war der obenerwähnte Rumäne Manoilescu8. 
Die desintegrierende Wirkung des ökonomischen Nationalismus machte sich selbst 
innerhalb der neuen Staaten bemerkbar, z. B. in der CSR im Verhältnis zwischen 
den relativ hochindustrialisierten böhmischen Ländern und der Slowakei, die zu 
jener Zeit noch eine rückständige Agrarprovinz war. Negative Konflikte dieser Art 
mußten entstehen, wenn nationale Gruppen durch die Bildung der neuen Staaten 
ihre in der Zeit der österreichisch-ungarischen Monarchie auch ökonomisch domi­
nante Position bedroht sahen und/oder durch konjunkturelle Entwicklungen spezi­
fische Nachteile erfuhren, wie die Sudetendeutschen in der CSR oder die Magyaren 
in Groß-Rumänien. 

Das Dilemma zwischen nationalwirtschaftlicher Desintegration und supranatio­
naler Integration ist ein allgemeines und auch heute aktuelles. Beim retrospektiven 
Studium der Verhältnisse in Ost-Mitteleuropa in einer Periode ohne Vorherrschaft 
der Wirtschaftsmacht eines übermächtigen Staates ist es aber besonders zu berück­
sichtigen. Es erklärt das Mißlingen so vieler Projekte einer zollpolitischen Födera­
tion aller oder mehrerer der Nachfolgestaaten, selbst wenn man andere politische 
Faktoren, wie politische und militärische Bündnisse, außer acht läßt. Denn Inte­
gration bedeutet in jedem Fall einen Vorteil für die schon höher industrialisierten 
Regionen durch größere Märkte, während die Staaten mit einem hohen Anteil an 
kleinbäuerlicher, primitiver Landwirtschaft keine Aussicht sahen, die Probleme der 
Rationalisierung dieser Landwirtschaft und der Finanzierung von industriellen 
Arbeitsplätzen für den Überschuß an Agrarbevölkerung gleichzeitig zu lösen, wenn 
sie sich auf die offene internationale Arbeitsteilung einließen. Diese für die unter­
entwickelten Länder im Zeitalter des Industrialismus typischen Probleme bestan­
den in jedem Staat Ost-Mitteleuropas fast im gleichen Maße. Bei ähnlichen Struk­
turen und sehr wenigen Produkten, die sie in ausreichendem Maße untereinander 
auszutauschen hatten, waren sie jeder für sich auf den Gütertausch mit Industrie­
ländern oder auf Investitionen und Kredite des Auslandes angewiesen. Es ist auch 
daran zu erinnern, daß diese Länder Dienstleistungen (wenn wir die Trampschiff -
fahrt Griechenlands als Ausnahme beiseite lassen) kaum anzubieten hatten. Es 
fehlte vor allem der devisenbringende Fremdenverkehr, der in unseren Tagen mit 
Anteilen bis zu 25% am Gesamtexport die Außenwirtschaftslage Süd-Osteuropas 
so günstig beeinflußt. 

Die Gleichartigkeit der Probleme legt es aber nahe, den ökonomischen Entwick­
lungsstand der einzelnen Länder Ost-Südosteuropas im Nebeneinander der statisti­
schen Daten zu betrachten. Die folgenden Tabellen bringen kein neues Material. 
Ihr Nutzen mag darin bestehen, daß Vergleichszahlen auch für das benachbarte 

7 Friedrich List, Das nationale System der politischen Oekonomie, l .Band, Der internatio­
nale Handel, die Handelspolitik und der deutsche Zollverein, Stuttgart, Tübingen 1841 
(mehr nicht erschienen); Henry Charles Carey, Principles of political economy, Vol. 1-3, 
Philadelphia 1837-1840. 

8 Siehe oben S. 37. 
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Deutsche Reich und gelegentlich auch westeuropäische Staaten gebracht werden, 
die den Rückstand Ost-Mitteleuropas in Produktion, Produktivität und Einkommen 
als Folgen des niedrigen Industrialisierungsgrades evident machen. Es ist auf die 
Ausnahmestellung der CSR hinzuweisen, deren industrieller Vorsprung noch deut­
licher wäre und an Deutschland heranreichte, wenn nicht der damalige Entwick­
lungsrückstand der Slowakei den gesamtstaatlichen Durchschnitt gedrückt hätte. 

U m das Jahr 1930 lebten in Ost-Mitteleuropa ca. 94 Mill. Menschen, davon 
61 % von der Landwirtschaft. In Mitteleuropa lebten um dieselbe Zeit 76,3 Mill., 
davon 25 % von der Landwirtschaft. 

Noch rückständiger erscheint Südosteuropa für sich betrachtet. 

Tabelle 1 a9 

Anteil der Erwerbspersonen nach Wirtschaftsabteilungen in südosteuropäischen 

Ländern (%). 

Wi-Abteilungen 

Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei 
Industrie u. Bergbau 
Handel u. Verkehr 
Sonstige 

Bulgarien 
1934 

81,3 
9,0 
3,5 
6,2 

Jugoslawien 
1931 

78,8 
10,6 
4,5 
5,9 

Rumänien 
1930 

79,1 
8,8 
4,4 
7,7 

Ungarn 
1930 

54,0 
23,3 
10,0 
12,7 

Hier erscheint Ungarn bereits als Land des Überganges zur Industrie-Agrarwirt-
schaft mit einem beachtlichen tertiären Sektor. Bulgarien, Jugoslawien und Rumä­
nien weisen zusammen eine fast homogene Struktur als Agrarländer auf. 

Der Entwicklungsrückstand Ost-Mitteleuropas und der West-Ost-Gradient der 
Industrialisierung ergibt sich aus der folgenden Tabelle. 

Tabelle 1 b10 

Anteil der von der Landwirtschaft abhängigen Bevölkerung an der Gesamtbevölke­

rung in ausgewählten Ländern Europas (in %). 

Bul­
garien 

1926 

Anteil der 
lwi. Bevölkg. in % 75 

Jugo­
sla­

wien 
1931 

76 

Rumä­
nien 

1930 

72 

Polen 

1931 

60 

Un­
garn 

1930 

51 

Tsche­
choslo­
wakei 
1930 

33 

Deut­
sches 
Reich 
1933 

20 

Frank­
reich 

1931 

29 

Bel­
gien 

1930 

15 

Groß­
britan­
nien 
1931 

511 

9 Quelle: Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich, 59. Jahrgang, 1941/42, S. 39*-40*; 
vgl. auch Piper, Grundprobleme, S. 18. 

10 Quelle: Wilbert E. Moore, Economic Demography of Eastern and Southern Europe, Geneva 
1945 (Series of League of Nations publications, II, A, 9), S. 26; vgl. auch Marczewski, Plani-
fication, S. 14. 

11 Abweichungen gegenüber Tabelle 1 a ergeben sich aufgrund der Unterschiede bei der Er­
fassung der relevanten Personengruppen (Erwerbspersonen - von der Landwirtschaft ab­
hängige Bevölkerung). 
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Die Arbeits- und Bodenproduktivität im agrarischen Sektor Ost-Mitteleuropas war 

verhältnismäßig gering. Wenn wir die böhmischen Länder der CSR ausnehmen, 

betrug sie im Durchschnitt die Hälfte, in manchen Ländern nur ein Drittel oder 

ein Viertel der Agrarproduktivität Mittel- oder Westeuropas. 

Tabelle 212 

Indizes der Agrarproduktion in ausgewählten Ländern Europas für die Jahre 

1931-1935. 

Gesamtproduktion davon pro ha land- Produktion pro Kopf der 
in Millionen tierische wirtschaftlich pro von der 

C. U.13 Produkte genutzte männliche Landw. 
in % Fläche Arbeitskraft abhängigen 

Bevölkerung 

Land 

Albanien 
Bulgarien 
Jugoslawien 
Polen 
Rumänien 
Tschechoslowakei 
Ungarn 
Deutschland 
Österreich 
Dänemark 

7,646 
82,394 

175,752 
404,344 
272,318 
216.123 
148,896 

1.112,810 
101,907 
161,063 

53,1 
46,5 
35,2 
60,3 
42,0 
62,1 
59,0 
71,3 
75,0 
93,1 

Europa = 

70 
80 
69 
75 
69 

129 
87 

181 
153 
236 

100 

25 
55 
43 
56 
53 

115 
75 

191 
128 
323 

22 
47 
38 
49 
48 

105 
78 

195 
134 
354 

Jan Marczewski14 stellt auch folgenden Vergleich an: Belgien, das große Mengen 

Lebensmittel (auch Futtermittel) importierte, produzierte mit nur 1 5 % Agrar-

bevölkerung pro Kopf der Gesamtbevölkerung noch etwas mehr als Polen, das bei 

ca. 60 % Agrarbevölkerung selbst große Mengen Agrarprodukte exportierte15. 

E in hoher Anteil der landwirtschaftlichen Produktion am Sozialprodukt verbun­

den mit einer geringen Produktivität der landwirtschaftlichen Arbeit sind primäre 

Symptome unterentwickelter Regionen. Aus ihnen ergeben sich die bekannten se-

12 Quellen: Moore, Demography, S. 35, 51 ; Marczewski, Planification, S. 19, sowie Piper, 

Grundprobleme, S. 18. 
13 C. U. = crop units, d. h. Ernteeinheiten, deren Zusammensetzung (Weizen, Roggen, Gerste, 

Hafer, Mais, Kartoffeln) nach Wilbert E. Moore definiert sind (Demography, S. 29-34); 
ihre Berechnungsmethode vgl. auch bei Marczewski, Planification, S. 15-18. 

14 Marczewski, Planification, S. 21. 
15 Es sei bemerkt, daß einer Steigerung der agrarischen Produktivität nicht nur Kapitalman­

gel und Unkenntnis entgegenstand, sondern auch eine in Nordwest- und Mitteleuropa 
unbekannte Zersplitterung der an sich durchschnittlich schon minimalen Betriebsgrößen. 
Viel Arbeitszeit ging so allein durch die langen Arbeitswege verloren. Moderne Acker­
maschinen waren kaum verwendbar. Einer Verbesserung der unrationellen Flurstruktur 
durch Zusammenlegung standen die Erbschaftsgewohnheiten entgegen. 
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kundären Symptome: Bevölkerungsdruck, eher zu- als abnehmende Armut, frei­
williges Sparen nahe Null (dann Verschuldung), Kapitalmangel, technisch-ökono­
mische Rückständigkeit, ungenügende Nutzung der Ressourcen, Abhängigkeit von 
der Außenwirtschaft. 

Der Bevölkerungsdruck als Folge fehlender Produktivität ist methodisch nicht 
leicht zu schätzen. Wilbert E. Moore gelangte zu folgenden Zahlen in Ost-Mittel­
europa, indem er das damalige Produktionsniveau Frankreichs (wegen gewisser 
struktureller Ähnlichkeiten) zugrunde legte: 

Tabelle 316 

Überschüssige Agrarbevölkerung in Ost-Mitteleuropa im Jahre 1930, bezogen auf 
das damalige Produktionsniveau in Frankreich (26 crop units/ha), bei einer Ver­
mehrung der Produktion pro Kopf der von der Landwirtschaft Abhängigen auf das 
durchschnittliche westeuropäische Niveau (43 crop units/ha). 

Land in Millionen Überschüssige Bevölkerung 1930 
in % der von der Landwirtschaft abhängigen Bevölkerung 

Albanien 0,522 65,3 
Bulgarien 1,460 35,7 
Jugoslawien 4,122 38,8 
Polen 5,694 29,4 
Rumänien 3,014 23,1 
Tschechoslowakei 0,564 11,7 
Ungarn 0,130 2,9 

Eine Entlastung von der Überbevölkerung war nur durch Transfer aus der agrari­
schen in die industrielle Beschäftigung und in die Dienstleistungen zu erreichen. 
Der Ausweg der Auswanderung, der vor dem Kriege nach Nordamerika, aber 
auch in das nordfranzösische und westfälische Kohlenrevier geführt hatte, war 
durch Einwanderungsrestriktionen und Krisen seit dem Ende der 20er Jahre ver­
sperrt. 

Um die gleiche Zeit verflüchtigten sich die sozial positiven Wirkungen der soge­
nannten Agrarreformen, d. h. der Aufteilung von beträchtlichen Teilen des Groß­
grundbesitzes an landarme Klein- und Mittelbauern, die nach dem Krieg mehr oder 
minder radikal in Ost-Mitteleuropa durchgeführt worden waren. Der latente so­
ziale Druck wurde so für einige Jahre vermindert. Die ärmere Dorfbevölkerung 
konnte sich satt essen und ein größerer Teil des Bevölkerungszuwachses in 
verborgener Arbeitslosigkeit auf dem Lande festgehalten werden. Ebenso wie in 
der ersten Phase der agrarrevolutionären Lösung des Bodenproblems in Rußland 
wurde damit zwar die alte populistische Forderung erfüllt, daß derjenige den Boden 
haben soll, der ihn auch bearbeitet, jedoch noch nicht die Frage beantwortet, mit 

16 Moore, Demography, S. 71-72; vgl. auch Marczewski, Planification, S. 23 ; Piper, Grund­
probleme, S. 34. 
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welchen Mitteln und Methoden der umverteilte und in noch mehr kleine Bewirt­
schaftungseinheiten zersplitterte Boden bearbeitet werden sollte. 

Die nachträgliche Beurteilung der agrarpolitischen Alternativen jener Zeit kann 
nicht übersehen, daß bald danach in der Landwirtschaft aller Industriestaaten die 
Verbrennungsmaschine (Traktor) und der elektrische Kraftstrom in stürmischem 
Tempo eingeführt wurden. Diese Investitionen erforderten aber ein Kapital, das auf 
dem Dorfe selbst nur durch entsprechend hohe Preise für die Agrarerzeugnisse bei 
gleichzeitiger Reduzierung der Arbeitskräfte aufzubringen war. Das aber wieder­
um setzte voraus, daß in den Städten die kaufkräftige Nachfrage wuchs und aus­
reichend viel Arbeitsplätze für die freigesetzte ländliche Arbeitsbevölkerung ge­
schaffen wurden. Beide Bedingungen konnten in der großen Depression noch we­
niger erfüllt werden als vorher. 

In der gleichen Lage und zur gleichen Zeit hat die Sowjetunion den Weg der 
Kollektivierung eingeschlagen, der es ermöglichte, bei extrem niedrigen Erfas­
sungspreisen, totaler Kontrolle der Arbeit und der Erträge die „primitive" Akku­
mulation in der Industrie und damit in der mechanisierten Landwirtschaft zu voll­
ziehen. Es ist genügend bekannt, daß in den übrigen Staaten Ost- und Südost­
europas die politischen und die rohstoffwirtschaftlichen Voraussetzungen für eine 
solche Politik der agrartechnischen Revolution von oben nicht gegeben waren. Aber 
das Fortbestehen der Kleinbauernwirtschaft und Bodenzersplitterung auch im kom­
munistisch geführten Polen und Jugoslawien beweist, daß unter den agrarwirt-
schaftlichen und soziologischen Bedingungen Ost-Mitteleuropas die Einführung 
des uniformen Großbetriebes offenbar keine eindeutige und immer zu befolgende 
Maxime darstellt, obwohl in diesen beiden Ländern die agrarsozialen Probleme der 
Vorkriegszeit, agrarische Überbevölkerung und ungenügende Rationalisierung 
weiterbestehen, trotz sinkender Bevölkerungsrate, schnellen Industriewachstums 
und weit höherem Außenhandelsvolumen. Man kann von diesen Überlegungen die 
westliche CSR, Ungarn und die neuen Anlieger der agrargeographisch begünstig­
ten Donautiefebene (also die jugoslawische Backa und das rumänische Banat) aus­
nehmen. Fü r die große Masse der osteuropäischen Länder aber kann für unsere 
Periode die These gelten, daß die vorhandene und mit liberalen Mitteln nur sehr 
langsam zu verändernde Agrarstruktur eine für die objektiven Bedürfnisse des 
Wachstums nur unzureichende Akkumulation abgab. 

So blieb der Absorptionseffekt des industriellen Wachstums auf die Überbevölke­
rung in den Ländern mit hohen Vermehrungsraten weit unter dem Notwendigen: 
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Tabelle 417 

Überbevölkerung und industrielle Beschäftigung in Südosteuropa (grobe Schät­
zung), Bevölkerung bzw. Beschäftigung in Tsd. (abgerundet). 

Bulgarien Jugoslawien Rumänien Ungarn 

Gesamtbeschäftigte in Industrie 
u. Bergbau 1937 100 (270) 315 325 
geschätzte jährl. Besch.zunahme 
in Industrie u. Bergbau 
0 1935-1937 10 30 30 35 
jährliche Zunahme der arbeitsfähigen 
Bevölkerung = 60 % des Netto­
zuwachses der Bevölkerung 

1930-1937 45 135 140 30 

In Bulgarien, Jugoslawien und Rumänien wurde demnach in ungefähr der glei­
chen Relation nur etwa ein Drittel des Zuwachses an Arbeitsfähigen in Industrie 
und Bergbau eingegliedert. Nur in Ungarn war die Rate etwas günstiger als 1, 
allerdings unter besonderen demographischen Verhältnissen18. 

Die Struktur der industriellen Produktion in Ost-Mitteleuropa zu Beginn der 
großen Depression war ein Ergebnis der Dislokation unter den marktwirtschaft­
lichen Aktionsbedingungen des liberalen Jahrhunderts. Nirgends hatte der moderne 
Staat, außer durch seine Aufträge in Rüstung und Verkehr, Industrien planmäßig 
angesiedelt. In der Habsburger-Monarchie sorgte der hervorragend organisierte 
Kapitalmarkt von Wien, in den Balkanstaaten das ausländische Kapital für die 
Wahl der rentabelsten Standorte. So wirkten die klassischen Gesetze der Orientie­
rung an den Transportkosten bei der Schwerindustrie, die Orientierung am vorhan­
denen Arbeitskräfteüberschuß und an der Ballung von Konsumenten bei der Leicht­
industrie. 

17 Quelle: Economic Development in South-Eastern Europe, London 1945, S. 35 (zit. nach 
Piper, Grundprobleme, S. 99). 

18 Die Vermehrungsrate der Bevölkerung sah in den 4 Ländern wie folgt aus (Zuwachs auf 
1000 Einwohner): 

Jugoslawiena 

14,8 
14,2 
13,9 
13,0 
12,9 
12,0 
11,1 
10,9 

a = Jugoslawien: vorläufige oder angenäherte Ziffern 
b = Rumänien: in den Grenzen der Jahre 1911-1913 
c = Ungarn: Trianon-Gebiet 
(Zahlen berechnet nach Piper, Grundprobleme, S. 22). 

1921-25 
1926-30 
1931-35 
1935 
1936 
1937 
1938 
1939 

Bulgarien 

18,2 
15,2 
14,8 
11,8 
11,6 
10,7 

9,1 
8,0 

Rumänienb 

14,9 
14,0 
12,3 

9,5 
11,7 
11,5 
10,4 

9,7 

Ungarn 

9,5 
9,0 
6,6 
5,9 
6,1 
6,0 
5,7 
5,9 
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Nur in Oberschlesien, das nach 1918 unter Deutschland, Polen und der CSR 

aufgeteilt war, ermöglichten die Lagerstätten von verkokbarer Kohle und Erzen die 

Bildung eines metallurgischen Gravitationszentrums. Von den Stahlkernen Nord­

westeuropas ca. 750 km entfernt, war es der wichtigste Lieferant für die metall­

verarbeitenden Industrien in Europa östlich der Elbe. Auf die oberschlesische Me­

tallurgie stützten sich die entsprechenden Industrien in Prag, Brünn und Breslau 

und natürlich im Revier selbst. Die sonstigen Stahlproduzenten in Kladno (40 km 

von Prag), Resitsa (Transsilvanien) und in der Steiermark waren von untergeord­

neter Bedeutung. Die Kapazität des dominierenden oberschlesischen Reviers war 

schon durch die Abbaufähigkeit des Eisenerzes und aus Gründen der Rentabilität 

begrenzt. Innerhalb des Deutschen Reiches war seine Lage auch wegen der langen 

Absatzwege kritisch19. Man kann deshalb die damaligen Verhältnisse nicht mit den 

Bedingungen vergleichen, unter denen nach 1945 unter Vernachlässigung von 

Transportkosten (Erzbezug aus Krivoj Rog) die Stahlwerke von Kosice, Dunauj-

väros, Krakau (Leninhütte), Frankfurt a. O. und Pernik (bei Sofia) entstanden sind. 

Unter marktwirtschaftlichen Bedingungen wäre keiner der Nachfolgestaaten im­

stande gewesen, eine Schwarzmetallurgie von solchen Dimensionen aufzubauen. 

In Deutschland scheiterte am Rentabilitätskalkül selbst das so naheliegend erschei­

nende Projekt eines Stahlwerkes an der mittleren Oder, das oberschlesische Kohle 

und schwedisches Erz im vorteilhaften Wassertransport verarbeiten sollte. 

Von der Einsicht ausgehend, daß die Investitionsgüterindustrie den Kernprozeß 

der Industrialisierung abgibt, sieht man leicht ein, daß die im Verhältnis zum po­

tentiellen Versorgungsgebiet unzureichende und auf einen Schwerpunkt konzen­

trierte Schwarzmetallurgie der wichtigste limitierende Faktor der industriellen 

Entwicklung Ost-Mitteleuropas im ganzen gewesen sein muß . Die Industrien, die 

mit leicht erreichbaren Rohstoffen und reichlich vorhandenen Arbeitskräften ar­

beiten konnten, waren aus anderen Gründen nur begrenzt entwicklungsfähig20. 

Wenn man die Alternativen der damals Verantwortlichen realistisch einzuschät­

zen versucht, so sollte man unter Fortschreibung der damals erkennbaren Trends 

der demographischen und produktionswirtschaftlichen Entwicklung etwa eine De­

kade annehmen, innerhalb derer ein deutlicher Umschwung zum Besseren hätte 

herbeigeführt werden müssen. 

Wenn wir diese Industrien unter dem Kennwort der Konsumgüterproduktion 

zusammenfassen, so sind ihre Entwicklungschancen unter den Aussichten der in-

und ausländischen privaten Kaufkraftentwicklung zu beurteilen. 

Selbst ohne eine übrigens kaum zu ermittelnde Belastung der inländischen Preise 

durch Zollschutzmaßnahmen oder Monopolgewinne des ausländischen Kapitals 

hätte die Kaufkraft der großen Masse der Agrarbevölkerung nicht ausgereicht, um 

19 Vgl. Seraphim, Industrie-Kombinat, a. a. O. 
20 An dieser Stelle muß aber bemerkt werden, daß die hier anzustellenden Überlegungen nur 

mit dem damaligen Stand des technischen Wissens, für einen begrenzten Zeitraum und für 
die in den dreißiger Jahren herrschenden politischen Verhältnisse angestellt werden können. 
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ein stärkeres Wachstum des Konsumgütersektors, damit eine Akzeleration des In­

vestitionssektors und letztlich eine schneller wachsende industrielle Beschäftigung 

anzuregen. Da sich die kleinbäuerliche Bevölkerung der Balkanländer überdies in 

erheblichem Maße noch mit selbstgefertigten Verbrauchsgütern (Leinen, Sandalen, 

Kleinhandwerkserzeugnissen der Schmieden und Töpfereien, Bauhandwerk) ver­

sorgte, ging bei sinkendem Bareinkommen ihre Nachfrage nach industriellen Gü­

tern dieser Ar t überproportional zurück. 

Eine auf Weltmärkten des Konsums konkurrenzfähige Industrie bestand eigent­

lich nur in der CSR und Polen. Während Polen Tuche und Kattunwaren (Bielice, 

Lodz) anzubieten hatte, produzierten vor allem die gebirgigen Grenzzonen Böh­

mens seit Jahrhunderten auf den Weltmärkten gut eingeführte hochwertige Lei­

nen, Glas, Porzellan, Bijouterie, Musikinstrumente und Innendekoration. Der Ex­

port dieser Güter war zu allen Zeiten von Schwankungen der Mode und der allge­

meinen Konjunktur abhängig, obwohl die Löhne, vor allem der hierbei noch erheb­

lich mitbeschäftigten Heimwerker, stark gedrückt werden konnten. Es ist leicht zu 

verstehen, daß die Nachfrage nach den aufgeführten Gütern, die mehr auf den 

Geschmack der großen Masse als auf Luxusnachfrage orientiert waren, sofort und 

erheblich zurückgehen mußte , wenn Millionen in den Hauptabnahmeländern USA, 

Deutschland, England und im Orient arbeitslos wurden. 

Es gab nur einen Industriezweig dieser Branchen, der dank damals unerhörter 

Rationalisierungserfolge im Großbetrieb sogar während der Krise seinen Massen­

absatz auch im Export durchhalten konnte, nämlich die Schuhfabrik des in den 

USA angelernten Slovaken Th . Bata in Zlin (Ostmähren). 

Wenn man davon ausgeht, daß die Dislozierung und die Größenordnungen der 

Industrien in Ost-Mitteleuropa unter den Bedingungen größerer Märkte und eines 

ziemlich freien Flusses von Kapital und Arbeit entstanden waren, so versteht man, 

daß die Grenzziehungen und die autonome Zoll- und Währungspolitik nach 1918 

diese Bedingungen gründlich und meist nachteilig beeinflussen mußten. Dazu nur 

einige Beispiele: Die Textilindustrie Polens verlor den großen, bis zum fernen 

Osten reichenden Markt Rußlands. Die Überschußkohle seines Anteils an Ober­

schlesien konnte nicht mehr nach Deutschland exportiert werden und suchte — nach 

dem englischen Bergarbeiterstreik von 1926 allerdings mit Erfolg — über die neue 

Eisenbahn nach Gdynia Absatzwege über See. Die Tschechoslowakei hatte — wie 

erwähnt — fast 2/3 der Industrie der ehemals österreichisch-ungarischen Monarchie 

geerbt, aber gleichzeitig stand ihr dieser frühere Großmarkt nicht mehr offen. Die 

Umstellung auf den Weltmarkt konnte bei der Schwerindustrie am ehesten vollzo­

gen werden. Es waren vor allem die früher auf den Bedarf der K. u. K. Monarchie 

dimensionierten Waffenwerke von Pilsen (Skoda) und Brünn (Brno), die mit gro­

ßen Teilen ihrer Kapazität die CSR zu einem der größten Rüstungslieferanten der 

Welt in den dreißiger Jahren machten. 

Die Nachteile der Grenzziehung trafen, wie schon angeführt, vor allem die Ver­

brauchsgüterindustrie. Ein großer Teil der verarbeitenden Industrien in Ost-Mit­

teleuropa war weit davon entfernt, auf den Weltmärkten konkurrieren zu können, 
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um Ersatz für die unzureichende inländische Nachfrage zu finden. Sie waren dazu 
schon wegen der geringeren Qualität nicht in der Lage. 

Besonders schwer war es, den Anschluß an den kapitalintensiven technischen 
Fortschritt zu finden, der in den zwanziger Jahren durch die amerikanischen Er­
folge in der elektrifizierten Fließbandfertigung eingeleitet wurde. Die Übernahme 
dieses know-how setzte Kapital voraus, das nicht vorhanden war. Die schon ge­
nannten Bata-Werke blieben eine rühmliche Ausnahme. 

An Bemühungen, ausländisches Kapital heranzuziehen, hat es nicht gefehlt. Ein 
Bild der Auslandsverschuldung zeigt die folgende Tabelle: 

Die Auslandsschulden Ost- und Südosteuropas, 193221: 

Schulden insges. Schulden pro Kopf Schuldendienst insges. 
in Mio. Goldfranc der Bevölkerung in % der Exporte 

in Goldfranc des Jahres 1932 

Bulgarien 
Jugoslawien 
Polen 
Rumänien 
Tschechoslowakei 
Ungarn 

a lediglich öffentliche Schulden 

Die relative Höhe und die Motive dieser Verschuldung können ohne Bezug­
nahme auf die Verwendung des Geldes und auf die jeweilige Kapitalstruktur der 
einzelnen Länder nicht diskutiert werden. Die auffällige Höhe der Verschuldung 
Ungarns hängt mit seinen Reparationsverpflichtungen zusammen, die niedrige der 
CSR ist ein Ausdruck einer ausreichenden internen Kapitalbildung. 

Im Hinblick auf die uns beschäftigenden Strukturwandlungen wäre auch zu 
fragen, in welchem Maße aufgenommene Auslandskredite für unproduktive Kon­
sumausgaben, z. B. der Kommunen, aufgenommen wurden, was zu der Zeit auch in 
Deutschland der Fall war. 

Besonders zu beachten ist ferner die Höhe des Schuldendienstes im Verhältnis 
zum Export. Bei ungünstiger werdenden, in der Depression katastrophal sich ver­
schlechternden terms of trade konnte die Verwendung der Devisenerlöse für den 
Import von Kapitalgütern dadurch betroffen werden. 

Das Problem der Höhe der Konditionen der Verschuldung ist letztlich nicht von 

21 Vgl. die Zahlen bei Marczewski, Planification, S. 57, und Piper, Grundprobleme, S. 84; beide 
Autoren berufen sich auf: Rapport de la Conference de Stresa pour la Reconstruction 
economique de l'Europe centrale et Orientale, Présenté à la Commission d'etude pour l'Union 
europeenne, Geneve, le 24 septembre 1932 (Serie de Publications de la Societe des Nations, 
VII. Questions Politiques, 1932, VII, 11), S. 7; die dort vorgelegten Zahlen für die Ver­
schuldung Bulgariens (Gesamt: 679, pro Kopf: 121) halten einer Überprüfung auf Grund 
einer Berechnung des Verhältnisses der Gesamtschulden zur Bevölkerungszahl nicht stand 
und müssen daher nach Marczewski bzw. Piper berichtigt werden. 

715 118 16 
3.269a 235a 29 
4.457 139 24 
5.226 292 28 
2.037 138 5 
3.774 432 48 
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den Fragen der Währungs- und Fiskalpolitik der ost-mitteleuropäischen Staaten, 
bei den Reparationsschuldnern insbesondere von der Transferfrage zu trennen. 
John Maynard Keynes hat als erster und noch während der Friedensverhandlungen 
das drohende Verhängnis in seiner Schrift „The Economic Consequences of the 
Peace" (London 1920) ahnen lassen22. 

Auf die Bedeutung der Trennung in den Kompetenzen der Notenbankpräsiden­
ten und der Regierungen ist nachdrücklich hinzuweisen. Wie in Deutschland han­
delten die ersteren als „Hüter der Währung" und hatten dabei die Inflationsangst 
der Bevölkerung und die Geldphilosophie der internationalen Bankkonsortien und 
Reparationsagenten auf ihrer Seite. Der Ausgleich des Budgets und des Außen­
handelsdefizits galt als oberstes Gebot, das ein „deficit-spending" konsequent aus­
schloß. In Befolgung dieser Grundsätze wurden in Mitteleuropa, und zwar zuerst 
von der CSR, die Regulative der Devisenbewirtschaftung entwickelt, die schließlich 
zu einem der wichtigsten Instrumente der autoritären Wirtschaftslenkung wurden. 
Die absolute Kontrolle der Geldversorgung durch die Notenbank wurde in Deutsch­
land, beginnend mit dem Jahr 1934, durchbrochen, als unter dem Reichsbankpräsi­
denten Schacht die kreditäre Finanzierung öffentlicher Investitionen (Autobahnen, 
Rüstung), verbunden allerdings mit Niedrighaltung des konsumierbaren Einkom­
mens, ein immer größeres Ausmaß annahm. Durch Zwangssparen und zurückge­
staute Inflation wurden schließlich auch jene Investitionen möglich, die im Dienste 
autarkistischer Ziele neue Produktionszweige (künstlicher Kautschuk und Benzin, 
Verhüt tung armer Erze, Kunststoffe) entstehen ließen. Diese Politik war nur mit 
einer Organisation durchführbar, die staatlich kontrollierten Korporativismus, effi­
ziente Preiskontrolle und Außenhandelsmonopol unter der Autorität einer all­
mächtigen Staatspartei verband. Vergleichbare administrative Mittel und Produk­
tionspotentiale standen den ost-mitteleuropäischen Staaten, die — mit Ausnahme 
der CSR — zur autoritären bis diktatorischen Praxis übergegangen waren, nicht zu 
Verfügung. 

Nach dem Ersten Weltkrieg wurde das ganze, in kleinere Staaten als zuvor ge­
gliederte Ost-Mitteleuropa — wie vorher nur der Balkan — zu einem Spielfeld der 
Interessen der großen Mächte. Der euphemistische Ausdruck eines „cordon sani-
ta i re" , der die beiden geschlagenen Großmächte Deutschland und Rußland ausein­
anderhalten sollte, verlor an Suggestionskraft, als eben jene wirtschaftlich und 
auch militärisch wieder an Bedeutung gewannen. Aber man kann davon ausgehen, 
daß die Westmächte einschließlich Amerikas in den 20er Jahren auf verschiedene 
Weise die ökonomische Stabilisierung dieser kritischen Region zu erreichen suchten. 

Unter den Bedingungen der 20er Jahre konnte von keiner Seite nach Konzepten 
gehandelt werden, die eine starke staatliche Aktivität erforderten, wie sie heute in 
der Entwicklungspolitik und -hilfe für selbstverständlich gehalten wird. Die wirt­
schaftlichen Entscheidungen lagen bei privaten Unternehmen und Banken, auch 

22John M. Keynes, Die wirtschaftlichen Folgen des Friedensvertrages, übers. v. M. J. Bonn u. 
G. Brinkmann, München, Leipzig 1921. 
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wenn politische Interessen, wie z. B. bei der französischen Kreditgewährung beim 

Bau der Kohlenmagistrale (Poln.-) Oberschlesien—Gdynia, im Spiel waren. Private 

Interessen gehorchten den Direktiven des Profits und der Risikoabwägung. So kam 

es, daß in der Zeit der deflationistischen Geldknappheit der Abzug privater, kurz­

fristiger Kredite vor allem aus den USA (im Zeichen der dortigen Depression) und 

aus Frankreich (das damit auch auf den deutsch-österreichischen Zollunionsplan 

reagierte) ausreichte, um die Kreditwirtschaft vor allem Südosteuropas zu lähmen. 

Zu einer autonomen Kreditschöpfung aber fehlten, wie bereits festgestellt wurde, 

die institutionellen Voraussetzungen. 

Die Volkswirtschaften Ost-Mitteleuropas mußten somit zur Überwindung ihrer 

permanenten Strukturkrise die eigene Akkumulationskraft anspannen. Die für den 

Import von technischem Fortschritt und von Rohstoffen erforderlichen Devisen 

mußten im Außenhandel verdient werden. War das Außenhandelsvolumen gemes­

sen am geschätzten Sozialprodukt ohnehin klein, so wurde es durch die Weltdepres­

sion noch erheblich reduziert, jedenfalls für die Staaten, die in erster Linie nur 

Agrarprodukte und Bergbauprodukte zu exportieren hatten. 

Die Depression auf den Weltmärkten wirkte in dreifacher Richtung: Preissturz 

für die Produkte der Primärproduktion, sinkende Nachfrage für industrielle Güter 

des Massenverbrauchs, Bildung autarker Großräume. N u r das dritte Moment 

braucht an dieser Stelle ausgeführt zu werden. 

Rußlands Tauschverkehr mit dem Donauraum war vor dem Kriege geringfügig. 

Die autarkistische, auf den Import der modernsten Investitionsgüter aus dem We­

sten gerichtete Handelspolitik der Sowjetunion brachte für Ost-Mitteleuropa keine 

positive Veränderung. 

Die Beschlüsse der Ottawa Konferenz (1932) konstituierten das Britische Empire 

als geschlossenen Währungsraum mit amtlichen Präferenzen des Mutterlandes 

für die Produkte der ehemaligen Kolonien. Frankreich, in Agrargütern ohnehin 

selbstversorgt, mußte ebenfalls seinen Kolonien den Vorzug vor Warenbezügen 

einräumen, die eine Stützung der osteuropäischen Wirtschaft hätten bedeuten 

können. 

In dieser Lage gewannen in Deutschland autarkistische Tendenzen noch vor 

1933 die Oberhand. In Südosteuropa erblickte man, wie schon bei Friedrich List 

(1840)23 und Friedrich Naumann (1916)24 zu lesen war, den idealen agrarischen, 

z. T . auch volkswirtschaftlichen Ergänzungsraum. Diese Idee wurde in dem vom 

Zerfall der Monarchie am meisten notleidenden „Reststaat" Österreich von allen 

Parteien, nicht zuletzt von den „Austro-Marxisten", lebhaft geteilt. 

Aber diese Ideen wären Literatur geblieben, wenn die Vorgänge in der Welt­

wirtschaft die Nachbarn in Ost-Mitteleuropa nicht enger aufeinander angewiesen 

hätten als es nach ihrem ökonomischen Verstande recht war ; denn in jedem Land 

- auch in Deutschland — gab es berechtigte Interessen, die vielseitige Bindungen 

23 Siehe Anm. 7. 
24 Friedrich Naumann, Mitteleuropa, Berlin 1916. 
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auf den Weltmärkten suchten und die volkswirtschaftlichen Kosten einer bilatera­
len, vom Autarkismus gesteuerter Orientierung der Handelsströme und Struktur­
änderungen fürchteten. Es liegt deshalb nahe, die faktischen Verschiebungen im 
Außenhandel als eine praktische Reaktion auf die Bildung exklusiver Wirtschafts­
räume in anderen Teilen der Welt anzusehen. I m übrigen war keines der beteilig­
ten Länder geneigt, sich durch einseitige Bindung des Außenhandels in politische 
Abhängigkeit zu begeben. 

Die Möglichkeiten außenwirtschaftlicher Handlungsfreiheit waren freilich von 
ihrem eigenen Exportgüterangebot abhängig. In dieser Hinsicht befand sich die 
CSR mit ihrer andere gleich große Industrieländer übertreffenden industriellen 
Diversifikation in der günstigsten Lage. I m Außenhandel mit Deutschland über­
traf sie schon deshalb die anderen osteuropäischen Länder und war zugleich auf 
diesem Feld sein stärkster Konkurrent. Polen war zu einem beachtlichen kompen­
satorischen Handelsverkehr mit Deutschland in dem, was es anzubieten hatte 
(Kohle, Roggen, Bacon), nicht in der Lage und versuchte, vor allem die baltische 
Transportlage zu nutzen. So waren es nur die auf Export von Erzeugnissen der 
Landwirtschaft und des Bergbaus angewiesenen kapitalarmen Länder des Süd­
ostens, die mangels einer Alternative auf das industrielle Deutschland als Tausch­
partner vorzüglich angewiesen waren. 

An dieser Stelle ist die Tatsache einzuführen, daß das Deutsche Reich in den 
Grenzen von 1939 in seinen östlichen Provinzen vor damals als bedrohlich angese­
henen agrarpolitischen Problemen stand, die freilich von denen der anderen ost­
mitteleuropäischen Regionen qualitativ völlig verschieden waren. Mit ihren ratio­
nellen Feld- und Anbausystemen, maschineller Ausstattung, Milchleistung usw. 
waren jene auf dem höchsten Stand25. Die überschüssige Agrarbevölkerung 
wanderte ab. Aber die — mit Ausnahme Schlesiens — schwache Industrialisierung, 
die langen Absatzwege nach den westdeutschen Absatzgebieten, der Nachfrage­
rückgang für Roggen und Kartoffeln, ein gewisser Rückstand in der Infrastruktur 
führten zum Rückgang der Einkommen und wachsender Verschuldung gerade der 
modernsten Betriebe. Der West-Ost-Gradient im Einkommen in den Jahren 1925 
bis 1929 kann hier als Gesamtindex der Verhältnisse dienen: 

25Und sind heute Polens höchstproduktive Agrarprovinzen. 
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Tabelle 626 

Aufkommen aus der Einkommen- (einschl. Lohn-) und Körperschaftssteuer auf den 
Kopf der Bevölkerung (1 = in RM, 2 = Abweichung vom Reichsdurchschnitt 
in %). 

Landesfinanzamt 

Breslau 
Brandenburg 
Stettin 
Oberschlesien 
Königsberg 

Deutsches Reich 

1925 
1 

26 
26 
22 
18 
13 

39 

2 

-33 
-33 
-44 
-54 
-67 

1926 
1 

26 
25 
22 
18 
13 

42 

2 

-38 
-40 
-48 
-57 
-71 

1927 
1 

31 
30 
25 
22 
17 

52 

2 

-40 
-42 
-52 
-58 
-67 

1928 
1 

35 
35 
25 
28 
17 

60 

2 

- 4 2 
-42 
-58 
-53 
-72 

1929 
1 2 

32 -44 
33 -42 
25 -56 
25 -56 
17 -70 

57 

Protektionistische Agrarzölle und wachsende Subventionen (Osthilfe), die gerade 
in der Zeit von 7 Millionen Arbeitslosen in Deutschland die Reichsregierung in im­
mer größere Schwierigkeiten brachten (Sturz Brünings), eröffneten keine Aussicht, 
die Einkommen im Osten und Westen Deutschlands ins Gleichgewicht zu bringen. 
In dem entscheidenden Punkt, Industrialisierung des deutschen Nordostens, ist man 
auch nach 1933 nicht weitergekommen. 

Die agrarpolitischen Maßnahmen der Hitler-Partei zielten primär auf möglichst 
vollständige Ernährung aus dem eigenen Lande, was in der Grundproduktion auch 
ziemlich erreicht wurde. Die noch bestehende Lücke in der Fettversorgung sollte 
durch Importe, vor allem aus Südosteuropa, geschlossen werden. Ferner erwartete 
man dort den Aufbau einer Industrie zur Verwertung von Obst und Gemüse. Auch 
die wenigen damaligen deutschen Sachkenner der Volkswirtschaften Südosteuropas 
sind, selbst nach der Einverleibung Österreichs, ganz Oberschlesiens und der CSR 
in die direkte deutsche Wirtschaftslenkung, über das allgemeine Postulat „der Roh­
stoffproduzent Südosteuropa als Ergänzungsraum des Großdeutschen Reiches" nicht 
hinausgekommen27. Sie stellten damals mit Recht fest, daß die Grundlagen für 
eine Produktionsmittelindustrie dort fehlten, und glaubten deshalb, daß sich an dem 
idealen Austauschverhältnis der Produkte des „Bodens" (Südosten) und „Arbeit" 
(Deutschland) grundsätzlich wenig ändern würde. Quantitative Berechnungen 
wurden dabei nicht angestellt. 

Zwischen dem Höhepunkt der Auswirkungen der großen Depression — etwa um 
1934 — und dem Beginn der eigentlichen Kriegswirtschaft in Deutschland lagen 
etwa 4 Jahre. In so kurzer Zeit konnte — außer in Deutschland selbst — wenig ge­
schehen. Die hohen Preise, die Deutschland für die osteuropäischen Exporte bot, 

26 Angaben nach: Heinz Rogmann, Ostdeutschlands große Not, Zahlen und Tatsachen, Berlin 
1930, S.74f£. 

27 Hermann Groß, Die wirtschaftliche Bedeutung Südosteuropas für das Deutsche Reich, Stutt­
gart 1938; Karl C. Thalheim, Industrialisierung, Wirtschaftsstruktur und Volksordnung in 
Südosteuropa, in: Ostraumberichte, N. F., 1942, H. 3, S. 259 ff. 
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waren nicht „normal", da sie weitgehend dem Aufbau von Kriegsvorräten (Stock­
piling) dienten. Wenn die Wirtschaften Südosteuropas gegenüber Deutschland 
einen positiven Saldo aufwiesen, so lag das daran, daß dieses oft nicht mehr die 
Industriegüter liefern konnte, die seine Par tner brauchten oder noch nicht brauchen 
konnten. So sprach man einmal von der Lieferung mehrerer tausend Schreib­
maschinen an Bulgarien, für die kein Bedienungspersonal vorhanden war. 

Die von Deutschland initiierten Veränderungen im Produktionssortiment des 
primären Sektors waren aber viel zu geringfügig, um bei darin steigenden Einkom­
men jene fundamentalen Veränderungen auch nur einzuleiten, die nötig gewesen 
wären, um die permanente, tiefgehende Strukturkrise der Agrarländer zu be­
reinigen. 

In der CSR allein war genügend ausreichendes und konzentriertes Kapital für 
strukturelle Veränderungen vorhanden, wenn man darunter mehr verstehen soll als 
eine kurzfristige Anpassung an Konjunkturen. Die tatsächliche Entwicklung läßt 
sich an dem Zuwachs der industriellen Kapitalinvestitionen der einzelnen Perioden 
am besten verfolgen28. Dabei ergibt sich, daß bei zwischen 1919--1939 stagnieren­
den industriellen Gesamtinvestitionen die Anlagen in bestimmten Zweigen bemer­
kenswert wuchsen, in anderen ebenso zurückfielen. Z u den ersten gehörte die Bunt-
und Eisenmetallurgie, Maschinenbau und Metallverarbeitung sowie Lederwaren, zu 
den zweiten Zellulose, Papier, Glas, Porzellan, Keramik, Textilien und Konfektion. 

Es wurde schon erwähnt, daß die beiden großen Produktionsgruppen ziemlich 
genau mit dem geographisch zentralen Siedlungsgebiet der Tschechen und dem 
äußeren der Deutschen zusammenfielen. Man weiß, daß die Deutschen der CSR 
von dem Konjunkturrückschlag ihrer Industrien besonders hart betroffen wurden 
und daß diese Notlage ihre autonomistische, schließlich irredentistische Politik mit 
hervorrief. Die Interpretation der tschechischen Wirtschaftspolitik ist deshalb für 
die Zeitgeschichte von großer Bedeutung. 

Daß die Krise der von den Deutschen bewohnten Randgebiete der CSR 
strukturell und von der staatlichen Wirtschaftspolitik mit den Mitteln einer mittel­
fristigen Planung bei dem damaligen Stand der Technik nicht zu heilen war, läßt 
sich auch an Fakten der Wirtschaftspolitik Deutschlands nachweisen. U m 1930 wies 
auch die sächsische Seite der sudetischen Randgebiete bei gleicher Wirtschafts­
struktur die höchsten Arbeitslosenziffern selbst nach Beginn der neuen Arbeits­
beschaffungspolitik auf. Nach Abtretung der Sudetengebiete an das Reich konnte 
sich die Politik der regionalen Strukturverbesserung gegen die Übermacht einzel­
ner Konzerne aus dem Reich nicht durchsetzen. Nach der Besetzung der böhmischen 
Länder wurde die vorherige Politik der Prager Regierung fortgesetzt. Schon im 
Dezember 1938 schlug der Grenzwirtschaftsausschuß der Reichswirtschaftskammer 
nach einer Sitzung mit sudetendeutschen Industriellen und Vertretern des Instituts 

28 Eine solche Tabelle ist in Dekaden für die Perioden 1919-1959 enthalten in : 50 let hospo-
darfsky a spolecensky vyvoj Ceskoslovenska, Praha 1968, S. 36; vgl. auch die Tabelle im 
Anhang dieses Aufsatzes. 
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für Konjunkturforschung dem Reichswirtschaftsministerium vor, in die Glas-, 
Keramik- und Textilbetriebe des Sudetenlandes wegen der übergroßen Kapazität 
der gesamtdeutschen Konsumgüterproduktion nicht mehr zu investieren29. Eine be­
sondere Verordnung (15. 10. 1938) wurde aber erlassen, um die „massenhafte Ab­
wanderung höchstqualifizierter Arbeitskräfte ins Altreich"30 einzuschränken. Nur 
stellenweise wurden kriegswichtige Industrien (z. B. Feinoptik) in die Zone der 
Glas-Kleinindustrie (Gablonz) verlagert. Neuinvestitionen gingen in die Groß ­
chemie (Kohlehydrierung), Kabelwerke (Kladno) und in den Maschinenbau, jene 
Industriezweige, die dann auch nach 1945 höchste Priorität behielten. Man wird 
also zu dem Schluß kommen können, daß die Strukturpolitik in der CSR seit Ende 
der 20er Jahre dem allgemeinen säkularen Trend der Industrieentwicklung folgte 
und nicht als Antwort auf die Herausforderung der großen Depression anzusehen 
ist. Das gleiche wird man von den weit weniger auffälligen Umschichtungen in der 
Industriewirtschaft Polens und Ungarns behaupten können. 

Die von den USA ausgehende Depression hat die Schwächen der Produktions­
struktur Ost-Mitteleuropas aufgedeckt, die in den zwanziger Jahren durch die Um­
stellung auf Friedenswirtschaft, ausländische Anleihen und Investitionen, in gerin­
gerem Maße auch durch den Verteilungseffekt der Bodenreform verschleiert wor­
den waren. Der Abzug des privaten Auslandsgeldes, die ungünstig veränderten 
terms of trade im Außenhandel, aber auch die Preisschere zwischen industriellen 
und agrarischen Produkten im Inneren verringerten die ohnehin schwache Akku­
mulationskraft der unterentwickelten Agrarländer weit unter das für ein autono­
mes Wirtschaftswachstum unerläßliche Niveau. 

Nur die westlichen Teile der CSR — von den Randgebieten abgesehen — hatten 
eine hinreichend entwickelte Industrie- und Agrarstruktur, die es gestattete, mit 
den Mitteln staatlicher Beschäftigungspolitik die Grundlagen für einen konjunktu­
rellen Aufschwung unter Berücksichtigung der prospektiven Wachstumsindustrien 
zu entwickeln. Allerdings war dieser Staat durch die unterentwickelte Slovakei und 
obsolete Industriezweige der Randgebiete wirtschaftspolitisch gehemmt. 

Als Ganzes betrachtet war Ost-Mitteleuropa nicht imstande, seine unzuläng­
liche Produktionsstruktur unter den Bedingungen der kapitalistischen Marktwirt­
schaft so schnell und effizient zu verändern, wie es der Druck der wachsenden Be­
völkerung und die politische Radikalisierung der strukturell und/oder konjunktu­
rell besonders benachteiligten Gebiete erfordert hätten. Aus dieser Lage ergab sich 
der Zwang zu institutionellen Veränderungen und zunehmender staatlicher Inter­
vention in den marktwirtschaftlichen Mechanismus. Es versteht sich von selbst, daß 
die Effizienz solcher Maßnahmen wiederum in hohem Maße vom Zustand der Ver­
waltung des Bankwesens, der Statistik, der Steuer, der korporativen Organisation 

29 Vgl. den Brief vom 13. Dezember 1938 an Ministerialrat Dr. Holtz (Reichswirtschafts­
ministerium) bei Vaclav Kral, Die Deutschen in der Tschechoslowakei, 1933-1947, Doku-
mentensammlung, Praha 1964 (Acta occupationis Bohemiae et Moraviae), Dok. Nr. 270, 
S. 368-370; siehe auch ebda. Dok. Nr. 275, S. 378. 

30 Ebenda, S. 368 (Dok. Nr. 270). 
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und letztlich von dem. Niveau der ökonomischen Entwicklung abhängig war. 
Weil die individuellen Kräfte zu den notwendigen strukturellen Veränderungen 
nicht ausreichten, wurden kollektive Anstrengungen herausgefordert, die nicht nur 
den Charakter vorübergehender Maßnahmen haben konnten. 

An erster Stelle dieser Maßnahmen standen die verhältnismäßig leicht zu orga­
nisierende Devisenbewirtschaftung und die staatliche Kontrolle des Außenhandels. 
Der staatliche Einfluß wurde auch dadurch gestärkt, daß bei sinkendem Brutto­
sozialprodukt der Anteil der staatlichen Steuereinnahmen relativ anstieg. 

Devisenbewirtschaftung und wachsender Einfluß des Staates auf die Richtung 
und Dislozierung der Investitionen verband sich meist mit autarkistischen Bestre­
bungen und Bilateralismus. In der damals in Ost- Mitteleuropa führenden Indu­
striemacht Deutschland verdichteten sich diese Tendenzen schließlich zu einem ge­
schlossenen System, das bald auf die Vorbereitung einer selbstversorgenden Kriegs­
wirtschaft orientiert war. In dieses System wurden die auf den Agrar- und Roh­
stoffexport nach Deutschland ohne Alternative angewiesenen Länder zunehmend 
integriert. 

Ob und wie dieses Verbundsystem unter der wirtschaftlichen Hegemonie des 
Deutschen Reiches auch bei weltwirtschaftlicher Prosperität die Strukturprobleme 
Ost-Mitteleuropas hätte lösen können, ist von der Geschichte nicht beantwortet 
worden. 
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A N H A N G 

Zuwachs der industriellen Grundfonds in der Tschechoslowakei in den Jahren 1919 bis 1966 
(in konstanten Preisen des J. 1955) in Kettenindizes31. 

Branchen 

Industrie insgesamt 

Brennstoffindustrien 

Elektrische Enerie 
u. Wärmeerzeugung 

Bunt- u. Eisenmetallurgie 

Chemie, Gummi 
und Asbest 

Maschinenbau 
u. Metallverarbeitung 

Baumaterialien 

Holzverarbeitung 

Zellulose u. Papier 

Glas, Porzellan, 
Keramik 

Textil. u. Konfektion 

Leder 
Schuhe 
Pelze 
Polygraphie 

Nahrungs- u. 
Genußmittel 

A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 
A 
B 
C 

1929/19 

19,5 
14,7 
43,5 
17,1 
11,7 
46,6 
26,1 
22,9 
56,1 

8,8 
2,3 

29,9 
81,4 
72,4 

117,3 
53,1 
46,9 
79,7 
16,7 
10,2 
39,0 
27,7 
22,6 
54,5 
23,0 
15,6 
45,8 
28,7 
22,7 
54,5 

7,1 
-0,8 
28,8 
37,1 
30,6 
64,6 
12,5 
11,6 
28,2 
12,6 
4,6 

44,4 

1939/29 

18,4 
11,6 
42,4 

5,9 
0,1 

26,5 
14,9 
10,8 
45,0 
24,8 
16,7 
45,7 
89,5 
76,9 

129,2 
75,0 
60,5 

126,4 
20,1 
11,9 
42,1 
37,2 
30,4 
65,6 
13,4 
0,5 

44,8 
6,4 
0,7 

25,8 
6,4 

-0,4 
20,9 
82,6 
69,2 

127,9 
11,6 
2,2 

22,2 
5,6 

-0,6 
23,7 

1949/39 

16,8 
9,1 

38,6 
16,7 
12,4 
30,8 
15,2 

8,3 
52,8 
24,2 
11,6 
50,1 
61,1 
39,6 

113,3 
66,4 
48,2 

112,4 
10,2 

2,1 
27,5 
24,5 
12,9 
62,3 
3,6 
0,6 
8,6 
0,5 

-4,7 
14,7 
-5,8 

-10,4 
2,2 

13,7 
0,5 

46,5 
-5,2 

-12,6 
1,9 

-0,7 
-5,8 
11,1 

1959/49 

76,1 
66,2 
98,2 
89,9 
60,6 

171,4 
80,8 
68,1 

130,1 
107,5 
75,7 

156,5 
103,7 

86,5 
130,8 

73,3 
53,4 

108,1 
86,8 
55,5 

140,3 
35,8 
23,0 
65,1 
17,5 
-1,9 
47,9 
14,1 
-4,4 
55,6 
10,3 
-4,8 
33,6 

9,1 
-0,1 
24,7 
18,0 
-5,0 
36,7 
19,0 

7,5 
41,5 

1966/59 

61,5 
50,6 
81,9 
69,9 
70,0 
69,7 
71,6 
65,6 
89,0 

117,9 
127,8 
107,5 
90,7 
68,3 

119,4 
74,3 
55,1 
99,1 
72,6 
71,3 
74,0 
84,1 

114,8 
31,9 
44,0 
35,0 
53,4 
54,2 
51,7 
57,7 
33,0 
24,2 
42,6 
54,2 
72,0 
29,8 
35,7 
47,8 
28,8 
25,0 
16,9 
37,0 

% Anteil der Maschinen u. 
Ausrüstungen im Grundfonds­
zuwachs der Industrie 

A = Grundfonds insgesamt, B 

40,46 50,35 

Bauten u. Gebäude, C = 

60,17 40,12 46,57 

Maschinen u. Ausrüstungen. 

31 Berechnet nach: 50 let hospodarsky a spolecensky a Ceskoslovenska, Praha 1968, S. 36. 



THEODOR ESCHENBURG 

R E G I E R U N G , BÜROKRATIE U N D P A R T E I E N 1945-1949 
Ihre Bedeutung für die politische Entwicklung 

der Bundesrepublik* 

I 

Am 28. Mai 1945 wurde Fritz Schäffer von der amerikanischen Militärregierung 
zum bayerischen Ministerpräsidenten ernannt. E r wurde damit unter Kriegsrecht 
gestellt und war der Besatzungsmacht für die gesamte Staatsverwaltung verant­
wortlich. Nach der von Schäffer verfaßten Geschäftsordnung gab der Minister­
präsident bei Meinungsverschiedenheiten den Ausschlag1. E in halbes Jahr später 
erklärte der gerade eben ernannte großhessische Ministerpräsident Karl Geiler: aus 
seiner alleinigen Verantwortung gegenüber der Militärregierung ergebe sich, daß 
er in allen wichtigen Fragen die Entscheidung zu treffen habe, „es gelte für das 
Kabinett nicht das kollegiale Prinzip. Die Minister seien vielmehr nur Berater des 
Ministerpräsidenten."2 Auch dem württemberg-badischen Regierungschef Rein­
hold Maier stand das Recht auf alleinige Entscheidung zu. Aber er hätte, wie 
er in seinen Erinnerungen schreibt, davon keinen Gebrauch gemacht. „Der Mini­
sterrat war das Kollegium, das beschloß."3 Doch Maier wußte es in allem Wesent­
lichen zu richten, daß der Ministerrat so beschloß, wie er sich entschlossen hatte. 

Allerdings war das von den Amerikanern 1945 neugebildete Land Würt tem­
berg-Baden (Nordwürttemberg und Nordbaden) gleichsam eine Doppelrepublik, 
wie — wenn man Kleines mi t Großem vergleichen darf — Österreich-Ungarn bis 
zum Ende des Ersten Weltkrieges eine Doppelmonarchie gewesen war. Zwar be­
stand in Württemberg-Baden kein „Ausgleich", wie der von 1867 in der Habs­
burgischen Monarchie. Aber faktisch waren Nordwürttemberg und Nordbaden 
getrennte Landeshälften. Der Präsident der badischen Landesverwaltung in Karls­
ruhe, Heinrich Köhler, zugleich stellvertretender Ministerpräsident und später 
auch Finanzminister, regierte seinen Landesteil weitgehend unabhängig von Stutt­
gart. Diese dualistische Konstruktion wurde von den Amerikanern ebenso wie 
von Reinhold Maier respektiert. 

Eine gleiche oder ähnliche Stellung wie die Ministerpräsidenten der amerika­
nischen Zone hatten ebenfalls kraft Befehls der jeweiligen Besatzungsmacht die 
Verwaltungs-, später formal auch Regierungschefs der englischen und französi-

* Überarbeitete Fassung eines Vortrags, der bei dem Festakt anläßlich des 25jährigen Beste­
hens des Instituts für Zeitgeschichte in München am 17. Oktober 1975 gehalten wurde. 

1 Wilhelm Hoegner, Der schwierige Außenseiter, München 1959, S. 92. 
2 Zitiert bei Marie-Elise Foelz-Schröter, Föderalistische Politik und nationale Repräsentation 

1945-1947, Stuttgart 1974, S. 166. 
3 Reinhold Maier, Ein Grundstein wird gelegt, Die Jahre 1945-1947, Tübingen 1964, S. 129. 



Regierung, Bürokratie und Parteien 1945-1949 59 

schen Zone. Die Doppelfunktion der eingesetzten Landeschefs, nämlich als deut­

sches Vollzugsorgan der Besatzungsmächte einerseits und als Repräsentanten ihres 

Landes gegenüber diesen andererseits, mußte sie zur Alleinentscheidung drängen. 

Sie konnten sich vor den Militärgouverneuren nicht auf Minister-, Senats- und 

Provinzialrats- oder später nach Einführung der Verfassungen auf Parlaments­

beschlüsse berufen. Die Regierungschefs hatten keinerlei Hebel in der Hand. 

Allenfalls konnten sie, einzelne Minister oder die ganze Regierung, zurücktreten. 

Damit ist auch gedroht worden, aber praktisch wäre nichts gewonnen gewesen. Die 

Gültigkeit der Haager Landkriegsordnung war von den Besatzungsmächten nicht 

anerkannt worden. 

Die Militärgouverneure konnten Maßnahmen der Regierungen kassieren, ja sie 

im voraus abstoppen, gesetzliche Beschlüsse der Parlamente ablehnen, aber auch 

die Beratung bestimmter Gesetze inhibieren. Sie konnten die Ernennung von 

Ministern und Beamten verhindern und deren Abberufung verlangen — auch nach 

der Einführung von Verfassungen. 

Die regionalen Militärgouverneure waren an die Instruktionen ihrer Zonen­

befehlshaber sowie ihrer Regierungen gebunden und diesen für die Durchführung 

verantwortlich. Verantwortlich waren sie auch für die Regierungschefs der ihnen 

unterstellten Länder. Bestimmte Befugnisse hatten die Militärregierungen nach 

und nach auf die Länder und die deutsche Bizonenverwaltung, allerdings mit dem 

Anspruch des Widerrufs, übertragen. Es war ein gleitender Übergang. Das än­

derte aber in den Ländern kaum etwas grundsätzlich am Verhältnis zwischen Be­

satzungsmächten und Regierungschefs. 

Die Verwaltungschefs waren auf das Wohlwollen der Militärgouverneure, aber 

diese, wenn auch im geringeren Grad, auf das Wohlverhalten jener angewiesen. 

Den Regierungschefs mußte es darauf ankommen, den Militärgouverneuren Amts-

Peinlichkeiten zu ersparen, während diese ein Interesse hatten, die Autorität der 

Regierungschefs in deren Ländern zu stützen und zu stärken. Die Regierungschefs 

hatten auch die Möglichkeit, die Militärgouverneure für ihre eigenen politischen 

Pläne zu gewinnen oder diese in deren Instruktion einzubeziehen. Dann vermoch­

ten sie sich gegenüber ihrer eigenen Regierung auf die fremde, aber höhere Auto­

rität der Militärbefehlshaber zu berufen. Mit Recht sagt Marie Elise Foelz-Schrö-

ter, daß „das Abhängigkeitsverhältnis zur Besatzungsmacht von den führenden 

Politikern bis zu einem gewissen Grad verinnerlicht worden ist"4. I n dem, was 

man „indirekte Regierung", indirect rule nennt, verfügten Engländer und Fran­

zosen über Erfahrungen aus ihren Kolonien, die Amerikaner bis in die zwanziger 

Jahre von den Philippinen her. 

Die alleinige Verantwortlichkeit der Regierungschefs gegenüber der Besat­

zungsmacht gab ihnen ein Widerlager, das sie gegenüber Regierung, Parlamenten 

und Parteien zu nutzen vermochten. Die Stellung der Minister zum Ministerprä-

4 A. a. O., S. 36. 
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sidenten war die von nachgeordneten Ressortchefs, ähnlich der der Reichsstaats­
sekretäre gegenüber dem Reichskanzler in der Zeit Bismarcks. 

Demokratisches Verfahren verlangt viel Zeit. Aber die Militärbefehlshaber, 
vielfach auch die Umstände, forderten schnelle Entscheidungen. F ü r langwierige 
Verhandlungen im Kabinett, mit Parteien und Verbänden fehlte es an Zeit. 

Der Regierungschef hatte am ehesten, wenn nicht sogar nur allein, Zugang zum 
Militärgouverneur. E r konnte sich sogar über ihn an den Zonenbefehlshaber wen­
den. Es gab keine Regel, die der Manteuffelschen Kabinetts-Ordre von 1852 ent­
sprochen hätte, wonach die Ressortminister dem König nur nach vorheriger Unter­
richtung des Ministerpräsidenten Vortrag halten durften und dieser beim Vor­
trag anwesend sein konnte. Doch die Praxis nach 1945 gab dem Regierungschef, 
was den Zugang zum Gouverneur anging, eine noch weitergehende Monopolstel­
lung. 

Dank ihres Zugangs zu den Militärgouverneuren verfügten die Regierungs­
chefs über wesentlich mehr und genauere Informationen als ihre Minister, zumal 
die deutsche Presse unter Zensur stand und die ausländische den meisten nicht zu­
gänglich war. Das Interesse aller deutschen Länder war in erster Linie, das allge­
meine Elend zu mindern und das wirtschaftliche Chaos zu bewältigen, die Bevölke­
rung vor Übergriffen der Besatzung zu schützen sowie die Unselbständigkeit der 
Landesverwaltung mehr und mehr zu reduzieren. Die Verwaltung des Elends und 
gegen das Elend war eine pragmatische Aufgabe. Über diese Ziele bestand weit­
gehend Einigkeit, wenn auch nicht immer über Prioritäten und Methoden. 

Will man grob bei der Regierungstätigkeit zwischen Ordnungs- und Zielpolitik 
unterscheiden und bei der Zielpolitik in erster Linie an Gestaltungsziele denken, so 
gab es diese schon, aber die Ordnungspolitik beherrschte in den Jahren seit 1945 
die Regierungsaktivität, wenn man von einigen Ausnahmen, wie beispielsweise 
Verfassungsberatung oder Schulgesetzgebung, absieht. Die Länder hatten Allpar­
teienregierungen. Aus diesen sind die Kommunisten nach den ersten Landtags-
wählen über kurz oder lang ausgeschieden. Normalerweise hat in Allparteien­
regierungen der Chef vor allem Schlichtungsfunktionen. I n diesen von den Besat­
zungsmächten abhängigen Regierungen hatte er schon als deren Sprecher gegen­
über dem Militärgouverneur das Übergewicht. Die Regierungschefs schwebten je 
nach ihrer Parteizugehörigkeit, die der CDU mehr links, die der SPD mehr rechts, 
über den Parteien. 

Nicht nur die Regierungschefs, die von den Militärregierungen eingesetzt waren 
und die ersten Parlamentswahlen überdauert hatten, sondern auch neugewählte 
empfanden die Parteien mit ihrer Eigengesetzlichkeit, ihren taktischen Interessen 
und ihrem Hang zur Profilierung in unterschiedlichem Maß als hemmend und stö­
rend. Das kommt in einer Reihe von Memoiren zum Ausdruck. „Die Parteipolitik 
erhebt ihr Haup t" heißt die Überschrift eines Abschnittes in den Memoiren Rein­
hold Maiers5. Zu der Ministerpräsidentenkonferenz im Juli 1948 schreibt er: 

5 Reinhold Maier, Ein Grundstein . . . , a. a. O., S. 374. 
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„Auch auf dem ,Rittersturz' wurde der seit einem Jahr eingerissenen schlechten 
Sitte der Ministerpräsidenten-Fraktionssitzungen gefrönt."6 

Parteidifferenzen sollten im Kabinett geschlichtet werden. Das war gleichsam 
die Miniaturausgabe des Parlaments. Manche neigten dazu, sich als überparteilich 
auszugeben, wovon sie auch überzeugt waren. Sie fühlten sich „als die Sachver­
walter ihrer demokratisch organisierten Länder"7 . Dar in wurden sie von den Mili­
tärgouverneuren bestätigt, die in ihnen nach den Landtagswahlen nunmehr auch 
die Repräsentanten des Landesvolkes sahen. Foelz-Schröter zitiert eine Äußerung 
des damaligen Chefs der bayerischen Staatskanzlei Anton Pfeiffer über die posi­
tive Abgrenzung der Regierungschefs von den Parteien, „die [wie dieser sagt] 
immer nur begrenzte Sprecher von Volksteilen sein können"8 . 

Dem autoritär-bürokratischen System der Besatzungsmacht mußte die poli­
tische Organisation der Länder, auch die durch Verfassung bestimmte, sich anpas­
sen. Das Jahrbuch der SPD 1947 bezeichnet das Ernennungsverfahren der Landes­
regierungen als ein auf dem „Präsidialprinzip" beruhendes Verfahren, „das zu 
,autoritären Regierungen' geführt habe"9 . Zwar stand dieses zum Autoritären nei­
gende System in Widersprüchen zu dem Ziel der Alliierten, die Deutschen zur 
Demokratie zu erziehen, aber deren unmittelbare Verwaltungsinteressen hatten 
den Vorrang. 

Das Wort autoritär ist seit einem Jahrzehnt zu einem ausschließlich „pejorati­
ven Adjektiv" geworden— „eine autoritäre Persönlichkeit ist die Inkorporation des 
Teufels"10. Das ist es in der Weimarer Republik nicht ohne weiteres gewesen. Da­
mals verbreitete sich die Tendenz, die Macht des Reichspräsidenten, aber auch der 
Regierungen gegenüber Parlament und Parteien zu stärken. Diese Tendenz zeigte 
sich nicht nur bei der gemäßigten Rechten, sondern ragt bis ins katholische Zen­
t rum und bis in die Deutsche Demokratische Partei hinein. Auch die, die sie vertra­
ten, nannten sie autoritär und ließen sich selber so nennen. Ein überzeugter Demo­
krat wie der damalige Ministerialdirektor Arnold Brecht spricht in seinen Erinne­
rungen durchaus anerkennend von der „autokratischen Note der Regierungsfüh­
rung" Otto Brauns als Ministerpräsident in Preußen. „Endlich t rug auch die 
Stabilität des preußischen Kabinetts unter dem fast ununterbrochenen Vorsitz von 
Otto Braun, dieser kernigen und kantigen Persönlichkeit — oft anerkennend oder 
spöttisch der ,ungekrönte König von Preußen ' genannt —, viel dazu bei, über die 
politische Zweitrangigkeit der Institution, die Preußen hieß, hinwegzutäuschen. 
Nach der preußischen Verfassung war der Ministerpräsident frei, hatte ihn der 
Landtag einmal gewählt, die anderen Minister nach seinem Gutdünken zu ernen-

« Reinhold Maier, Erinnerungen 1948-1953, Tübingen 1966, S. 59. 
7 Reinhold Maier, Ein Grundstein . . ., a. a. O., S. 374. 
8 Zitiert bei Foelz-Schroeter, a. a. O., S. 227. 
9 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1947, S. 18, zit. bei Rudolf Wilden-

mann, Macht und Konsens als Problem der Innen- und Außenpolitik, Frankfurt a. M. 1963, 
S. 56. 

10 Carl J. Friedrich, Tradition und Autorität, München 1974, S. 50. 



62 Theodor Eschenburg 

nen und zu entlassen, nur beschränkt durch die Gefahr eines Mißtrauensvotums des 
Landtags. Ebenso war er frei, im Rahmen der Gesetze Beamte anzustellen, zu be­
fördern, zu versetzen usw. Von dieser Unabhängigkeit machte Braun unerschrocken 
Gebrauch, wann immer ihm das sachlich und im Interesse des Landes nützlich er­
schien. Das gab ihm gegenüber den Kabinettsmitgliedern, den Beamten und auch 
gegenüber dem Landtag eine große Autorität."1 1 

Männer von unbestrittener demokratischer Gesinnung wie Ebert, Erzberger 
und Koch-Weser, um nur einige Beispiele zu nennen, lebten, ohne es ausdrücklich 
zu sagen, in der Vorstellung eines demokratisch organisierten Obrigkeitsstaates. 
1925 hatte der Heidelberger Soziologe Alfred Weber in seinem Buch „Krise des 
modernen Staatsgedankens in Europa" von „Führerdemokratie", einer „unegalitä­
ren, ganz modernen Führerdemokratie"1 2 gesprochen. „ In einer solchen muß 
immer Freiwilligkeit der organisierten Gemeinschaftszusammenballung der Ge­
führten mit einer tatsächlichen Schichtung dieser, eine Kontrolle der aus dieser 
Schichtung hervorgehenden Führer durch demokratische Revision des Vertrauens, 
das sie genießen, zusammengehen mit weitgehend selbständiger Entscheidung und 
Willensbildung der ausgelesenen Führerspitze."13 

Der Staatsrechtslehrer Hermann Heller, Sozialdemokrat, sagt in seiner 1934 
erschienenen Staatslehre: „Rechtsgrundsätze geben nur die allgemeinen Richtlinien 
an, auf Grund derer der Rechtszustand unter den Rechtsgenossen hergestellt wer­
den soll; eine Entscheidung für den konkreten Fall geben sie nicht. Dazu fehlt es 
ihnen noch an Entschiedenheit, d. h. es bedarf immer erst einer Entscheidung dar­
über, was in dieser zeitlich, örtlich und persönlich bestimmten Interessenlage jenen 
Grundsätzen entsprechend rechtens sein soll. . . . Sowohl die Sinngewißheit wie 
die Vollstreckungsgewißheit macht aber das Vorhandensein einer autoritären 
Macht erforderlich, die ausspricht und durchsetzt, was in einer konkreten Lage 
rechtens sein soll. Die bloße Rechtsüberzeugung reicht weder für das Eine noch 
für das Andre aus. . . . Aber auch in der Demokratie mit gleichen sozialen Chancen 
kann das Volk nur herrschen mittels einer Herrschaftsorganisation. Jede Organi­
sation bedarf einer Autorität, und alle Machtausübung unterliegt dem Gesetz der 
kleinen Zahl ; immer müssen diejenigen, welche die organisatorisch vereinigten 
Machtleistungen aktualisieren, über ein gewisses M a ß von Entscheidungsfreiheit 
und damit über nicht gebundene Macht verfügen."14 

Die Verwaltungschefs in den ersten Jahren der Besatzungszeit waren in der 
Weimarer Republik vorwiegend entweder Regierungsmitglieder, Verwaltungs­
beamte, Oberbürgermeister gewesen oder kamen aus der Justiz. Ihnen war die 
Vorstellung vom demokratisch organisierten Obrigkeitsstaat nicht unbekannt. 

11 Arnold Brecht, Mit der Kraft des Geistes, Lebenserinnerungen, Zweite Hälfte 1927-1967, 
Stuttgart 1967, S. 19. 

12 Alfred Weber, Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa, Berlin und Leipzig 
1925, S. 138. 

13 Ebenda. 
14 Hermann Heller, Staatslehre, 3. Aufl., Leiden 1963, S. 222 und 247. 
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Carlo Schmid hat damals im privaten Kreis von „aufgeklärter Demokratie" in 

Analogie zum aufgeklärten Absolutismus gesprochen. Die autoritäre Akzentuie­

rung des parlamentarischen Systems in den ersten Jahren der Besatzungszeit war 

den Regierungschefs weder fremd noch unwillkommen. 

Aber auch die gewaltige Umschaltung von totalitärer Diktatur zum freiheitlich­

demokratischen System schien autoritäre Akzentuierung als Übergang zu recht­

fertigen, ebenso wie diese als Startbedingung für den physischen, ökonomischen 

und administrativen Aufbau von Grund auf im Interesse schnell einsetzender 

Effektivität zu gelten hatte. Zunächst kam es darauf an, ein staatliches und wirt­

schaftliches Notdach zu schaffen. Man knüpfte an Bekanntes an, nämlich an die 

Weimarer Republik — Richard Löwenthal spricht von der „Autorität des Bekann­

ten und seiner Träger"1 5 . 

I n einer Reihe von Landesverfassungen hatte die Richtlinienkompetenz und die 

Einführung des konstruktiven Mißtrauensvotums die Stellung des Regierungs­

chefs rechtlich herausgehoben. Die mehr oder minder ausgeprägte Führungsposi­

tion wurde damals weitgehend respektiert, zumindest geduldet, wenn es auch stel­

lenweise zu Spannungen gekommen ist. Letztlich konnte man sie mit einer stark 

ausgeweiteten Richtlinienkompetenz begründen. Den Regierungschefs war nach 

den Landesverfassungen keine Dauerstellung garantiert, sie konnten vom Parla­

ment abgesetzt werden. Nach den ersten Landtagswahlen sind von den Militär­

gouverneuren eingesetzte Regierungschefs, deren Partei aus den Wahlen nicht als 

die stärkste hervorgegangen war — mit einer Ausnahme: das war Reinhold Maier 

in Württemberg-Baden —, nicht wiedergewählt worden. Aber zur Behauptung der 

eigenen politischen Autorität über Jahre hinaus hätte die Basis, die die Besatzungs-

macht in der Praxis geschaffen hatte, nicht ausgereicht. Die meisten von ihnen 

waren starke, führungsbegabte, ihre Möglichkeiten real einschätzende Persönlich­

keiten mit ausgeprägter, aber in der Form reservierter Zivilcourage, wie Brauer, 

Kaisen und Reuter, wie Kopf, Altmaier, Reinhold Maier und Gebhard Müller. 

Dieser Generation können auch Zinn und Weichmann zugerechnet werden. Sie 

bewahrten in der Bundesrepublik ihren Regierungsstil in mehr oder minder modi­

fizierter Form mit patriarchalischem Einschlag über die ganze Amtszeit. Zinn war 

neunzehn, Kaisen zwanzig und Altmaier zweiundzwanzig Jahre lang Regierungs­

chef. 

Eine besondere Erscheinung war Leo Wohleb, der Staatspräsident von Baden 

(Südbaden mit der Hauptstadt Freiburg 1945—52). E r ist der einzige unter diesen 

Regierungschefs, der von Haus aus Lehrer, Gymnasialprofessor, war, — in der 

deutschen Staatsgeschichte seit 1871 einer der ganz wenigen in der Politik heraus­

ragenden Lehrer. Von den Regierungschefs war er der weitaus gebildetste und 

überragend in seiner rhetorischen Brillanz. Südbaden hat unter dem Druck der 

15 Richard Löwenthal, Prolog: Dauer und Verwandlung, in: Die Zweite Republik, 25 Jahre 
Bundesrepublik Deutschland - eine Bilanz, herausgegeben v. Richard Löwenthal und Hans-
Peter Schwarz, Stuttgart 1974, S. 14. 
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Besatzungsmacht, nämlich der französischen, zumindest bis Anfang 1948 mehr zu 
leiden gehabt als die anderen Länder. Wohleb, eine gnomhafte Erscheinung, galt 
als ängstlich und gegenüber den Militärgouverneuren gefügig, aber mit unerbitt­
licher Hartnäckigkeit, erstaunlicher Phantasie und virtuoser taktischer Verschla­
genheit verfolgte er das Ziel, den Zusammenschluß der alten Länder Baden und 
Württemberg (aus denen Frankreich mit Rücksicht auf die Abgrenzung gegenüber 
der amerikanischen Zone die neuen Länder Württemberg-Hohenzollern und 
Baden gebildet hatte) zu einem einzigen Lande, dem sogenannten Südweststaat, zu 
verhindern. In dieser Zielsetzung stimmte er völlig, wenn auch aus unterschied­
lichen Motiven, mit den Franzosen überein. Sie leisteten ihm regelrecht und reich­
lich, wenn man es so nennen will, Amtshilfe, gerade auch administrative, zum 
Teil sogar entgegen den Instruktionen ihres Außenministeriums. Was Wohleb 
vorschwebte, mochte eine Art südwestdeutscher Eidgenossenschaft in einem späte­
ren, lockeren deutschen Staatenbund sein. Auch darin unterschied er sich von den 
anderen Regierungschefs. Seit 1948 ließ ihm die französische Militärregierung in 
den Angelegenheiten seines Landes freie Hand, soweit nicht ihre eigenen Inter­
essen tangiert wurden. Man mag im Lande selber Wohlebs Einfluß auf die Mili­
tärregierung überschätzt haben, aber er wurde gefürchtet und war populär zu­
gleich. Ein CDU-Mitglied des Freiburger Landtags hat im privaten Gespräch 
Wohleb einen „Diktator unter französischer Oberherrschaft" genannt. Das war er 
nicht und konnte es nicht sein, wenn er auch mit französischer Hilfe oder Duldung 
eigenmächtig administrativ-politisch im Kampf gegen den Südweststaat in seinem 
Lande vorgegangen war. 

Elise Foelz-Schröter spricht von der „weitgehend ungebrochen diktatorischen' 
Stellung der Ministerpräsidenten"16. Das trifft nicht zu. Die Position der Regie­
rungschefs war vielmehr unterschiedlich stark autoritär akzentuiert. Sie ergab sich 
aus der Art der Besatzungsherrschaft, aber wurde von den Regierungschefs nicht 
ungern wahrgenommen und von ihren Ministern wie den Parteien mehr oder min­
der geduldet. 

I I 

Zwar hat ten sich die Besatzungsmächte bei der Einsetzung von Landesregierungen 
und Senaten in der Auswahl der Mitglieder überwiegend nach deren Zugehörig­
keit zu den früheren Weimarer Parteien, soweit sie als demokratisch zuverlässig 
galten, gerichtet. Aber diese Regierungen waren ohne die neuen Parteien instal­
liert und zunächst auch ohne sie tätig. Doch fast alle von den Besatzungsmächten 
eingesetzten Regierungsmitglieder ordneten sich noch vor den Wahlen in die wie­
der- oder neugegründeten Parteien ein. Nur diese hatten, allerdings unter alliier­
ter Kontrolle, das Privileg der Kandidatenaufstellung. Die neuen Parteien waren 
das Personalreservoir für die Regierungsbildung. Das war deren Hauptfunktion. 

16 A.a.O.,S. 138. 
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I m übrigen beschränkten sich ihre Aufgaben auf die Einrichtung ihres Apparates, 

Personal- und Sachpatronage sowie Propaganda, außerdem auf Wahlvorbereitung. 

Doch bis zu den nächsten Wahlen hatte es noch Zeit. Sie „programmierten" — wie 

Wolf-Dieter Narr sagt - und „agitierten im weithin luftleeren, nur parteigebunde­

nen Raum"1 7 . Öffentliche Kritik an der Tagespolitik, soweit sie der letztlich ent­

scheidenden Besatzungsmacht gelten konnte, wurde von der Zensur nicht geduldet. 

Sie war aber auch gegenüber Regierung und Parlament eingeschränkt. Denn eine 

Reihe von Maßnahmen und Regeln der Besatzungsmacht mußten die Regierungen 

unter ihrem Namen bekanntgeben. Dasselbe galt für die von den Parlamenten ver­

abschiedeten, aber von den Militärbefehlshabern abgeänderten Gesetze. 

Den Parteien fehlte zu ihrer Entfaltung und zur Wirkung in der Breite die 

freie öffentliche Meinung und die Möglichkeit der Formierung gegenüber der 

Regierungspolitik, zumal die Aktionsfreiheit der Regierung und die Rede- wie 

Gesetzgebungsfreiheit der Parlamente beschränkt waren. Gewiß gab es Konflikte 

in den Parteien und zwischen ihnen, aber deren Auswirkung war im wesentlichen 

von geringer Bedeutung. Gestaltungsgesetze, wie die über Mitbestimmung und 

Vergesellschaftung, wurden von den Besatzungsmächten inhibiert. 

„Das" — um noch einmal Nar r zu zitieren — „in den teilweise leicht faßbaren 

Motiven nicht zu charakterisierende Parteienmißtrauen, der Parteiensnobismus 

und die Parteienfremdheit wichen jahrelang nicht und machten erst allmählich 

einer durch die materielle Sättigung bedingten, nur oberflächlichen Parteigewöh­

nung Platz. . . . Der parteilich nicht engagierten Bevölkerung entsprechen die nicht 

publizistisch engagierten Parteien."1 8 Man darf die allgemeine Erschöpfung durch 

Diktatur und Krieg infolge Zerstörung und Not, die so stark verbreitete politische 

Apathie, nicht außer acht lassen. 

Daß eine repräsentative Demokratie auf Parteien angewiesen war, war damals 

unbestritten. Aber es hat in maßgeblichen demokratischen Kreisen während der 

ersten Besatzungszeit nicht an Stimmen gefehlt, die Parteibildung und damit 

Volkswahlen hinausschieben wollten und die in dieser Richtung auch bei den Mili­

tärregierungen vorstellig geworden sind. Erst müßte wenigstens eine Minderung 

der wirtschaftlichen Not erreicht, eine intakte Verwaltung geschaffen sein, ehe sich 

die Möglichkeiten von Parteigründung und Volkswahlen bieten würden. Ob das 

nicht auch obrigkeitsstaatliche Reminiszenzen waren und traditionsbedingte Par ­

teifremdheit? Fürchtete man Fehlschläge im Übergang von Besatzungsdiktatur zur 

eigenen Demokratie? Trauten sich die Parteien die heikle Auseinandersetzung und 

Zusammenarbeit mit den Militärregierungen nicht zu und sorgten sich wegen eines 

frühzeitigen Verschleißes? Es gab verschiedene Motivationen und Kombinatio­

nen von diesen. Man hatte in Erinnerung an die Weimarer Zeit Angst vor Par­

teienstreit. Wildenmann spricht vom „horror majoritatis"19. Die Sorge vor einer 

17 Wolf-Dieter Narr, C D U - S P D , Programm und Praxis seit 1945, Berlin 196G, S. 70. 
18 Ebenda. 
19 Rudolf Wildenmann, a. a. O., S. 57. 
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Radikalisierung der Wähler war vorhanden, aber sie war nicht berechtigt. Davor 
schützte das alliierte System der Parteilizenzierung. Die einzig radikale Partei war 
die KPD. Fü r antikommunistische Propaganda sorgte schon die sowjetische Besat­
zungszone. 

Die Parteifremdheit t ra t nach Grad und Umfang in den bürgerlichen Kreisen 
sehr viel stärker in Erscheinung als in sozialdemokratischen. F D P und CDU m u ß ­
ten mi t dem Aufbau neu beginnen. Sie waren zunächst, was ihren Anhang betraf, 
kleine Honoratiorenparteien. Die Sozialdemokraten, schon während der Weimarer 
Zeit in der Organisation den anderen Parteien überlegen, vermochten sich jetzt auf 
ihren alten Apparat und ihre frühere Anhängerschaft zu stützen. Schumacher war 
der erste überzonale Parteiführer mit eigener Zentrale im Westen. Was er sagte 
und sagen ließ, fand starke Resonanz in den sozialdemokratischen Landesparteien, 
aber deren Einwirkung auf die Regierungen war beschränkt. Schumachers pro­
grammatische Ziele ließen sich vielfach mit den aktuellen Interessen der Landes­
politik nicht vereinbaren. Manche seiner apodiktisch gefaßten Tendenzen, seine 
Zentralisierungsvorstellungen vor allem, wurden von den Bürgermeistern Bremens, 
Hamburgs und von dem niedersächsischen Ministerpräsidenten Hinrich Kopf, der 
Schumacher persönlich sehr verehrte, sowie dem bayerischen Ministerpräsidenten 
und späteren Innenminister Hoegner, alle Sozialdemokraten, nicht befolgt; sie 
stießen sogar auf deren Widerstand. Die landespolitischen Arrangements und die 
föderalistischen Konzeptionen in unterschiedlicher Abtönung hatten den Vorrang 
vor der Parteidisziplin. 

Die bürgerlichen Ministerpräsidenten mißtrauten ihren sozialdemokratischen 
Kollegen in der englischen Zone, weil sie, wie Reinhold Maier sagt, vor der Partei­
zentrale „kuschten"20. Mochten diese auch in einem solchen Verdacht stehen, von 
„Kuschen" konnte keine Rede sein. Das Mißtrauen beruhte zum einen nicht so 
sehr auf parteipolitischer Animosität als vielmehr auf föderalistischen Grundsät­
zen, zum anderen war es von der Sorge bestimmt, eine zu starke Parteifärbung 
könnte der Führungsposition der Regierungschefs abträglich sein. 

Adenauer, bewußt wie auch Schumacher ohne öffentliches Amt seit seiner Ent­
lassung als Oberbürgermeister von Köln, war der unbestrittene Parteichef der CDU 
der englischen Zone. E r suchte auch überzonalen Einfluß zu gewinnen, aber be­
hutsamer, nicht mit der programmatischen Intensität und parteipolitischen Strenge 
wie Schumacher. In den Zentralisierungstendenzen bestanden zwischen Adenauer 
und Schumacher beachtliche graduelle, aber weniger prinzipielle Unterschiede. 
Adenauer, dieser einzigartige Stadtfürst aus der Weimarer Zeit, war kein Unita-
rier, aber auch kein enragierter Föderalist, sondern er sah jetzt die Stellung der 
Länder und deren Einordnung in einen Gesamtstaat in erster Linie unter dem 
Aspekt von dessen Leitung. Bis 1948 hatte er die Regierungschefs „Zaunkönige"2 1 

geheißen. Wenn er selber politischen Einfluß haben wollte, jedoch nicht Landes-

20 Reinhold Maier, Ein Grundstein . . . , a. a. O., S. 374. 
21 Eberhard Pikart, Auf dem Weg zum Grundgesetz, in: Die Zweite Republik, a.a.O., S. 163. 
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regierangschef war, dann konnte er sich nur möglichst weitgehend überzonal auf 

eine Partei stützen. Nächst Schumacher war er die stärkste Figur, die der Partei­

zentrale Geltung verschafft hat. Ebenso wie dieser erstrebte er ein Gesamtparla­

ment, auf dessen Zusammensetzung die Landesregierungen keinen Einfluß haben 

sollten. Deshalb war er auch Gegner der Wiederherstellung des Bundesrates oder 

Reichsrates. Vielmehr wollte er — ganz im Gegensatz zu den süddeutschen Regie­

rungschefs — an dessen Stelle einen Senat setzen. 

Die überzonalen Parteizentralen und die Landeschefs waren letztlich Antipo­

den, wenn auch je nach Parteizugehörigkeit der Regierungschefs in unterschied­

lichem Ausmaß. Sobald überzonale Einrichtungen mit eigenen Parlamenten ge­

schaffen wurden, sollten die Landesparteien an Vorsprung gegenüber den Landes­

regierungschefs gewinnen. Als nach der Stuttgarter Rede des amerikanischen 

Außenministers Byrnes im September 1946 die Frage der Kooperation der Zonen, 

ja ihrer Vereinigung aufkam, wollten die Landesregierungen und damit ihre Chefs 

sich als legitime Vertreter der zur Zeit suspendierten Reichsgewalt verstanden wis­

sen. Ehard hat die Länderchefs „vorläufige Treuhänder des deutschen Volks" ge­

nannt22 . Nach Reinhold Maier wurden „in der amerikanischen Zone die Minister­

präsidenten als die berufenen Vertreter und Sachwalter der Reichsinteressen erach­

tet und anerkannt"23 . Das wurde ihnen von den Parteien, in erster Linie von der 

SPD, bestritten. Diese beanspruchten für sich selber die „nationale Repräsenta­

tion", vermochten sie aber organisatorisch kaum durchzusetzen. Reinhold Maier 

schreibt 1963/64 in seinen Erinnerungen: „Die Wahrnehmung der gesamtdeut­

schen Interessen nehmen diese Parteien für sich selbst in Anspruch. Ein Stand­

punkt, der die soeben abgeschüttelte Vergangenheit in der Erinnerung herauf­

beschwor, regte sich abgewandelt erneut: ,Die Parteien befehlen dem Staat'."24 

Die Entscheidung in diesem Streit trafen die westlichen Alliierten, als sie die 

Regierungschefs im Juli 1948 zu Adressaten der Londoner Empfehlung machten. 

Aber auf den Ministerpräsidentenkonferenzen, die mit der Übergabe der Frankfur­

ter Dokumente einsetzten, zeigte sich, daß das Regieren im eigenen Lande leichter 

war als Beratung und Verständigung in einem überregionalen Kollegium Gleich­

berechtigter. 

Doch diese „nationale Repräsentation" war nur ein kurzes Provisorium. Die Re­

gierungschefs hatten faktisch den Höhepunkt schon überschritten, als sie ihn er­

reicht zu haben schienen. Sie hatten durch die Wirtschaftsverwaltung der Bizone 

eine ihnen vorgeordnete alliiert-deutsche Instanz erhalten. Der Wirtschaftsrat in 

Frankfurt am Main, ein von den Landtagen gewähltes Quasi-Parlament, und der 

Länderrat, in dem die Vertreter der Landesregierungen saßen, hatten das Recht, 

wenn auch unter Kontrolle der amerikanischen und englischen Besatzungsmacht, 

Wirtschaftsgesetze für die Länder der beiden Zonen mit weitergehenden Befugnis-

22 Ebenda, S. 159. 
23 Reinhold Maier, Ein Grundstein . . ., a. a. O., S. 376. 
24 Ebenda. 
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sen, als die Länder sie hatten, zu erlassen. I m Wirtschaftsrat stellte sich eine über­
zonale Fraktionsbildung sofort ein. Die beiden großen Parteien, gerade deren F ü h ­
rungen, übten hier einen maßgeblichen Einfluß auf die Fraktionen aus. Land­
fremde Parteizentralen, auf die die Regierungschefs keinen Einfluß hatten, be­
stimmten jetzt mehr oder minder in Angelegenheiten ihrer Länder mit. Was vor 
allem die süddeutschen Ministerpräsidenten befürchtet und vor dem sie gewarnt 
hatten, war eingetreten. 

Die Profilierung der Parteien zeigte sich gleich zu Beginn bei der Wahl des Ver­
waltungsrates, eines Quasi-Kabinetts. Es bestand dank der Duldung der F D P nur 
aus CDU/CSU-Angehörigen. Die SPD war nicht beteiligt. Das war die „Geburts­
stunde des Verhältnisses von ,Regierung' und Opposition'"25 . Der Streit entzün­
dete sich an den gegensätzlichen wirtschaftspolitischen Auffassungen, die in der 
politischen Praxis bisher hatten kaum zur Geltung kommen können. Die Profilie­
rung trat noch sehr viel stärker bei der Aussprache über die von Ludwig Erhard, 
dem damaligen Wirtschaftsdirektor, vorgelegten Durchführungsgesetze zur Wäh­
rungsreform in Erscheinung. 

Durch die Frankfurter Dokumente, die eine verfassungsberatende Versammlung 
vorsahen, hatte die Erwartung mancher Regierungschefs, vor allem der süddeut­
schen, daß sie selber zunächst eine „Notregierung"2 6 bilden würden, ihre Erledi­
gung gefunden. Auf der Ministerpräsidentenkonferenz in Koblenz (Rittersturz) 
am 8. Juli 1948 hatte Reinhold Maier erklärt: „Ich darf sagen, daß bei uns eben­
falls keine große Neigung für eine verfassungsgebende Versammlung besteht, son­
dern daß verschiedentlich die Ansicht vertreten wurde, daß man vielleicht sagt, daß 
dem Gremium der Ministerpräsidenten . . . ein Ausschuß der vereinigten Landtage 
zur Seite gestellt werden könnte, also von etwa 60 bis 70 Abgeordneten aus den 
verschiedenen Landtagen."27 Hans Ehard hatte vor mehr als einem Jahr davon ge­
sprochen, „die Struktur der deutschen Regierung soll in ihrem Charakter födera­
listisch sein und die einzelnen Bestandteile sollen Staaten sein. Die Funktionen der 
Regierung sollen innerhalb dieser Struktur dezentralisiert sein bis zu dem äußer­
sten Grade, der mit dem modernen Wirtschaftsleben vereinbar ist."28 Der hessische 
Ministerpräsident Stock — Sozialdemokrat — billigte diese Pläne nicht vollständig, 
aber hielt sich nicht allzu fern von ihnen. 

Bei der Beratung der Frankfurter Dokumente hatten die Regierungschefs ge­
gen die ursprüngliche Absicht der Alliierten lediglich durchgesetzt, daß der Par la­
mentarische Rat nicht vom Volk, sondern von den Landtagen gewählt würde. Das 
Motiv waren nicht nur der Wunsch, das Provisorium des Grundgesetzes zu beto­
nen, oder die Sorge vor Radikalisierung durch Wahlen, sondern gerade auch föde­
ralistische Überlegungen. Doch der Parlamentarische Rat verselbständigte sich sehr 

25 Rudolf Wildenmann, a. a. O., S. 60. 
26 Vgl. Pikart, a. a. O., S. 162. 
27 Zitiert hei Pikart, a. a. O., S. 156. 
28 Zitat ebenda. 
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bald. Die in ihm gebildeten Fraktionen, aber auch die überzonalen Parteizentra­
len, vor allem die der Sozialdemokratie, hatten gegenüber den Regierungschefs 
nunmehr ein Übergewicht. 

I I I 

Wesentliche Stützen der Regierungschefs waren die Berufsbeamten. Regierungs­
chefs und Minister waren von Anfang an überzeugt, daß sie auf ein qualifiziertes, 
geschultes und erfahrenes Verwaltungspersonal, eben den Typ des klassischen Be­
amten, angewiesen waren. Von dessen Leistung hing weitgehend ihre eigene Stel­
lung ab. Die Mehrheit der Regierungschefs und -mitglieder lebten und wirkten 
in der Orientierung an Modellen der Reichsrepublik, wenn sie sie auch durch Er­
fahrung modifiziert hatten. Sie waren es aus der Weimarer Zeit gewohnt, mit juri­
stisch oder fachlich besonders ausgebildetem Personal zu arbeiten. Die Weimarer 
Administration war bis zuletzt intakt geblieben, deshalb bediente man sich jetzt 
ihrer Verfahren und Institutionen. Manche Minister griffen auf ihr früheres Per­
sonal aus diesen Jahren zurück und ebenfalls auf solche Beamte aus dem Dritten 
Reich — auch Mitglieder der NSDAP, die sie aus dieser Zeit kannten, denen sie 
Schutz und Hilfe verdankten. Wiederamtierende Beamte zogen noch nicht wieder­
beschäftigte nach sich. Solidaritätsbeziehungen, konfessionelle, besonders katho­
lische, solche aus der Studentenzeit, gerade bei Angehörigen von Korporationen, 
während der Verfolgung und Kriegsgefangenschaft, aus gemeinsamer Amts- und 
Wehrdienstzeit, spielten eine Rolle. 

Die Verwaltungsbedürfnisse waren immens gestiegen, einmal wegen der Inter­
essen der Besatzungsorganisationen, zum anderen im Hinblick auf den Wiederauf­
bau. Der Bedarf an geschulten und erfahrenen Beamten war sehr hoch, aber diese 
waren meist durch die Entnazifizierung blockiert. Zweifellos bestand zwischen den 
drei Zonen ein Entnazifizierungsgefälle. Am weitesten gingen die Amerikaner in 
ihren Forderungen unter dem Druck der öffentlichen Meinung ihres Landes. Die 
Franzosen hielten sich aus bürokratischer Erfahrung und Skepsis zurück. Das glich 
sich 1947/48 zwischen den Zonen aus. Hohe Reichs- und Landesbeamte im Dritten 
Reich wie durch nationalsozialistische Aktivität Belastete blieben in allen drei Zo­
nen ausgeschlossen. Auch die Militärbefehlshaber ihrerseits waren an geschultem 
deutschen Verwaltungspersonal interessiert, da es am ehesten Gewähr für die 
Durchführung ihrer Weisungen bieten würde. In dem Konflikt zwischen Entnazifi­
zierungsansprüchen und Verwaltungsinteressen entschieden sich auch hier die Alli­
ierten für diese. Letztlich sind sie an der Entnazifizierung gescheitert, weil sie sie 
viel zu breit angelegt hatten. So kehrte noch vor der Gründung der Bundesrepublik 
ein gut Teil der Bürokratie, „zwar in ihrer Gesinnung durch die Erfahrung des 
Dritten Reiches und seines Zusammenbruchs gewandelt, in ihrer Zusammenset­
zung und Laufbahnstruktur weitgehend unverändert"29, in den öffentlichen Dienst 

29 Richard Löwenthal, a. a. O., S. 11. 
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zurück. Das führte zur Tendenz einer Wiederherstellung von Hierarchie und über­
kommenen Verfahrensweisen der Behörden sowie des Anciennitätsprinzips, in die 
sich einzufügen der Berufsbeamte gelernt hatte. 

Es ist das dritte Mal in diesem Jahrhundert, daß durch eine Staatsumwälzung 
das Gros der Berufsbeamten des früheren Systems im neuen seinen Platz behauptet 
hat. In der Revolution von 1918 hatten die Räte der Volksbeauftragten in Reich 
und Ländern weitgehend die Beamten der Monarchie übernommen. Zwar war die 
Sozialdemokratie - sehr viel mehr noch die unabhängigen Sozialisten — grundsätz­
lich Gegner des Berufsbeamtentums. Aber die Volksbeauftragten glaubten in die­
ser schweren Krise auf den geschulten Beamten nicht verzichten zu können. Die 
„administrative Kontinuität"30 mußte gewahrt werden, um Anarchie und Reichs -
zerfall zu verhindern. 

Die Nationalsozialisten, in erster Linie Hitler, mißtrauten aus ganz anderen 
Gründen als die Sozialdemokratie der Bürokratie. Aber auch Hitler scheute die Un­
terbrechung der „administrativen Kontinuität". Das geschulte Beamtentum glaubte 
er nicht entbehren zu können, zunächst beim Start, dann wegen der administrativ­
ökonomischen Vorbereitung des Krieges und zuletzt im Kriege selber. Zwar hatten 
die Nationalsozialisten ein raffiniert durchdachtes, skrupellos durchgeführtes Kon­
trollsystem über die Bürokratie angelegt, doch faktisch führte das Hitlersystem zu 
einer Konservierung von Verwaltungsorganisation und Bürokratie. Aber es hat sie 
demoralisiert und korrumpiert. 

In den drei Umbrüchen von 1918, 1933 und 1945 hatte das Berufsbeamtentum, 
wenn auch unter ganz unterschiedlichen Erscheinungsformen und Auswirkungen, 
sich mit dem ihm eigenen Beharrungsvermögen zu halten gewußt. Allerdings hätte 
„die Seßhaftigkeit der Verwaltungselite in den Stürmen des politischen Wan­
dels"31 nicht ausgereicht. Sie wurde einfach gebraucht. Einen praktikablen Aus­
weg aus diesem Dilemma scheint es für die jeweils Entscheidenden nicht gegeben 
zu haben. 

IV 

Die Bundesrepublik war auf mannigfache Weise durch die rechtliche Ordnung und 
die Praxis in den Ländern während der Besatzungszeit vorgeformt worden. Dazu 
gehörte auch die stark herausgehobene Stellung der Landesregierungschefs. Der 
Bundeskanzler Adenauer verlangte von den Hohen Kommissaren jetzt das, was die 
Militärgouverneure den Landesregierungschefs gewährt hatten, nämlich den allei­
nigen Zugang zu den Machthabern. Nur er hätte für die Bundesregierung mit den 
Hohen Kommissaren zu verhandeln. Dementsprechend war das Bundeskanzleramt 

30 Wolfgang Runge, Politik und Beamtentum im Parteienstaat, Die Demokratisierung des 
politischen Beamten in Preußen zwischen 1918 und 1933, Stuttgart 1965, S. 17. 

31 Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, München 1962, S. 280. 
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allein für den Verkehr mit den Hohen Kommissaren zuständig. Dies Verfahren 

entsprach zwar den Verhältnissen und war funktionsgerecht, aber es hatte die be­

deutende Nebenwirkung, daß Adenauer in der Praxis die Regierungsmitglieder an 

seine Führungsposition gewöhnte. Ihre faktische Institutionalisierung, die in der 

Öffentlichkeit zunächst nicht hochgespielt wurde, fiel auch nicht besonders auf, weil 

es so scheinen mußte, als ob der Kanzler die Praxis der Landesregierungschefs fort­

setzen würde. Tatsächlich bestand der große Unterschied darin, daß durch das Be­

satzungsstatut die Kompetenzen der Hohen Kommissare stark eingeschränkt und 

dementsprechend die Selbständigkeit der Bundesregierung entscheidend erweitert 

war. Gestaltende auswärtige Politik kann die Unabhängigkeit der Akteure stei­

gern und erfordert aus der Natur der Sache ein hohes Maß von Geheimhaltung. 

Darauf hatte auch die heimliche Kanzlerschaft Stresemanns unter verschiedenen 

Kanzlern von 1925-1929 beruht. In den ersten Jahren der Bundesrepublik kam 

die durch die Vorbehaltsrechte der Alliierten bedingte Verzahnung von Außen-

und Innenpolitik hinzu. Gewiß hat Adenauer persönlich die „Kanzlerdemokratie" 

geprägt, aber des Vorbildes der Landesregierungschefs aus der vorhergehenden Zeit 

hat er sich gern bedient. E r hat auch rechtlich die Führungsposition des Kanzlers 

durch die Geschäftsordnung der Bundesregierung von 1951 institutionalisiert. 

Zwar hat er sie nicht selbst verfaßt, aber den Entwurf hat er stark korrigiert. 

Die Landesregierungschefs hatten in der Bundesrepublik die Militärgouver­

neure als Widerlager verloren. Ihre Länder unterstanden, allerdings mi t beacht­

licher Autonomie, einer deutschen übergeordneten Instanz. Aber sie blieben — in 

die Parteien eingeordnet, doch keineswegs deren Zentralen immer untergeordnet — 

neben diesen starke politische Potenzen, nicht zuletzt dank des Rückhalts im Bun­

desrat. Sie verloren an Gewicht und Farbe, aber behaupteten dank der Autorität 

jener, die nach Gründung der Bundesrepublik in ihrem Amt geblieben oder später 

in ihr Amt zurückgekehrt waren, respektable Positionen. 

Das im Frankfurter Wirtschaftsrat von den Ländern übernommene Parteien­

system hat sich im Bundestag durchgesetzt und sich in zusammengedrängter Form 

erhalten, was der Praxis in Regierung und Parlament zugute gekommen ist. Die 

Beschränkung der Parteienaktivität hat sich, vor allem bedingt durch die Besat­

zungsherrschaft, nur als eine Übergangserscheinung erwiesen. Die Parteienent­

faltung, die spürbar im Wirtschaftsrat eingesetzt hatte, entwickelte sich, wenn auch 

nach und nach, im aus Urwahlen hervorgegangenen Bundestag weiter. 1959 

glaubte es die CDU/CSU-Fraktion wagen zu können, ihren Führer Adenauer als 

Bundeskanzler durch das Angebot der Kandidatur für die Bundespräsidentenwahl 

abzusetzen, was ihr allerdings zunächst nicht gelungen ist. Die sozialdemokratische 

Führung hatte vorher harte Kämpfe mit ihrer Partei und deren Organisationen 

wegen der Wehrgesetzgebung durchstehen müssen. Diese Auseinandersetzungen 

verschärften sich bei Einführung der Notstandsgesetzgebung unter der großen 

Koalition. Seit dem Einsetzen des Demokratisierungsprozesses in der Mitte der 

sechziger Jahre hat der Personal- und Sachkampf vor allem innerhalb der beiden 

großen Parteien an Schärfe und Umfang ständig zugenommen. Die Parteitage seit-
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her mit ihren harten Debatten lassen sich mit denen zu Anfang der fünfziger Jahre 
nicht mehr vergleichen. 

Das Erbe der föderalistischen Parteienstrukturierung behauptete sich in nach 
Parteien unterschiedlichem Ausmaß. Auch die Landesparteien haben, nachdem die 
alten Regierungschefs aus der Besatzungszeit abgetreten sind, an Gewicht, vor 
allem infolge der Demokratisierung in den Ländern gewonnen. Kaisen konnte die 
Mitglieder des Bremer Senats, wenn auch im Benehmen mit seiner Fraktion, aus­
wählen. Nach den Bürgerschaftswahlen von 1971 und 1975 hat die Senatsmitglie­
der nicht einmal mehr die sozialdemokratische Fraktion, sondern der Bezirkspar­
teitag gewählt. In Baden-Württemberg ist 1972 der Landesausschuß der CDU in 
gleicher Weise verfahren. 

Für die Entwicklung von Bundes- und Landesparteien spielt der Generationen­
wechsel eine wesentliche Rolle. Der letzte amtierende Minister aus der Besatzungs­
zeit Alfred Kubel, 1946 als Ministerpräsident von Braunschweig eingesetzt, wenig 
später niedersächsischer Minister bis vor kurzem mit Ausnahme von zwei Jah­
ren, seit 1970 Ministerpräsident, schied, 66 Jahre alt, Anfang 1976 aus der Regie­
rung. Helmut Kohl, 1930 geboren, wurde 1958 promoviert, ist seit 1968 Mini­
sterpräsident von Rheinland-Pfalz und 1975 zum Vorsitzenden der CDU und 
Kanzlerkandidaten gewählt. Sieben Jahre jünger als Kohl ist der Hamburger Bür­
germeister Klose. 

Die „administrative Kontinuität" ist seit Mitte der sechziger Jahre nicht einfach 
abgebrochen worden, aber sie hat sichtbar nachgelassen. Insofern kann man wohl 
von einer Zäsur sprechen. Von einer Reihe, nicht aber von allen Beamtengewerk­
schaften, aus Kreisen der SPD, von Jungsozialisten und Jungdemokraten ist mit 
Nachdruck die Forderung nach materieller Mitbestimmung im öffentlichen Dienst 
— nicht nur auf Personalfragen und den eigentlichen Dienstbetrieb beschränkt — 
vertreten worden, was in erster Linie Abbau der traditionellen Hierarchie bedeu­
ten soll. Gewerkschaften besonderer Beamtenberufe, wie vor allem der Steuerbe­
amten, der Polizei und der Lehrer, haben mit Berufung auf die Demokratisierung 
auf Änderungen von Einrichtungen, der Struktur, der Aufgaben und der Verfah­
ren der für ihre Mitglieder in Betracht kommenden Behörden gedrängt. Die Ver­
waltungspraxis und -Organisationen, gerade auch in ihrem Detail, sind sehr viel 
mehr als bisher zum Gegenstand der öffentlichen Diskussion geworden. Von der 
Autoritätskrise wurden auch Verwaltung und Beamtenschaft erfaßt. Diese Er­
scheinungen, aber auch die Rebellion der studentischen Jugend, die teilweise jene 
Erscheinungen hervorgerufen hat, haben sich nachhaltig auf den innerdienstlichen 
Betrieb ausgewirkt, ihn gewandelt. 

Hinzu kommt der Generationenwechsel in der Bürokratie, vor allem der höhe­
ren Ränge. Die aus der Weimarer Republik übernommenen Beamten sind ausge­
schieden, weithin auch die aus dem Dritten Reich. Der Kreis jener, die von diesen 
unmittelbar ausgebildet und angeleitet waren, schrumpft. Die neu in den öffent­
lichen Dienst Eintretenden haben die Weimarer Republik nicht gekannt, die na­
tionalsozialistische Diktatur nicht bewußt und die erste Nachkriegszeit nur als 
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Kind erlebt. Sie betrachten die jüngste Vergangenheit, sofern sie nicht „Abschied 
von der bisherigen Geschichte"32 genommen haben, mit anderen Maßstäben als Äl­
tere. Auch die Lehre vom öffentlichen Recht hat sich an den Universitäten, wenn 
auch graduell unterschiedlich, stark gewandelt. Immer mehr zeigen sich gerade in 
ihr sozialwissenschaftliche Elemente. Das juristische Monopol hat stark nachge­
lassen. 

Man erlaube mir, noch einmal auf die Besatzungszeit zurückzublenden. Die Be­
satzungsmächte respektierten die Leistungsfähigkeit der deutschen Berufsbeamten. 
Aber ihnen „wurden u. a. Kommandopraxis und Kastengeist, blinder Gehorsam 
und unbesehene Gleichsetzung von Gesetz und Recht, fehlende Gleichberechti­
gung der Geschlechter im öffentlichen Dienst und mangelnde Trennung von Be­
amten- und Abgeordnetenstellen zum Vorwurf gemacht"33. Vor allem von Seiten 
der Amerikaner und Engländer sind erhebliche Anstrengungen gemacht worden, 
den öffentlichen Dienst zu reformieren, zuletzt noch kurz vor Gründung der Bun­
desrepublik in der Wirtschaftsverwaltung der Bizone. Nachdem sie mehr oder min­
der die personelle Kontinuität hatten dulden müssen, wollten sie die aufkeimende 
institutionelle Restauration in den Ländern durch eine überzonale Reform wieder 
rückgängig machen. Von den Regierungen unabhängige Personalämter sollten 
eingesetzt werden, die Eignung bei Einstellung und Beförderung durch Prüfung 
und Auslese zu ermitteln hätten. Das Personalamt sollte eine demokratische Ge­
staltung des Dienstrechts schaffen und sichern sowie der Ämterpatronage von Par­
teien, Verbänden und Konfessionen entgegenwirken. Nach dem Modell des engli­
schen Civil Service und der amerikanischen Hatchact sollte das Beamtentum par­
teipolitisch neutralisiert werden, durch Verlust des passiven Wahlrechts und durch 
starke Beschränkung parteipolitischer Aktivität. Diese Bestrebungen stießen auf 
erbitterten Widerstand von Parteien und Beamtenorganisationen, so daß die alli­
ierte Reformanstrengung gescheitert ist. Ein Ergebnis war lediglich, daß die ins 
Parlament gewählten Abgeordneten für die Dauer ihres Mandates in den Ruhe­
stand treten mußten. Ob dieses alliierte Reformprojekt, wenn es im wesentlichen 
durchgesetzt wäre, mehr zur Konservierung des Berufsbeamtentums unter den be­
sonderen deutschen Verhältnissen beigetragen hätte als die Unterlassung, ist 
immerhin fraglich. 

Wilhelm Hennis beklagt die Parteipatronage als „allgemeines Übel der bundes­
republikanischen Verwaltung von den Kommunen bis hinauf ins Bundeskanzler­
amt"34. Die Patronage hat, zunächst noch schamhaft vor der Öffentlichkeit verbor­
gen, in der Besatzungszeit schon eingesetzt. In ein System von wechselnden Partei­
regierungen und eines auf Lebenszeit eingestellten Beamtentums paßt die Partei­
patronage nicht hinein. Aber das ist bloße Theorie. Gerade weil die alliierten Re-

32 Alfred Weber, Abschied von der bisherigen Geschichte, Hamburg 1946. 
33 Tilmann Pünder, Das bizonale Interregnum, Die Geschichte des vereinigten Wirtschafts­

gebietes 1946-1949, Waiblingen 1966, S. 170. 
34 Wilhelm Hennis, Die Rolle des Parlaments und die Parteiendemokratie, in : Die Zweite 

Republik, a .a .O. , S. 221. 
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formbestrebungen gescheitert sind, ha t die Ämterpatronage kaum noch zu behin­
dernde Möglichkeiten. Die Zahl jener, für die aus der Sünde von ehedem eine T u ­
gend geworden ist, n immt gerade in der Publizistik zu. Die Auswirkungen der 
Ämterpatronage haben das Berufsbeamtentum in seiner Zusammensetzung, seinen 
Vorstellungen und Verhaltensweisen erheblich geändert. Bärbel Steinkemper hat 
in ihrer Schrift „Klassische und politische Bürokratie in der Ministerialverwaltung 
in der Bundesrepublik Deutschland"35 vor kurzem dargelegt, daß der „aktiv gestal­
tende Leistungsstaat", den der Begriff des Sozialstaates charakterisiert, grundle­
gende Veränderungen der Funktionsvorstellungen der öffentlichen Verwaltung 
politisch und gesellschaftlich bewirkt hat. „Aus der ursprünglichen neutralen und 
überparteilichen Institution ist eine Organisation geworden, deren Personal selbst 
politisch denkt und auch zum Teil nach parteipolitischen Gesichtspunkten ausge­
wählt ist."36 Der „klassische Beamte" werde durch den parteipolitischen, d. h. par­
teipolitisch engagierten Bürokraten mehr und mehr zurückgedrängt. Das habe 
Rückwirkungen auf die gesamte Ministerialverwaltung. Weniger Verwaltungser­
fahrung und Sachverstand würden bei Inhabern von Spitzenstellungen gefordert 
als vielmehr politisches Problembewußtsein, Verständnis für politische Zusammen­
hänge und Notwendigkeiten sowie Innovationsbereitschaft. Die Verfasserin gibt 
Zahlen an, die die außerordentliche Zunahme von Außenseitern in Spitzenstel­
lungen während der letzten Zeit zeigt. 

Von Homogenität, Geschlossenheit, Sozialprestige und Standesbewußtsein der 
Beamten, das schon zu Ende der Weimarer Zeit als angeschlagen erschien — vom 
Drit ten Reich gar nicht zu reden —, ist nichts oder nicht mehr sehr viel zu erkennen. 
Der Beamtenstil ha t sich grundlegend verändert. Die Verwaltung ist, nicht allein 
durch die Planungsfunktionen, in Wandlung begriffen. Das „besondere Treuever­
hältnis der Beamten zum Staat" scheint zu einer Leerformel zu werden. Man kann 
wohl die Frage stellen, ob das Ausmaß der Wandlung des Beamtentums nicht letzt­
lich während der vergangenen fünfundzwanzig Jahre stärker gewesen ist als in der 
Weimarer Republik und unter dem Hitlerregime. 

Die hier skizzierten Erscheinungen aus den Jahren 1945—1949, die weitgehend 

bedingt waren durch die Herrschaft der Besatzungsmächte, durch die allgemeine 

Not und durch die ungewöhnlich harte Umschaltung des politischen Systems, kön­

nen rückblickend im großen und ganzen doch als sinnvoll in dieser Zeit genannt 

werden. Sie mögen vielleicht den Wandlungsprozeß hinausgezögert haben, aber 

sie haben ihn nicht verhindert, was die einen begrüßen, die anderen beklagen. 

35 Köln 1974. 
36 A.a.O.,S.97. 
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Vorbemerkung 

Der im Folgenden veröffentlichte, aus dem Englischen übersetzte Bericht über die 
OMGUS-Akten ist auf Bitten des Instituts für Zeitgeschichte von Mr. James J. 
Hastings, dem im Depot der National Archives in Suitland bei Washington für 
diesen Aktenkomplex zuständigen Archivreferenten erstattet worden. Die Arbeiten 
von John Gimbel1, Lutz Niethammer2, Harold Hurwitz3, u. a., die bereits in hohem 
Maße aus dem OMGUS-Bestand schöpfen konnten, haben seit Jahren mehr und 
mehr evident gemacht, wie zentral wichtig und ergiebig der riesige Materialkom­
plex dieser Akten der ehemaligen amerikanischen Militärregierung in Deutschland 
für die Erforschung der deutschen Nachkriegsgeschichte in den Jahren der alliier­
ten Besatzung ist. Die dem Institut, z. T. im Zusammenhang mit diesen Arbeiten, 
zugänglich gewordenen Informationen4 ließen aber auch erkennen, wie schwierig 
es infolge der Sicherheits- und persönlichkeitsrechtlichen Sperren und der sich dar­
aus für die amerikanische Archivverwaltung ergebenden Declassification-Proze-
duren mit der Zugänglichkeit des Materials bestellt war, zumal für nichtamerika­
nische Forscher, die von dem durch die amerikanische Gesetzgebung US-Bürgern 
eingeräumten „right of Information" nicht in gleichem Maße Gebrauch machen 
konnten. 

Schon diese in ihren Einzelheiten wenig allgemein bekannten Schwierigkeiten, 
mehr aber noch das Grundproblem, daß es sich hier um einen Aktenbestand han-

1 Vgl. John Gimbel, Eine Stadt unter amerikanischer Besatzungsverwaltung, Marburg 
1945-1952, Köln 1964; und vor allem Gimbels Buch „The American Occupation of Ger-
many", Stanford 1964 (dt. Ausgabe Frankfurt 1971). 

2 Lutz Niethammer, Die amerikanische Besatzungsmacht zwischen Verwaltungstradition und 
Parteien in Bayern 1945, in dieser Zeitschrift 15 (1967), S. 153 ff., sowie Niethammer, Ent­
nazifizierung in Bayern, Säuberung und Rehabilitierung unter amerikanischer Besatzung, 
Frankfurt 1972. 

3 Harold Hurwitz, Die Stunde Null der deutschen Presse, Amerikanische Pressepolitik in 
Deutschland 1945-49, Köln 1972. 

4 Hier ist besonders zu verweisen auf den aufgrund seiner Studien in den OMGUS-Akten 
von Lutz Niethammer für das IfZ erstatteten ausführlichen Bericht aus dem Jahr 1967 (in 
Archiv If Z), sowie - neuerdings - auf ein hektographiertes Memorandum von Harold Hur­
witz über die Zugänglichmachung des OMGUS-Materials für die deutsche Zeitgeschichts­
forschung vom Februar 1975. 
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delt, der infolge seines Umfanges (über 2000 Meter laufende Akten!) und seines 

bisher gänzlich unzulänglichen Ordnungs- und Erschließungszustandes, jeden in­

dividuellen Forscher vor unübersteigbare Hindernisse stellt, weil er zwar vielfäl­

tige interessante Funde ermöglicht, aber eine systematische Erfassung aller für ein 

spezielles Thema wichtigen und einschlägigen Dokumente für den einzelnen un­

möglich macht, haben die Zeitgeschichtsforschung in der Bundesrepublik lange 

Zeit daran gehindert, den OMGUS-Bestand in einer seiner Bedeutung angemesse­

nen Weise zu nutzen, aber auch zu Fehleinschätzungen der bislang hier gegebenen 

realen Forschungsmöglichkeiten geführt. An den genannten Schwierigkeiten, die 

wegen ihrer knappen Personalkapazitäten von der amerikanischen Archiwerwal-

tung nicht überwindbar waren, scheiterten bisher auch die Pläne des Bundesarchivs 

und der Staatsarchive der Länder der ehemaligen US-Zone der Bundesrepublik, zu 

einer Verfilmung oder Teilverfilmung des OMGUS-Materials und damit zu einer 

entscheidenden Verbesserung ihrer eigenen deutschen Aktenüberlieferung für die 

Besatzungszeit zu gelangen. 

Der Hastings-Bericht, der hier als ein wichtiger Beitrag zur zeitgeschichtlichen 

Forschungs- und Archivinformation bekannt gemacht wird, diente dem Insti tut 

für Zeitgeschichte zunächst unmittelbar bei Überlegungen und Planungen, die dem 

Ziel galten, den vorgenannten Schwierigkeiten abzuhelfen, und — über die eigenen 

Forschungspläne des Instituts zur Nachkriegsgeschichte hinaus — die OMGUS-

Akten für die Zeitgeschichtsforschung in der Bundesrepublik ganz allgemein bes­

ser zugänglich zu machen. Diese Pläne haben inzwischen feste Gestalt gewonnen. 

Anknüpfend an erste Gespräche und Verhandlungen, die ich im März 1975 mit 

dem Leiter der National Archives (NA), Mr. Rhoads, dem Leiter der militär­

geschichtlichen Abteilung der NA, Mr. Robert Wolfe, sowie Mr. Hastings in 

Washington führen konnte und die dann in der Folgezeit konkretisiert wurden, 

konnten im Sommer 1975 in München während mehrtägiger Verhandlungen mit 

Mr . Wolfe feste Vereinbarungen zwischen dem IfZ und den N A bezüglich des wei­

teren Vorgehens getroffen und dabei auch eine Abstimmung mit den prinzipiell 

gleichlaufenden, wenn auch anders akzentuierten Interessen und Zielsetzungen des 

Bundesarchivs (und der von diesem dabei mitvertretenen Staatsarchive der Länder 

der ehem. US-Zone) erzielt werden. Aufgrunddessen hat eine Gruppe von vier 

wissenschaftlichen Mitarbeitern des Instituts, unter Beteiligung eines Archivars 

des Bundesarchivs, während der Monate Oktober bis Dezember 1975 in enger Zu­

sammenarbeit mi t der amerikanischen Archivverwaltung im Rahmen eines Vor­

projekts die Möglichkeiten einer systematischen Erschließung und Zugänglich -

machung des Bestandes gründlich geprüft. Auf der Basis der Erkenntnisse dieses 

Vorprojekts, das die VW-Stiftung dankenswerterweise durch finanzielle Förde­

rung ermöglichte, sollen — im Laufe eines wahrscheinlich dreijährigen Arbeitspro­

gramms — eine Inventarisierung vor allem der wichtigsten, schon voll zugäng­

lichen Teile der Akten der OMGUS-Zentrale ( = rund die Hälfte des Gesamt­

bestandes) vorgenommen und in sich geschlossene Teilbestände kopiert und im 

Insti tut für Zeitgeschichte, sowie möglichst auch in anderen Zentren der Zeit-
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geschichtsforschung in der Bundesrepublik5, aufgestellt und durch detaillierte Er­
schließung (Katalogisierung) optimal zugänglich gemacht werden. Damit könnte 
dringenden Bedürfnissen der Zeitgeschichtsforschung in der Bundesrepublik und 
West-Berlin schon bald entsprochen werden, noch ehe es möglich sein wird, auf dem 
Wege der Gesamtverfilmung des OMGUS-Materials, die eine abgeschlossene syste­
matische Gesamtverzeichnung zur Voraussetzung hat, den OMGUS-Bestand mehr 
oder weniger insgesamt in der Bundesrepublik zugänglich zu machen. Schon jetzt 
kann gesagt werden, daß das ins Werk gesetzte Programm ein erfreuliches Modell 
der Zusammenarbeit zwischen der zeitgeschichtlichen Forschung und den Archi­
ven in den Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik sowie der Abstimmung 
langfristiger Archiv-Interessen mit zeitnahen Forschungsinteressen darstellt. Zu 
einem späteren Zeitpunkt wird das Institut für Zeitgeschichte über den Verlauf 
des Programms und seine Ergebnisse Weiteres berichten. 

Es wäre ein großer Fortschritt für die Zeitgeschichtsforschung nicht nur in der 
Bundesrepublik, für die naturgemäß die Zeit der alliierten Besatzung in Deutsch­
land zwischen 1945 und 1949 einen besonderen Schwerpunkt bildet, wenn in ähn­
licher Weise auch die Zugänglichkeit der Akten der anderen ehemaligen Besat­
zungsmächte in Deutschland verbessert werden könnte. Der Bericht von James 
Hastings und diese ergänzenden Bemerkungen werden hier aber auch vorgelegt 
mit der nachdrücklichen Empfehlung, gegenwärtige oder künftige Wünsche zur 
Benutzung des OMGUS-Materials, die in der Bundesrepublik oder in West-Berlin 
seitens einzelner Wissenschaftler oder bei Forschungsinstituten bestehen, im Inter­
esse sinnvoller Koordination mit dem Institut für Zeitgeschichte abzustimmen, das 
seinerseits gern bereit ist, alle ihm zur Verfügung stehenden Informationen und 
Ratschläge zu geben. 

Martin Broszat 

Die von den Vereinigten Staaten nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs in 
Deutschland eingerichtete Militärregierung war ein gewaltiges Unternehmen, und 
die beteiligten Soldaten und Verwaltungsleute haben denn auch einen entsprechend 
großen Aktenbestand produziert. Die Verwaltungsakten, die zwischen 1945 und 
1949 im täglichen Dienstbetrieb des „Office of Military Government for Ger­
many, United States" (OMGUS) entstanden sind, befinden sich jetzt, mit gerin­
gen Ausnahmen, in der Obhut der National Archives der Vereinigten Staaten in 
Washington, D. C.6. 

5 Vorverabredungen bestehen bisher mit dem Zentralinstitut für Sozialwissenschaftliche For­
schung (Berlin) mit dem Ziel einer Arbeitsteilung bei der Katalogisierung und Pool-Bildung 
der zu selektierenden Kopien bzw. Mikrofilme des OMGUS-Bestandes. 

6 Records of United States Occupation Headquarters (Record Group 260): Records of the 
Office of Military Government for Germany (OMGUS), 1944-1952. Der Umfang beträgt 
etwa 3211 m (Die Umfangangaben der Bestände sind generell von feet auf Meter umge­
rechnet worden. Dabei wurde auf ganze Meter auf- oder abgerundet). Die National 
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Die folgende Skizze soll interessierten Forschern einen groben Überblick über 
die Verwaltungsorganisation der amerikanischen Militärregierung vermitteln und 
zugleich die Art der in den National Archives verwahrten Besatzungsakten be­
schreiben. Sie ist weder als eine Geschichte der Okkupation gedacht noch vermag 
sie ein vollständiges Inventar der OMGUS-Akten zu bieten. Selbst ein erfahrener 
Archivar brauchte viele Monate und zahllose Seiten, wollte er ein auch nur an­
nähernd zureichendes Inventar dieses voluminösen Bestands anfertigen. Vielleicht 
erfüllt aber auch eine kurze Beschreibung den Zweck, die Historiker über das 
Potential zu informieren, das jene wertvollen Forschungsmaterialien darstellen. 

I. Die Organisation von OMGUS 

Als OMGUS am 1. Oktober 1945 vom U. S. Group Control Council die Funktionen 
der Militärregierung übernahm, waren seine Aufgaben schon vage formuliert. Die 
letzten Ziele der amerikanischen Besatzungspolitik sind noch heute umstritten; am 
häufigsten werden jedoch Entnazifizierung, Entwaffnung, Dezentralisierung, De­
kartellisierung und Demokratisierung als Absichten der Militärregierung genannt. 
Um sowohl diese vielfältigen Aufgaben bewältigen wie die Existenzbasis der deut­
schen Bevölkerung sichern zu können, gaben die amerikanischen Regierungsstel­
len der Militärregierung eine vierfach gegliederte Organisationsform. Auf der 
obersten Ebene stand der Militärgouverneur, der gleichzeitig das Amt des Ober­
befehlshabers der amerikanischen Streitkräfte in Europa ausübte7. Als solcher ver­
trat er auch die Vereinigten Staaten im Alliierten Kontrollrat. Wenngleich aber 
der Oberbefehlshaber die letzte Verantwortung für die Handlungen der Militär­
regierung trug, fiel die Verantwortung für die Leitung der administrativen All­
tagsgeschäfte dem Manne zu, der sich auf der zweiten Ebene befand, nämlich dem 
Stellvertretenden Militärgouverneur. 

Bei dem Versuch, ein neues und den verschiedenen alliierten Vereinbarungen 
entsprechendes Deutschland zu schaffen, bediente sich der Stellvertretende Militär­
gouverneur und Kommandierende General von OMGUS, Lucius D. Clay, nach 
Sachaufgaben gegliederter „offices" (Ämter) und „divisions" (Hauptabteilungen), 

Archives rechnen, daß 1 m etwa 8200 Blatt enthält. - Dieser Aufsatz entstand unter Mit­
arbeit des Stabs der General Archives Division der National Archives. Besonderer Dank 
gebührt meinem Kollegen James E. Miller für hilfreiche Anregungen und die Erlaubnis, 
sein Manuskript „Federal Records of World War I I : The European Resistance" benutzen 
zu dürfen. Ich möchte auch Ulrich O. Enders danken, der anhand von OMGUS-Akten 
Forschungsarbeit betreibt und dessen Hilfe und Geduld für die Abfassung dieses Aufsatzes 
wichtig waren. 

7 In der frühen Nachkriegszeit wurden die US-Streitkräfte als „United States Forces, Euro­
pean Theater" (USFET) bezeichnet. Während eines allgemeinen Umbaus der amerikani­
schen Militärorganisation wurde USFET 1947 aufgelöst und durch „European Command" 
(EUCOM) ersetzt. 
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die also die dritte Organisationsebene der Militärregierung darstellten8. Die vierte 
Ebene der Pyramide bildeten die regionalen Dienststellen („field offices"), d. h. die 
Militärregierungen für Bayern, Hessen, Württemberg-Baden, Bremen und den 
amerikanischen Sektor von Berlin. 

Im Laufe der Besatzungszeit hat sich die Organisation von OMGUS allerdings 
oft geändert. Die organisatorische Struktur wandelte sich sogar so häufig, daß nicht 
selten die Geschichte einzelner Ämter oder Abteilungen ebenso schwer zu verfol­
gen ist wie die Entwicklung und Realisierung politischer Leitgedanken. Meist blieb 
die Verantwortung für eine bestimmte Funktion jedoch bei der gleichen Dienst­
stelle, unabhängig vom jeweiligen Standort dieses Amtes im Organisations-
schema9. 

Ein gutes Beispiel für die ständigen organisatorischen Verschiebungen inner­
halb von OMGUS liefert die „Internal Affairs and Communications Division". 
Anfänglich wurde dieser „division" eine Fülle von Aufgaben aufgebürdet. Zeich­
neten andere Hauptabteilungen nur für ein einziges Sachgebiet verantwortlich 
(z. B. die „Transportation Division"), so war die „Internal Affairs and Communi­
cations Division" zuständig für die Aufsicht über die deutschen Regierungen, son­
stige politische Angelegenheiten, Polizei und Feuerwehr, öffentliches Gesundheits­
wesen und Wohlfahrt, religiöse Einrichtungen, Kommunikationswesen und die 
Entnazifizierung mehrerer Gruppen der deutschen Bevölkerung. Die Arbeitslast 
ihrer einzelnen Abteilungen („branches") wog bald schwerer als die manch ande­
rer „division". Auf Grund dieses Ungleichgewichts hat man die „Internal Affairs 
and Communications Division" stufenweise aufgelöst und einige ihrer „branches" 
zu selbständigen „divisions" erhoben: So die Abteilung für Erziehung und reli­
giöse Angelegenheiten, die am l.März 1948 abgetrennt und zu einer eigenen 
Hauptabteilung für Erziehung und kulturelle Beziehungen ausgebaut wurde. Auf 
dem Organisationsschema trat also eine Veränderung ein, während die Funktionen 
der neuen Hauptabteilung sich praktisch nicht von denen der alten Abteilung un­
terschieden10. 

IL Art und Ordnung der OMGUS-Akten 

Die Ordnung der OMGUS-Akten in den National Archives entspricht ungefähr 
der OMGUS-Organisation am 29. September 1949, als die Aufsichtskompetenz 
auf den vom State Department gestellten Hochkommissar für Deutschland über­
ging. Die Akten jener Ämter, Hauptabteilungen und Abteilungen, die schon vor 
diesem Wechsel von der Militär- auf eine Zivilbehörde nicht mehr existiert hat-

8 General Clay wurde im März 1947 zum Oberkommandierenden von EUCOM ernannt. 
Dadurch wurde er gleichzeitig Militärgouverneur der US-Zone in Deutschland. 

9 Änderungen der Organisationsstruktur der Militärregierung sind dokumentiert in den 
„General Orders" von USFET, EUCOM und OMGUS. Diese Dokumente befinden sich im 
Bestand des Generaladjutanten von OMGUS. 

10 RG 260, OMGUS, Bestand Generaladjutant: Befehl Nr. 6 v. 18. 2.1948. 
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ten, waren bei den nachfolgenden Dienststellen abgelegt worden. U m nochmals das 

Beispiel der „Internal Affairs and Communications Division" zu benutzen: Als die 

Hauptabteilung für Erziehung und kulturelle Beziehungen geschaffen wurde, 

übernahm sie auch die Akten der aufgelösten Abteilung für Erziehung und reli­

giöse Angelegenheiten. Material zur Entwicklung des deutschen höheren Bil­

dungswesens im Jahre 1946 ist also in den Beständen der Hauptabteilung für Er­

ziehung und kulturelle Beziehungen zu finden. 

Dieses Prinzip der Aktenübernahme ist aber nicht nur von den einzelnen Ver­

waltungsstellen praktiziert worden. OMGUS selbst hat die Bestände seines Vor­

gängers übernommen, des United States Group Control Council (USGCC). Es gibt 

daher keine separate USGCC-Provenienz. Als OMGUS am 1. Oktober 1945 an die 

Stelle von USGCC trat, gingen die bislang entstandenen Akten an die jeweils ent­

sprechenden Ämter und Hauptabteilungen von OMGUS, also z. B. — da die neue 

Behörde anfänglich die gleiche organisatorische Struktur besaß wie ihr Vorgän­

ger — die Akten der Wirtschaftsabteilung von USGCC an die OMGUS-Hauptabtei­

lung für Wirtschaft. 

Die OMGUS-Akten sind in erster Linie Arbeitsakten der Hauptabteilungen und 

der „field offices". Wie sie im Laufe der Tätigkeit dieser Dienststellen entstanden 

sind, so bieten sie sich noch heute dar, d. h. nicht als zentral geordneter Bestand, 

sondern als vielfältige Einzelüberlieferungen zahlreicher verschiedener Ämter und 

Aktivitäten. Es wurde nie der Versuch gemacht, die Bestände zu ordnen, und so 

befinden sie sich praktisch im gleichen Zustand wie 1949. Die Sucharbeit wird 

dadurch naturgemäß kompliziert. Auf der anderen Seite führt die Natur der Akten 

häufig zur Entdeckung unvermuteter Schätze. 

Das State Department war die einzige amerikanische Regierungsbehörde, die an 

der Übung festhielt, den gesamten schriftlichen Niederschlag ihrer Tätigkeit wäh­

rend der Kriegs- und Nachkriegsjahre in einer zentralen Ablage zu sammeln. Das 

Mili tär folgte dagegen der modernen amerikanischen Methode, die keinen zentra­

len Aktenplan oder Sachindex kennt. Da OMGUS überdies keine allgemeinen 

Richtlinien für die Ordnung der Akten herausgab, führte und ordnete jedes „of­

fice" die Akten auf seine eigene Weise. Einige der dabei benutzten Methoden 

waren recht ausgefallen und konnten noch nicht enträtselt werden. In solchen Fäl­

len muß der Forscher, um das für ihn wichtige Material zu finden, oft auch eine 

gehörige Menge von Unterlagen durchsehen, die scheinbar keinen Bezug zu seinem 

Thema haben. Die meisten Akten sind nach einem Dezimalschlüssel oder alphabe­

tisch geordnet. Häufig genug gibt es in dem Bestand eines „office" viele separate 

Pertinenzen. 

Da OMGUS als Organ zur Durchführung der Politik der Alliierten Kontroll­

behörde und des Oberbefehlshabers der amerikanischen Streitkräfte geschaffen 

worden war, findet sich in seinen Akten nur wenig Material zur Festlegung der 

offiziellen Grundlinien amerikanischer Deutschlandpolitik. Jedoch enthalten die 

Bestände politische Direktiven, Klarstellungen und Interpretationen ebenso wie 

Belege für die in den einzelnen Ämtern und Hauptabteilungen geschehene Umset-
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zung der erhaltenen Weisungen in eine praktische Politik, die der Situation gerecht 
wurde, mit der OMGUS in Deutschland konfrontiert war11. 

Die verschiedenen Ämter und Hauptabteilungen folgten dem Beispiel des Haupt­
quartiers und legten ihre Akten ebenfalls nicht zentral ab. In den meisten Fällen 
unterhielt jede Abteilung eines Amtes oder einer Hauptabteilung ihren eigenen 
Aktenbestand. Solche Akten waren in üblicher Weise alphabetisch oder nach Sach­
betreffs geordnet und dienten lediglich den Angehörigen der Abteilung für die 
tägliche Verwaltungsarbeit. Wie der ganze OMGUS-Bestand wurden auch diese 
Akten für den Transport nach den USA nur in Kisten verpackt und verschifft, ohne 
daß ein Versuch unternommen worden wäre, das Material zusammenzufassen oder 
Unwichtiges bereits auszuscheiden. 

III. Findmittel und Zugang zu den OMGUS-Akten 

Nachdem die deutsche Bundesregierung gebildet worden war und der Hochkom­
missar für Deutschland die verbleibenden Funktionen der Besatzungsmacht über­
nahm, wurden die meisten Akten der Militärverwaltung zurückgezogen12. Die 
Vorbereitung für die Verschiffung traf eine Prüfungsgruppe der Armee, wobei für 
die verschiedenen Provenienzen Aktenlisten angelegt wurden. Solche „folder lists" 
wurden für jede der 18 Schiffsladungen angefertigt, ehe die Akten von Berlin ins 
Kansas City Records Center gingen, und diese „shipping lists" sind noch immer 
das wichtigste Findmittel für den OMGUS-Bestand. Das Kansas City Records 
Center stellte zusätzlich ein Generalinventar der Akten her, das sich auf die in den 
„shipping lists" enthaltenen Angaben stützt13. 

Die „shipping lists" geben nur die Aktentitel an, die von den verschiedenen 
Abteilungen auf die Ordner gesetzt worden waren. Die Prüfungsgruppe hat nicht 
versucht, den tatsächlichen Inhalt der Ordner zu untersuchen oder die Art des Be­
stands zu bestimmen, zu dem sie gehören. Daher enthalten die „shipping lists" 
irreführende und gelegentlich unrichtige Angaben. So hatte praktisch jede Dienst­
stelle Ordner mit der Aufschrift „denazification", aber dieser Aktentitel ist keine 

11 Bezüglich der internen Politik von OMGUS sind kürzlich bedeutende Dokumente ans Licht 
gekommen. Es handelt sich um die Niederschriften der Besprechungen General Clays mit 
den Direktoren der Hauptabteilungen. Die Serie ist ziemlich vollständig und stellt ein aus­
gezeichnetes Mittel dar, die Entwicklung der OMGUS-Politik von 1945-1949 nachzu­
zeichnen. 

12 Nicht alle OMGUS-Akten wurden sofort abgegeben. Bei der Auflösung von OMGUS 
wurden solche Akten zurückbehalten, die offenbar für HICOG als Nachfolgeorganisation 
von OMGUS von Bedeutung waren, und dort aufbewahrt. Das betrifft fast alle Akten des 
„Political Adviser" und einige der „Information Services Division". Den Zugang zu 
HICOG-Dokumenten kontrolliert das Department of State. 

13 Das Generalinventar des OMGUS-Bestands ist verfilmt worden, und Kopien der Filme 
können vom National Archives and Records Service erworben werden: General Archives 
Division, Washington, D. C. 20409. 
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zulängliche Beschreibung des Inhalts. Ein solcher Ordner kann den zur Kenntnis­

nahme übersandten Bericht einer anderen Abteilung ebenso enthalten wie eine 

Weisung aus Washington, ein handschriftliches Memorandum eines Angehörigen 

der Abteilung oder einen leeren Fragebogen. Die „shipping lists" geben also wohl 

einen Hinweis auf den jeweiligen Sachbetreff, doch kann der tatsächliche Inhal t 

der Ordner nur durch Einsichtnahme festgestellt werden. Das volle Ausmaß des 

Problems wird dem Forscher deutlich, wenn er entdeckt, daß z. B. nicht weniger 

als 500 Ordner lediglich den Aktentitel „denazification" tragen. 

Das Generalinventar des OMGUS-Bestands ist keine formelle Publikation der 

National Archives. Es wurde vom Personal des Records Center als „guide" für die 

einzelnen Schiffsladungen hergestellt, die dort eintrafen. Das maschinenschriftliche 

Inventar dient dazu, die einzelnen Schiffsladungen mit bestimmten OMGUS-

Dienststellen zu verbinden. Wenn die richtige Schiffsladung ermittelt ist, kann der 

Benutzer die „shipping lists" nach den ihn interessierenden Sachbetreffs durch­

sehen. Das Generalinventar enthält außerdem einige der Aktentitel aus den 

„shipping lists". Jedoch waren die Verfasser des Inventars mit der organisatori­

schen Struktur der Militärregierung in Deutschland offensichtlich nicht recht ver­

traut. So hilfreich das Inventar als erster Anhaltspunkt ist, so kann es doch eben­

falls in die Irre führen. 

Auf Grund der Unzulänglichkeit der Findmittel hängen Erfolg oder Mißerfolg 

eines Forschungsvorhabens oft weitgehend von der Unterstützung des Forschers 

durch den mit dem OMGUS-Material vertrauten Archivar ab. Diese persönliche 

Betreuung gestattet es einem Forscher nicht selten, mit Hilfe der Spezialkenntnisse 

und der Erfahrung des Archivars die Suchzeit für wichtige Sachakten abzukürzen. 

Da die National Archives jedoch die vielfältigsten Bestände verwahren, verfügen 

sie nicht über genügend Personal, um jeden Bestand durch einen Spezialisten ver­

walten zu lassen. Jeder Archivar m u ß sich mit vielen Beständen befassen, und der 

Erfolg eines Projekts hängt deshalb oft auch davon ab, wieviel Zeit der Archivar 

dem Projekt widmen kann und welche Kenntnisse und Erfahrungen er auf dem 

gerade gefragten Gebiet hat14. 

Wer den Zugang zu den OMGUS-Akten finden will, muß also drei Vorausset­

zungen erfüllen: 1.) Er muß sich genügend Zeit nehmen, die Findmittel zu stu­

dieren und die verstreuten Akten durchzusehen; 2.) er muß sich für die frustrie­

rende Arbeit mit schlecht geordneten Akten mit Geduld wappnen; 3.) er muß eng 

mit dem zuständigen Archivar zusammenarbeiten können. 

Normalerweise wird ein Forscher bei seiner Arbeit an OMGUS-Akten von einem Archivar 
betreut. Allerdings steht gegenwärtig nur ein Archivar für die OMGUS-Akten zur Ver­
fügung, und entsprechend gibt es häufig Stockungen bei der Bearbeitung von Wünschen 
um Hilfe. 
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IV. Zugang 

Vor 1973 waren bei der Arbeit mit dem OMGUS-Material amerikanische Wissen­
schaftler gegenüber ihren europäischen Kollegen im Vorteil. Viele Akten waren als 
„geheim" eingestuft, und meist wurde nur amerikanischen Bürgern die Benut­
zungserlaubnis erteilt. 

Inzwischen hat aber das „Office of the Adjutant General" (TAGO), die für die 
Kontrolle der noch geheimen OMGUS-Akten zuständige Dienststelle der ameri­
kanischen Armee, das Material geprüft und festgestellt, daß die meisten Akten der 
Armee, darunter die OMGUS-Akten, heute nicht mehr geheim gehalten werden 
müssen. Die betreffenden Bestände können daher jetzt allen Forschern, ohne Rück­
sicht auf ihre Nationalität und ohne Bevorzugung amerikanischer Wissenschaftler, 
zugänglich gemacht werden. 

Die Deklassifizierung vieler OMGUS-Akten bedeutet freilich nicht, daß alle 
Dokumente zur Verfügung gestellt werden können. Drei Dokumenten-Kategorien 
bleiben von der Deklassifizierung durch TAGO ausgenommen: 1.) Als geheim ein­
gestufte Dokumente, die keine Provenienz der Armee darstellen, sondern von ande­
ren amerikanischen Regierungsbehörden, anderen Staaten oder alliierten Einrich­
tungen stammen; 2.) als geheim eingestufte Armee-Akten, wenn die Veröffent­
lichung die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten oder deren Außenpolitik 
gefährden könnte; 3.) Dokumente, die Informationen vertraulicher Natur ent­
halten und daher nicht allgemein zugänglich gemacht werden können. 

Die Deklassifizierung der Akten muß von der Behörde, aus der sie stammen, 
oder von einem autorisierten Vertreter der betreffenden Behörde vorgenommen 
werden. Jene Dokumente in den OMGUS-Akten, die nicht von einer Dienststelle 
der Armee stammen, bleiben also klassifiziert, bis sie von der zuständigen Behörde 
geprüft werden können. In vielen Fällen dürfen solche Akten jedoch trotzdem von 
Beamten der National Archives deklassifiziert werden, und zwar dann, wenn die 
eigentlich zuständige Behörde entsprechende Richtlinien formuliert hat. Armee-
Akten, die nicht zu einer der aufgeführten Kategorien gehören, können bis zum 
Stichdatum Juni 1950 deklassifiziert werden. Dokumente im OMGUS-Bestand, die 
vom State Department stammen, können bis 1949 deklassifiziert werden15. Ver­
schiedene Zivilbehörden wie das Handels- und das Finanzministerium haben für 
die Deklassifizierung ihrer Dokumente Richtlinien gegeben. Andere Behörden hin­
gegen, vor allem die „Central Intelligence Agency" (CIA) und das „Federal Bureau 
of Investigation" (FBI), haben die National Archives nicht zur Deklassifizierung 
ihrer Dokumente ermächtigt, sofern die Dokumente jünger als dreißig Jahre sind; 
jene Behörden müssen deshalb ihre Dokumente selbst prüfen und selbst entschei­
den, ob sie freigegeben werden können. 

15 Das State Department gibt seine Akten jahrgangsweise frei, und zwar nach dem Publi­
kationsfortschritt der Serie „Foreign Relations of the United States". Am 1. 8. 1975 hat das 
State Department angezeigt, daß seine Akten über den Zeitraum der Jahre 1948 und 1949 
nun für die Forschung verfügbar seien. 
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Bei Dokumenten, die von anderen Staaten oder alliierten Einrichtungen stam­

men, stellen sich schwierigere Probleme. Die amerikanische Regierung respektiert 

die von anderen Regierungen vorgenommene Klassifizierung und gibt ohne Zu­

stimmung der betreffenden Regierungen keine Dokumente frei. Bis heute hat kei­

ner der Staaten, die an der Besetzung Deutschlands beteiligt waren, die Genehmi­

gung zur Deklassifizierung der seit 1945 entstandenen Dokumente erteilt. 

Ein bedeutsamer Durchbruch ist aber hinsichtlich der Akten des Alliierten Kon­

trollrats und der alliierten Kommandantur Berlins erzielt worden. Großbritan­

nien, Frankreich und die Vereinigten Staaten haben vereinbart, die Akten jener 

Stellen und ihrer Ausschüsse bis Ende 1946 zur Deklassifizierung freizugeben. 

Darüber hinaus haben die amerikanischen Behörden verfügt, daß Akten, die vom 

amerikanischen Teil („element") einer alliierten Einrichtung stammen, nach den 

für die amerikanische Armee gültigen Richtlinien deklassifiziert werden können; 

sie sind also für die ganze OMGUS-Periode zugänglich. 

Akten anderer Staaten oder alliierter Einrichtungen, die keinen Geheimhal-

tungsstempel tragen, stehen der Forschung ohne Rücksicht auf das Entstehungs-

datum zur Verfügung. Ein geringer Prozentsatz dieses Teils des OMGUS-Bestands 

ist nie als geheim deklariert worden; dabei handelt es sich um aufschlußreiche Do­

kumente. 

Die zweite Kategorie von Akten, die nicht im Rahmen des TAGO-Deklassifizie-

rungsprogramms freigegeben werden können, bilden jene Dokumente, deren In ­

halt noch immer die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten berührt. Jedoch 

enthalten nur wenige Dokumente, die fast dreißig Jahre alt sind, Informationen, 

die eine Gefährdung der nationalen Sicherheit darstellen könnten, weshalb wir 

dieser Kategorie im OMGUS-Bestand nur selten begegnen. U m ein Beispiel zu 

nennen: zu der Kategorie könnten Dokumente gehören, die Einblicke in die Code-

Systeme der Vereinigten Staaten erlauben. 

Die meisten Dokumente, die nicht freigegeben werden können, fallen in die 

dritte Kategorie, d. h. sie enthalten Dinge vertraulicher und schutzwürdiger Natur . 

Ih r Inhalt hat zwar nichts mit der nationalen Sicherheit zu tun, doch werden sie 

trotzdem nicht freigegeben, weil sie vertraulich gegebene Mitteilungen von Per­

sonen, Organisationen oder Unternehmen an die Öffentlichkeit bringen, zu un­

nötigen oder sogar nicht zu verantwortenden Peinlichkeiten führen oder aber eine 

Verletzung der Privatsphäre einer Person darstellen können. Welche Dokumente 

mi t solcher Begründung zurückgehalten werden, hängt freilich oft vom subjek­

tiven Urteil des mit den Akten befaßten Archivars ab. Zu der genannten Doku­

mentengruppe gehören z. B. FBI-Berichte, medizinische Untersuchungsprotokolle 

und Personalakten. 

Wenn es so scheinen mag, als seien viele Akten der Deklassifizierung noch ent­

zogen, handelt es sich in Wirklichkeit doch nur um weniger als 5 Prozent des ge­

samten OMGUS-Bestands. Überdies sind die meisten der zurückgehaltenen Doku­

mente — ausgenommen die nach 1946 entstandenen Quellen alliierter Einrichtun­

gen — nur von geringem historischen Interesse. Das gewichtigste Problem, das die 
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von der Deklassifizierung ausgenommenen Dokumente aufwerfen, besteht darin, 

daß ihre Lokalisierung Zeit kostet. Solange die OMGUS-Akten nicht gründlich 

geprüft sind, was vermutlich erst 1978 der Fall sein wird, muß ein Archivar alle 

von einem Forscher bestellten Akten durchsehen und die zu den genannten Kate­

gorien gehörenden Dokumente auszusondern versuchen. Das ist eine zeitraubende 

Aufgabe, die bei sämtlichen OMGUS-Akten vor ihrer Freigabe für die Forschung 

bewältigt werden muß . D a ß es schwierig ist, mi t dem OMGUS-Bestand zu arbei­

ten, liegt nicht zuletzt an diesem Umstand. 

Trotz solcher Hindernisse ist der Zugang zu den OMGUS-Akten im letzten Jahr 

wesentlich breiter geworden. Zwar werden umfassende und unbehinderte Quellen­

studien zu allen Aspekten der Besatzungszeit erst dann möglich sein, wenn die 

gründliche Prüfung der Akten abgeschlossen sein wird, doch werden die meisten 

Forscher schon jetzt die Erfahrung machen, daß ihnen der weitaus größte Teil der 

benötigten Materialien zur Verfügung gestellt werden kann. 

V. Kategorien der OMGUS-Verwaltungsakten 

Da wir es mit Hand- und Arbeitsakten („operational files") zu tun haben, stoßen 

wir immer wieder auf Material, das praktisch jeden Aspekt der amerikanischen Be-

satzungsherrschaft in Deutschland berührt. In den folgenden Absätzen sind die 

Akten recht willkürlich in Kategorien geteilt, die aus den Funktionen der einzel­

nen Zweige der Militärregierung abgeleitet sind. Die Aufzählung soll nur illu­

strieren, welches Material der OMGUS-Bestand enthält, sie ist keineswegs eine 

vollständige Übersicht der Akten aller Zweige, Hauptabteilungen, Abteilungen 

und Sondereinrichtungen der Militärregierung. Die zitierten Aktentitel wiederum 

sind nur Beispiele für das Material, das in den Akten einer bestimmten Dienst­

stelle gefunden werden kann. Eine vollständige Aufnahme der OMGUS-Akten ist 

n u r möglich, wenn der Dokumenteninhalt jeder einzelnen „box" festgestellt wird — 

eine Aufgabe, die noch auf ihren Archivar oder Historiker wartet16. 

A. Interalliierte Einrichtungen 

Die beiden wichtigsten interalliierten Einrichtungen im besetzten Deutschland 

waren die Alliierte Kontrollbehörde und die bizonale Wirtschaftsverwaltung. 

Die Alliierte Kontrollbehörde (Allied Control Authori ty — ACA) war als die 

oberste Regierungsinstanz für Deutschland eingerichtet worden. Soweit die alliierte 

Politik Deutschland als Ganzes betraf, war ihre Festlegung Sache der ACA. Diese 

Viermächtebehörde bestand aus dem Alliierten Kontrollrat, der sich aus den Mili­

tärgouverneuren der vier Besatzungszonen zusammensetzte, dem Koordinierungs-

16 Die National Archives haben einen erfahrenen Mitarbeiter damit beauftragt, ein Inventar 
des OMGUS-Bestands zu erstellen. Dieses Projekt wird mindestens drei Jahre bis zur Fer­
tigstellung benötigen. 
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rat, dem die Stellvertretenden Militärgouverneure angehörten, dem Kontrollstab 
aus 12 Ressortdirektoraten17 und einem alliierten Sekretariat. 

Die Akten der ACA, die sich im OMGUS-Bestand befinden, stammen von den 
amerikanischen ACA-Stellen, also auch von den amerikanisch besetzten Teilen der 
Ressortdirektorate und vom amerikanischen Büro des Sekretariats; dazu kommt 
noch ein Bestand Bibliothek und Veröffentlichungen. Unter den Dokumenten fin­
den sich Aktennotizen und Vorschläge des jeweiligen amerikanischen Elements 
ebenso wie einige „Arbeitspapiere"18 der einzelnen Dienststellen. Die Masse der 
Akten besteht aus einem chronologisch geordneten Bestand amtlicher ACA-Doku-
mente. Der Bestand enthält offenbar einen vollständigen Satz von ACA-Tages-
ordnungen, Sitzungsprotokolle, dienstliche Tagebücher, Monatsberichte und son­
stige formale Dokumente des alliierten Kontrollapparats. Die Akten der alliierten 
Kommandantur sind über den ganzen OMGUS-Bestand verstreut. 

Die bizonale Wirtschaftsverwaltung wurde 1947 als Koordinierungsinstrument 
geschaffen und sollte die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der britischen 
und der amerikanischen Besatzungszone in Deutschland sichern. Der Verwaltungs­
apparat bestand aus dem „Bipartite Board", dem der amerikanische Militärgouver­
neur, der stellvertretende britische Militärgouverneur und ihre Berater angehörten, 
ferner dem „Bipartite Control Office" (BICO), das sich aus den Vertretern der bei­
den Militärgouverneure, einem Sekretariat und den paritätisch besetzten Abtei­
lungen für die Überwachung einzelner Teilbereiche des deutschen wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus - z. B. Finanzen, Handel, Arbeitskräfte, Industrie, Ernährung und 
Landwirtschaft, Export und Import — zusammensetzte. 

Die Akten der bizonalen Einrichtungen umfassen sowohl das Material des ame­
rikanischen wie das des gemeinsamen BICO-Sekretariats. Sie enthalten in erster 
Linie Tagesordnungen, Sitzungsprotokolle und Memoranden der verschiedenen 
Abteilungen, Ausschüsse und Unterausschüsse von BICO. Dazu kommen noch 
„Arbeitspapiere" der amerikanischen Gruppen im BICO und zur Kenntnisnahme 
übersandte Berichte von OMGUS-Dienststellen. 

Bislang ist mit den britischen Behörden noch keine Einigung über die Deklassi-
fizierung bizonaler Akten erzielt worden. Aus diesem Grund können nur Doku­
mente, die vom amerikanischen Teil der Bizonenverwaltung stammen, oder Doku­
mente, die keinen Geheimhaltungsvermerk tragen, freigegeben werden19. 

17 Die Zuständigkeiten der Direktorate auf der Viermächte-Ebene der Alliierten Kontroll­
behörde glichen in der Grundstruktur den Zuständigkeiten der OMGUS-Hauptabteilungen 
in der US-Zone. 

18 „Working papers" sind definiert als rohe Notizen, Berechnungen oder Entwürfe, die für 
die Vorbereitung oder Analyse anderer Dokumente zusammengesucht oder angefertigt 
und benutzt wurden. Vgl. A Basic Glossary for Archivists, Manuscript Curators, and 
Records Managers, in: The American Archivist 37, Nr. 3 (Juli 1974). 

19 Die National Archives haben vorgeschlagen, daß die bei ihnen befindlichen bizonalen 
Akten wegen der relativen Unverfänglichkeit des Materials und seiner historischen Bedeu­
tung freigegeben werden. Über den Vorschlag ist noch nicht entschieden. 
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B. Ämter der OMGUS-Exekutive 

Die Exekutivämter waren für die Leitung und Koordinierung der Militärregie­
rung in der amerikanischen Zone Deutschlands verantwortlich. Die Exekutiv­
ämter stellten auch das Personal für die amerikanische Vertretung in den verschie­
denen Vier- und Zweimächtebehörden. Wichtigster Mann der OMGUS-Exeku-
tive, unter dem Militärgouverneur und dem Stellvertretenden Militärgouverneur, 
war der Chef des Stabes, der in erster Linie für die Koordinierung der fünf Stabs­
ämter — Personal, Kontrolle, Generalsekretär, Generaladjutant — verantwortlich 
zeichnete. Die Aufsichtskompetenz der Exekutivämter erstreckte sich auf Durch­
führung und Überprüfung politischer Maßnahmen, Personalpolitik, Budgetkon­
trolle, Versorgung und Aktenordnung. Sie arbeiteten bei der Realisierung der ame­
rikanischen und der alliierten Politik in der US-Zone unmittelbar mit dem Mili­
tärgouverneur und dem Stellvertretenden Militärgouverneur zusammen. 

Die beiden wichtigen Provenienzen aus den Exekutivämtern sind die des Gene­
raladjutanten und des Kontrollamts. Das Amt des Generaladjutanten war die zen­
trale Verwaltungsbehörde von OMGUS. Der Generaladjutant war für die Aus­
fertigung und Verteilung von Befehlen und Vorschriften verantwortlich, für die 
ein- und ausgehende Korrespondenz des Hauptquartiers und für die Führung der 
Akten des Hauptquartiers. Der Generaladjutant fungierte als der Verbindungs­
offizier von OMGUS, und die gesamte offizielle Korrespondenz des Hauptquartiers 
lief über ihn. Im allgemeinen verblieben Durchschläge dieser Korrespondenz in 
den Akten des Generaladjutanten, die daher eine Art Zentralregistratur des OM-
GUS-Hauptquartiers darstellen. Daneben enthalten die Akten des Generaladju­
tanten Berichte, Befehle, Vorschriften und andere Materialien, die praktisch jeden 
Vorgang dokumentieren, der die Ebene des Hauptquartiers erreichte. Die General-
adjutanturprovenienz ist die beste Quelle für Weisungen und sonstige Mitteilun­
gen aller Art aus Washington. 

Allerdings haben nicht sämtliche Aktivitäten der Militärregierung ihren Nie­
derschlag im Bestand Generaladjutant gefunden. Er enthält keine Korresponden­
zen, die auf der Ebene der Hauptabteilungen blieben, bzw. er enthält solche Kor­
respondenzen nur dann, wenn der Schriftwechsel in irgendeiner Weise das Haupt­
quartier berührte. 

Die Provenienz Generaladjutant ist nach Jahren chronologisch geordnet und 
innerhalb der Jahre nach dem Dezimalsystem des Kriegsministeriums20. Das Dezi­
malsystem ergibt eine zureichende Ordnung der Akten, ist aber nicht fehlerlos. Es 
war nicht mit dem Blick auf die besonderen Aufgaben einer Militärregierung ent­
worfen worden, weshalb die Dezimalklassifizierungen oft unzulänglich sind. Der 

20 Das Dezimalsystem des War Department (1940) wurde vom Amt des Generaladjutanten 
entwickelt und sollte in der US-Army als standardisiertes Registraturschema dienen. Das 
System enthielt für die Militärregierung nur eine einzige Dezimale. Die Registratur­
beamten von OMGUS waren daher oft genötigt, ihre Erfindungsgabe zu bemühen, wenn 
sie spezifische Sachbetreffs in einem unzureichenden Schema unterbringen sollten. 
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daraus resultierende Zustand der Akten zwingt häufig zu beträchtlichen Investi­
tionen an Zeit und Scharfsinn, wenn bestimmte Dokumente lokalisiert werden sol­
len. Allerdings zahlen sich die Investitionen meist aus. Der OMGUS-Bestand 
Generaladjutant ist eine wertvolle Materialsammlung, die von der Forschung noch 
nicht genügend ausgeschöpft wurde. Manche Berichte und Telegramme, die dort 
gefunden werden können, liefern entscheidende Aufschlüsse. 

Einige Beispiele für Sachbetreffs und ihre Dezimalklassifizierung im Bestand 
Generaladjutant: United States Forces European Theater, Administration of the 

U. S. Zone in Germany (014), Korrespondenz über das höhere Schulwesen (000.8), 
Organisationsschemata (322), Planungsdirektion (381) und Behandlung des Kriegs -
Verbrecherproblems (000.5). 

Das Kontrollamt war in erster Linie dafür zuständig, die verschiedenen Ämter 
und Hauptabteilungen von OMGUS bei ihrer Arbeit zu beaufsichtigen; deshalb 
war es der Exekutive angegliedert. Zu den Pflichten dieses Amtes gehörte es, 
Rechnungsprüfungen vorzunehmen, erlassene Weisungen zu überprüfen und unter 
Umständen neu zu formulieren, ferner ein Auge auf die Vereinbarkeit der Pläne 
und Vorhaben aller OMGUS-Abteilungen mit den festgelegten politischen Richt­
linien zu halten. Das Kontrollamt war also die unterste Aufsichtsbehörde für die 
OMGUS-Exekutive. 

Als Teil seiner Aufgabe hatte das Kontrollamt Monats- und Jahresberichte über 
die Tätigkeit der Militärregierung zu machen. Seine Akten enthalten daher die 
„Arbeitspapiere", die bei der Ausarbeitung der Berichte benutzt wurden. Berichte, 
die von den verschiedenen OMGUS-Abteilungen stammen und dem Kontrollamt 
vorgelegt wurden, finden sich dabei ebenso wie analytische Materialien, die die 
Historische Sektion des Kontrollamts selbst zusammengestellt hatte. Die Berichte 
der verschiedenen OMGUS-Abteilungen sind natürlich nicht immer genaue Wie­
dergaben der Realität, stellen aber oft einen guten Ausgangspunkt für die weitere 
Suche im OMGUS-Bestand dar21. 

Neben den Akten der Historischen Sektion enthält die Provenienz Kontrollamt 
auch Dokumente, die sich auf seine weiteren Aktivitäten beziehen. So etwa eine 
Sachakte des Direktors, in der viele grundlegende Äußerungen zur Politik der 
Militärregierung zu finden sind, ferner Berichte, Korrespondenzen, Befehle und 
Rundschreiben des amerikanischen Oberkommandos in Europa, der Alliierten 
Kontrollbehörde und sonstiger für den politischen Entscheidungsprozeß wichtigen 
Organe. Daneben gibt es noch Arbeitspapiere zu fiskalischen Angelegenheiten. 

C. Die einzelnen Ressorts: Öffentliche Angelegenheiten 

Zu den dringlichsten und schwierigsten Aufgaben von OMGUS gehörte die Be-

21 Zu den vom „Control Office" vorbereiteten Berichten gehörten die Monatsberichte des 
Militärgouverneurs. Diese Berichte dienen oft als Einführung in die Besatzungsprobleme, 
weil sie leicht zugänglich sind und ein breites Feld abdecken. Besonders interessant ist der 
Schlußbericht (Nr. 50), der eine Liste von Berichten enthält, die über spezielle Bereiche der 
OMGUS-Tätigkeit für das Kontrollamt angefertigt wurden. 
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wältigung der öffentlichen Angelegenheiten. Um nur einige der komplexen Pro­
bleme zu nennen, bei denen die Militärregierung unmittelbar nach Kriegsende hel­
fend eingreifen mußte: Zurückführung der Flüchtlinge und „Displaced Persons", 
Reorganisierung der politischen, gesellschaftlichen und rechtlichen Strukturen 
Deutschlands, Wiedererrichtung eines deutschen Schulsystems, Sorge für das öffent­
liche Gesundheitswesen, die Wohlfahrtseinrichtungen und die öffentliche Sicher­
heit (einschließlich der Entnazifizierung). 

Die OMGUS-Hauptabteilung, die sich vor allem mit jenen Problemen herum­
zuschlagen hatte, war die „Internal Affairs and Communications Division". Wie 
schon erwähnt, trug diese Hauptabteilung die Verantwortung für mindestens ein 
Dutzend größere Bereiche. Das Amt wurde am 1. März 1948 aufgelöst und sowohl 
seine Kompetenzen wie seine Akten auf die „Civil Administration Division" bzw. 
die „Education and Cultural Relations Division" und den „Economics Adviser" 
aufgeteilt22. Neben den genannten Hauptabteilungen war mit den allgemeinen 
Problemen der deutschen Bevölkerung in erster Linie noch die „Manpower Divi­
sion" befaßt. 

Die Akten der „Civil Administration Division" (CAD) gehören zu den voll­
ständigen Provenienzen im OMGUS-Bestand und sind schon von etlichen Histori­
kern benutzt worden23. Unter dem Material der CAD befinden sich die nach dem 
Dezimalsystem des Kriegsministeriums geordneten Akten des Abteilungsdirek­
tors. Die einzelnen Ordner enthalten Dinge, die für den Direktor von besonderem 
Interesse waren, z. B. politische Richtlinien, Korrespondenzen über DP-Angele-
genheiten und Hintergrundmaterial für die Londoner Konferenz des Außenmini­
sterrats im November 1947. Von Bedeutung sind auch die Sachakten der „Pri-
soners of War and Displaced Persons Branch", der „Democratization Branch" (mit 
umfangreichem Material zum Expertenbesuchsprogramm und zu sowjetischen 
Verletzungen von Viermächte-Vereinbarungen, die der CAD von anderen OM-
GUS-Abteilungen mitgeteilt wurden), der amerikanischen Vertretung in der 
„Combined Repatriations Executive" und — recht kurz — des „Governmental Af­
fairs Adviser". Der CAD-Bestand schließt ferner die Akten der „Public Safety 
Branch" ein, zu denen ein durchaus nennenswerter Band mit Material zur Ent­
nazifizierung — hauptsächlich Arbeitsakten und zur Kenntnisnahme übersandte 
Kopien von Berichten — gehört24. Eine Überlieferung „publications" bietet einen — 
unvollständigen — Satz der verschiedenen offiziellen Tätigkeitsberichte bezüglich 

22 RG 260 OMGUS, General Order Nr . 6 (Adjutant General File). Der „Economics Adviser" 
übernahm die Verbindungsfunktion der aufgelösten „Division". 

23 Der Bestand „Civil Administration Division" dokumentiert mehr als nur die spezielle 
Tätigkeit der CAD und kann daher für verschiedene Fragestellungen benutzt werden. Vgl. 
John Gimbel, Amerikanische Besatzungspolitik in Deutschland 1945-1949, Frankfurt a. M. 
1971. 

24 In den ersten Besatzungsjahren hat jede Hauptabteilung von OMGUS die Entnazifizierung 
auf dem eigenen Bereich überwacht, während die Gesamtaufsicht bei der „Public Safety 
Branch" lag. 
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öffentlicher Angelegenheiten in Deutschland. Dazu kommen noch die Akten der 
„Public Health and Weifare Branch" mit regelmäßigen Berichten über einschlä­
gige Fragen, z. B. ansteckende Krankheiten, Flüchtlinge, Expertenbesuche und 
Drogen. 

In den Akten der „Education and Cultural Relations Division" hat die Tätig­
keit dieser Hauptabteilung im Erziehungswesen, bei der Förderung der Künste, 
auf religiösem Felde, bei der Unterstützung von Gruppen- und Jugendaktivitäten 
und beim Kulturaustausch ihren Niederschlag gefunden. Die Handakten des Di­
rektors enthalten umfangreiche Korrespondenzen, ferner Berichte der unteren 
Organe dieser Abteilung und Berichte anderer Abteilungen. Hier stößt man auch 
auf Gesuche von Studenten und Lehrern, die sich um einen Auslandsaufenthalt 
bemühen, und auf die Erfahrungsberichte ausländischer Fachleute, die zum Stu­
dium der Verhältnisse nach Deutschland gekommen waren. Ein bedeutender Teil 
des Materials der Abteilungen für „Community Activities" und „Community Af­
fairs" betrifft Programme zur Förderung von Jugendorganisationen und -aktivi-
täten. Im Bestand der „Education Administration Branch" findet sich eine Sach­
akte mit Listen der Lehrer, Schulen und Universitäten in der amerikanischen Be­
satzungszone. Die für das höhere Schulwesen zuständige Unterabteilung hat im 
übrigen auch die vertraulichen Untersuchungsberichte gesammelt, die amerika­
nische Stellen über die Lehrer in der US-Zone angefertigt haben, daneben noch 
einige Entnazifizierungs-Fragebögen für im Erziehungswesen tätige Deutsche. 
Etliche Dokumente dieser Abteilung liefern außerdem Informationen zur Grün­
dungsgeschichte der Freien Universität Berlin. 

Hinsichtlich der Künste sind die Akten der „Education and Cultural Relations 
Division" nur fragmentarisch. Ein schmaler Bestand der Sektion für Denkmäler 
und die Schönen Künste enthält Ordner mit Titeln wie „Französische Plünderun­
gen", „Illegaler Verkauf von Kunstwerken" und „Jüdische Kunstschätze". Bei der 
Prüfung von Rückerstattungsansprüchen und beim Aufspüren verschwundener 
Kunstwerke sind die Akten dieser Abteilung nur wenig hilfreich25. Doch findet sich 
in den Ordnern der Unterabteilung für Film, Theater und Musik einiges Material 
über die Darstellenden Künste. 

Die „Manpower Division" überwachte die Wiedererrichtung und die Entnazi­
fizierung der deutschen Institutionen, die mit der Arbeiterschaft zu tun hatten. Sie 
kontrollierte den deutschen Arbeitsmarkt, entwickelte eine Arbeitsgesetzgebung 
und beaufsichtigte — anfänglich — die Wohnungszuteilung. Die Akten gliedern sich 
in die Bestände Amtschef, Amtssekretariat, Abteilung für Analysen, Abteilung für 
Gewerkschaftsfragen und Abteilung für Arbeitsmanagement. Die Sachakten dieser 

25 Die vollständigste Aktenserie hinsichtlich der Identifizierung und Restitution von Kunst­
werken ist der Bestand des State Department Consultant on Monuments, Fine Arts and 
Archives, Ardelia Hall, der zur RG 260 gehört. Es handelt sich um eine Kollektion von 
Dokumenten der verschiedenen Sammelstellen für Kunstwerke und Restitutionsansprüche; 
sie enthalten ausführliche Beschreibungen der bei verschiedenen Deutschen konfiszierten 
Kunstsammlungen. 
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Abteilungen enthalten Berichte über ihre verschiedenen Tätigkeitsbereiche, zu denen 

auch Beamtenfragen, Sozialversicherung, Löhne und Lohnpolitik, ferner die Emi ­

gration deutscher Arbeiter zählten. Die Entstehung der deutschen Nachkriegs­

gewerkschaften ist in einer alphabetisch geordneten Akte mit Gründungsberichten 

von Gewerkschaften dokumentiert, die von der „Manpower Division" gesammelt 

worden sind. Diese Berichte mußten angefertigt werden, wenn um die Erlaubnis 

zur Gründung einer Gewerkschaft nachgesucht wurde. In der Akte befinden sich 

außerdem die Originale der Informationsblätter, die von den Gewerkschaften aus­

zufüllen waren, und die Entscheidungen der „Manpower Division". Natürlich 

schließen die Akten der „Division" auch ihre regelmäßigen Tätigkeitsberichte ein, 

die sie dem Kontrollamt einzureichen hatte. 

D. Wirtschaft und Finanzen 

Die drei anfänglich für den Bereich Wirtschaft und Finanzen zuständigen OM­

GUS-Hauptabteilungen waren die „Economics Division", die „Finance Division" 

und die „Transportation Division". Mit der Schaffung der bizonalen Wirtschafts­

behörden im Jahre 1947 änderten sich die Aufgaben der drei Hauptabteilungen, 

und die Organisationsstruktur von OMGUS wurde entsprechend modifiziert. Mi t 

Wirkung vom 1. März 1948 wurden die drei Hauptabteilungen aufgelöst und ihre 

verbliebenen Funktionen dem neu gebildeten Amt des „Economics Adviser", dem 

Amt des „Finance Adviser" und der „Property Division" übertragen26. 

Die Aktivitäten der Hauptabteilungen für Wirtschaft und für Finanzen haben 

sich natürlich oft überschnitten, auch wenn die Abteilungen getrennt waren, und 

die Überschneidung spiegelt sich häufig auch in den Akten wider. Alle Abteilun­

gen hat ten mi t der Kontrolle und der Dekartellisierung der deutschen Industrie zu 

tun, mit Reparationsfragen und mit Rückerstattungsproblemen. Daher haben 

solche Aktivitäten ihren Niederschlag in den Akten sämtlicher Abteilungen gefun­

den. 

Die „Economics Division" hatte die Einhaltung des festgelegten Niveaus der 

deutschen Industrieproduktion zu überwachen, sie war ferner für die Produktions­

kapazität und für die Festsetzung von Prioritäten zuständig. Außerdem beaufsich­

tigte sie die Demontage jener Industriebetriebe, die nach Auffassung höherer Stel­

len für die deutsche Friedenswirtschaft entbehrlich waren, und sie machte ferner 

den Versuch, übermäßige Konzentrationen wirtschaftlicher Macht abzubauen. Die 

„Finance Division" sollte für die Dezentralisierung des deutschen Finanzwesens 

und die Schaffung neuer deutscher Finanzinstitute sorgen. Die „Property Divi­

sion" setzte nach dem l . M ä r z 1948 das Restitutionsprogramm in der US-Zone 

fort. Die Rückerstattung betraf geraubtes Gut, Eigentum der NSDAP, Reichs­

eigentum und das Vermögen der I .G.-Farben und anderer Kartelle. 

Weil sich die Funktionen dieser Abteilungen überschnitten, gibt es für die ein­

zelnen wirtschaftlichen und finanziellen Tätigkeitsbereiche keine scharf getrennten 

26 RG 260, EUCOM, Bestand Generaladjutant, General Order Nr. 18 v. 18. 2.1948. 
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Aktenbestände. So ist der Umfang der Akten der „Economics Division" relativ ge­
ring, obwohl diese Hauptabteilung in den ersten Jahren der Okkupationszeit recht 
rührig war. Ihre Akten sind zum größten Teil in den Beständen anderer OMGUS-
hzw. BICO-Abteilungen enthalten oder aber vom „Economics Adviser" übernom­
men worden. Die Akten der „External Assets Branch" z. B. befinden sich in den 
Beständen der „Finance Division". Wer sich für einen wirtschaftlichen Aspekt der 
Besatzungsherrschaft interessiert, ist daher gut beraten, wenn er die Akten aller 
Abteilungen durchsieht, die mit solchen Fragen befaßt waren. 

Die Akten der „Economics Division" selbst und des „Economics Adviser" be­
stehen aus Sachakten zu einigen Tätigkeitsbereichen dieser beiden Ämter: „Exter­
nal Assets" z. B., Wiedergutmachung und Dekartellisierung. Auch gibt es einen 
stattlichen Bestand, der offenbar zur „Economics Division" zu rechnen ist, wenn­
gleich er von den Findmitteln nicht als Teil der Akten dieser „Division" identifi­
ziert wird. Zu dem Bestand gehört eine Sammlung von Haupt- und Kontenbüchern 
mehrerer deutscher Industriekonzerne (vor allem der I.G.-Farben), die zur Er­
mittlung der Besitzverhältnisse und der Interessengebiete dieser Gesellschaften vor 
und während des Krieges dienten. Anscheinend wurden die Dokumente von der 
„Economics Division" bei der Anfertigung von Dekartellisierungsberichten be­
nutzt. Daneben gibt es einen beträchtlichen Bestand, in dem sich Untersuchungs-
berichte über einzelne Konzernleiter befinden. Zwar sind solche Untersuchungen 
nicht immer von OMGUS-Stellen durchgeführt worden, so vom „Joint Special 
Financial Detachment", doch handelt es sich bei den Berichten, die sich im OM-
GUS-Bestand befinden, um Material, das von der „Economics Division" verwendet 
worden ist. Der Bestand „Economics Adviser" enthält zudem Dokumente über Be­
sitz, der aus den von Deutschland besetzten Gebieten stammte. 

Die Akten der „Property Division" umfassen zahllose Vermögensansprüche, 
Untersuchungsberichte, Vernehmungsprotokolle und sonstige Berichte. Dabei geht 
es um Vermögen im Ausland, Besitz deutscher Industriebetriebe, Eigentum von 
Kriegsverbrechern, Restitutionsansprüche anderer Staaten auf Kunstwerke, Listen 
von Kunstgegenständen im Besitz der NSDAP, Fragebögen zum Bestand deutscher 
Archive und vieles andere27. 

Die Bestände der „Finance Division" und des „Finance Adviser" enthalten 
Material — Untersuchungsberichte und Vernehmungsprotokolle — zu Personen, die 
im Finanzwesen tätig waren. Es gibt auch eine Akte über Devisengeschäfte mit 
Dokumenten über Aktiva, die anderen Ländern überlassen wurden, eine Akte über 
Auslandsaktiva von Personen und Unternehmen, ferner Material zu den Besitz­
verhältnissen deutscher Finanzinstitute und Wirtschaftsunternehmen. 

Die „Legal Division" kam mit den meisten Tätigkeitsbereichen der Militär­
regierung in Berührung, aber die Akten dieser Hauptabteilung beziehen sich vor 
allem auf wirtschaftliche und finanzielle Fragen. So spielte die „Legal Division" 

27 Die „Property Division" war im März 1948 zur Fortsetzung der Restitutionstätigkeit der 
„Economics Division" gegründet worden. Sie wurde im Juli 1949 aufgelöst. 
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eine wichtige Rolle bei der Dekartellisierung; sie zeichnete für einige der entspre­

chenden Untersuchungen verantwortlich und fungierte als Rechtsberater anderer 

damit befaßter Abteilungen. Daher finden sich in den Akten der „Division" Be­

richte, die OMGUS oder andere amerikanische Stellen über deutsche Kartelle und 

Konzerne angefertigt haben, Listen von Verträgen deutscher Gesellschaften, eini­

ges Material zum Fall Deitz, darunter Korrespondenzen und Beweisstücke, ferner 

Sachakten zu sonstigen deutschen Unternehmen. 

Viele Akten der „Transportation Division" betreffen Fragen des bizonalen Ver­

kehrs. Der Wiederaufbau eines Verkehrsnetzes in Deutschland lag bis zur Schaf­

fung bizonaler Einrichtungen in den Händen der „Transportation Division". Die 

Akten sind Sachakten der einzelnen Abteilungen der „Division" und von „BICO" 

und betreffen die mannigfachen Aspekte des Luft-, Land- und Seeverkehrs. 

E. Informationswesen 

Während die anderen Abteilungen mit konkreten Problemen zu tun hatten, galt 
die Tätigkeit der mit dem Informationswesen befaßten OMGUS-Stellen weniger 
greifbaren Dingen. Die „Information Control Division" (später „Information Ser­
vices Division"), das „Office of the Director of Intelligence" und das „Public In­
formation Office" dienten alle einem gemeinsamen Interesse, nämlich dem Ver­
such, Meinung, Hal tung und Handeln der Deutschen sowohl zu interpretieren wie 
zu beeinflussen. 

Die „Information Control Division" war für die Lizenzierung und die Kontrolle 

der öffentlichen Medien in der US-Zone zuständig, außerdem für die Beschaffung 

politischer Informationen. Diese Doppelfunktion hatte sie von ihrer Vorgängerin 

geerbt, der „Psychological Warfare Division" des „Supreme Headquarters, Allied 

Expeditionary Force" (PWD, SHAEF) . Die „Information Control Division" setzte 

die Arbeit der P W D fort, indem sie die den Deutschen zugänglichen Informatio­

nen kontrollierte und deren Wirkungen in Untersuchungen und Studien inter­

pretierte. 

Die Akten der „Information Control Division" bzw. der „Information Services 

Division" belegen die geistige Kontrolle, die diese Hauptabteilung ausübte. Sie 

umfassen Berichte über die Hal tung der deutschen Bevölkerung und ihre Entwick­

lung, „Schwarze", „Weiße" und „Graue" Listen, dazu Direktiven und sog. „staff 

studies". Das Material der „Reaction and Analysis Branch" enthält in erster Linie 

Meinungsforschungsberichte zu vielen Aspekten der Besatzungsherrschaft und 

Nachkriegsdeutschlands. Die „Press and Publication Branch", die „Publication 

Branch" und die „Publication Control Branch" haben jeweils eigene Akten ge­

führt, und zwar mit Lizenzen für Verleger und Herausgeber, Vorschriften für das 

Publikationswesen, Listen von Deutschen, die in Presse, Rundfunk und Film tätig 

waren oder tätig werden wollten, Pressemitteilungen, „Schwarze Listen" von Bü­

chern und Autoren und schließlich Untersuchungsberichte über Verleger, Heraus­

geber und Autoren. 
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„Das ,Office of the Director of Intelligence' (Intelligence Division) bearbei­
tete bei seiner Nachrichtenbeschaffung ein weiteres Feld als die „Information Con-
trol Division". Es trug politische, wirtschaftliche, militärische und allgemeine In­
formationen zusammen, und zwar vor allem auch in der amerikanischen Armee 
selbst und in anderen OMGUS-Abteilungen28. 

Die Akten des „Intelligence Office" enthalten Sammlungen von zusammenfas­
senden Berichten und Übersichten, die von den Militärgouverneuren der einzelnen 
Länder in der US-Zone zusammengestellt worden sind, ähnliche Berichte der fran­
zösischen und britischen Militärbehörden, dazu nachrichtendienstliche Mitteilun­
gen von EUCOM (European Command). In einer Sachakte finden sich z. B. Ord­
ner mit den Aufschriften „Resistance to Subversive Activities", „Public Safety", 
„Who's Who in the Russian Zone" und „Currency Reform". 

Das „Public Information Office" produzierte Material, das vor allem für eine 
Verwendung außerhalb der US-Zone bestimmt war. Ein zusammenhängender Be­
stand dieses Amts konnte bislang in den OMGUS-Akten nicht entdeckt werden. 
Doch waren seine Erzeugnisse, etwa Pressemitteilungen und „Information Sum­
maries", weit verbreitet und können daher meist in den Akten der anderen OM­
GUS-Abteilungen gefunden werden. 

F. Die regionalen Dienststellen 

Die regionalen Dienststellen standen zu OMGUS in einer anderen Beziehung als 
die bisher genannten Hauptabteilungen. Jedes regionale Amt besaß innerhalb der 
Militärregierungsstruktur eine gewisse Autonomie, wenngleich es gegenüber den 
Spitzen des Besatzungsapparates verantwortlich blieb. Die wichtigsten regionalen 
Dienststellen waren die Militärregierungen von Bayern, Hessen, Württemberg-
Baden, Bremen und dem amerikanischen Sektor Berlins, dazu das „Regional Go­
vernment Coordinating Office" und die „Field Information Agency, Technical". 

Das organisatorische Grundmuster der Ländermilitärregierungen entsprach der 
Organisation von OMGUS. Sie waren ebenfalls in „Divisions" gegliedert und hat­
ten auf Länderebene die Politik des Militärgouverneurs durchzuführen. Wer sich 
mit der Tätigkeit der Ländermilitärregierungen beschäftigen will, sollte daher bei 
der Durchsicht des Materials in der gleichen Weise vorgehen, wie es für die OM-
GUS-Spitze nahegelegt wurde. Die Überlieferung einer jeden regionalen Militär­
regierung stellt einen separaten Bestand dar, der neben dem Material der ver­
schiedenen „Divisions" auch Akten der kommunalen und Landkreisebene enthält, 
z. B. mit Protokollen lokaler Konferenzen mit deutschen Amtsinhabern, Gerichts­
akten und Geheimdienstberichten29. 

28 Das „Office of the Director of Intelligence" setzte sich zusammen aus Mitgliedern anderer 
Abteilungen von OMGUS, darunter der Kontrolloffizier, die Direktoren für Politische Ange­
legenheiten, für Informationskontrolle, der „Armed Forces Division" und der „Economics 
Division" sowie der Chef der „Public Safety Branch". 

29 Akten der Ländermilitärregierungen stellen etwa ein Drittel des OMGUS-Bestands dar. 
Akten unterhalb der Länderebene sind darin verstreut. 
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Das „Regional Government Coordinating Office" (RGCO) war als Verbindungs­

stelle zwischen der Militärregierung und dem Länderrat der US-Zone eingerichtet 

worden. Das RGCO hat den Länderrat beraten und seine Tätigkeit kontrolliert. 

Der Direktor des RGCO stand in direktem Kontakt sowohl mit dem Stellvertreten­

den Militärgouverneur wie mit den Ministerpräsidenten und t rug die Verantwor­

tung dafür, daß Probleme, die dem Militärgouverneur wichtig schienen, auf die 

Tagesordnung des Länderrats kamen. 

D a der RGCO-Direktor im wesentlichen als Verbindungsmann fungierte, bie­

ten die Akten über amtsinterne Vorgänge nur spärliche Informationen. Sie ent­

halten vornehmlich OMGUS-Verlautbarungen zu Fragen, die den Länderrat be­

trafen, und Notizen, Tagesordnungen und Protokolle des Länderrats. 

Die „Field Information Agency, Technical" (FIAT) sammelte Informationen 

aus Wissenschaft und Industrie. Sie übermitteln diese Informationen dann OM­

GUS und anderen interessierten US-Dienststellen. F I A T unterstand den Weisun­

gen und der Kontrolle von OMGUS, doch gehörte das technische und das Verwal­

tungspersonal weiterhin zu U S F E T (EUCOM). Aus diesem Grunde gibt es im 

OMGUS-Bestand keine eigenen FIAT-Akten . Viele Berichte von F I A T finden 

sich aber in den Akten mehrerer OMGUS-Divisions und in den Informations­

akten sonstiger Dienststellen. 

G. Sonderdienststellen 

Die Militärregierung war auch für die allgemeine Verwaltung des „International 
Mili tary Tr ibunal" in Nürnberg verantwortlich. Jedoch blieb die Zuständigkeit 
auf die reine Administration beschränkt und erstreckte sich nicht auf Probleme der 
Gerichtspolitik oder Verfahrensfragen. Die in diesem Zusammenhang entstande­
nen OMGUS-Akten entsprechen der administrativen Funktion und bestehen vor 
allem aus Berichten, Publikationen, Listen und Anweisungen. 

Das „Office of the Chief Counsel for W a r Crimes" war die im Januar 1946 ge­
schaffene Stelle des Militärgouverneurs zur Strafverfolgung jener Personen, denen 
Kriegsverbrechen zur Last gelegt wurden, die aber nicht vor dem Internationalen 
Militärgerichtshof angeklagt waren. In den OMGUS-Akten befindet sich nur ein 
schmaler Bestand dieses Amtes. Material zu Kriegsverbrecherfragen ist in anderen 
Aktengruppen der National Archives enthalten. 

Außerdem wurden Militärregierungsgerichte geschaffen, die auch für andere 
kriminelle Handlungen als Kriegsverbrechen und für Zivilprozesse zuständig wa­
ren. Sie sollten die Lücke im deutschen Justizsystem ausfüllen und jene Fälle ent­
scheiden, die noch nicht vor einem deutschen Gericht verhandelt werden durften. 
Von Verletzungen der Verkehrsregeln bis zum Mord reichte die Skala der Vergehen 
und Verbrechen, mit denen sich die Militärregierungsgerichte in der US-Zone zu 
befassen hatten. Manche Gerichtsakten befinden sich in den Beständen der Länder­
militärregierungen. Die Versuche, das Material zu bestimmten Verfahren aufzu­
spüren, sind nicht immer erfolgreich; die Akten sind zu weit verstreut, und es 
waren zu viele Stellen an zu vielen Verfahren beteiligt. 
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VI. Andere Bestände der National Archives zur Besatzungsherrschaft 

in Deutschland 

Die Besatzungsherrschaft in der US-Zone Deutschlands stand unter der Kontrolle 
mehrerer amerikanischer Regierungsstellen. Die Festlegung der amerikanischen 
Politik und der Ar t ihrer Durchführung war Sache des State Department, des 
Kriegsministeriums und der Vereinigten Stabschefs30. Wer einen bestimmten Aspekt 
der Besatzungsherrschaft gründlich und umfassend erforschen will, muß daher 
neben dem OMGUS-Material auch die Akten jener politisch ausschlaggebenden 
Stellen heranziehen. Die im folgenden aufgeführten Aktenbestände enthalten auf­
schlußreiche Quellen zur deutschen Nachkriegsgeschichte. Sie sind allerdings meist 
erst bis zum Stichjahr 1945 deklassifiziert worden. Wer Akten der Armee zu be­
nützen wünscht, sollte deshalb über eine sog. „Security Clearance" verfügen oder 
aber in der Lage sein, mit Hilfe verschiedener Indices bestimmte Dokumente zu 
identifizieren, damit dann das jeweilige Dokument gesondert deklassifiziert wer­
den kann31. Die Akten des State Department sind indes bereits bis zum Stichtag 
31 . 12. 1949 zugänglich32, und die Bestände der Vereinigten Stabschefs werden 
gerade geprüft; die Erfüllung einzelner Deklassifizierungswünsche ist bis zum 
Stichtag 31 . 12. 1950 möglich. 

A. Militärakten 

Material zum politischen Entscheidungsprozeß findet sich in mehreren Gruppen 
von Militärakten. Zu den aufschlußreichsten Beständen gehören die Akten des 
„Office of the Secretary of W a r " (Record Group 107). Dabei verdienen die 
Deutschland betreffenden Akten McCloys („McCloy File") und sonstige Dezimal­
akten des „Assistant Secretary of W a r " besonderes Interesse33. 

Die Bestände des Kriegsministeriums („War Department General and Special 
Staffs", Record Group 165) bieten zur Besatzungspolitik Dokumente wie die Akten 
der „Civil Affairs Division" (G— 5) und die Zentralakten des „Office of the Direc-
tor of Intelligence" (G — 2). Die G-2-Akten enthalten allgemeine Korresponden-

30 Die militärische Struktur der USA wurde 1947 geändert. Das War Department wurde auf­
gelöst und statt dessen das Defense Department eingerichtet. Militärakten der für den 
politischen Entscheidungsprozeß wichtigen Dienststellen nach 1947 werden im Defense 
Department und den Aktengruppen des Army Department aufbewahrt. 

31 Antragsformulare für die Genehmigung zur Benutzung klassifizierter Akten sind bei der 
„Modern Military Branch" und der „General Archives Division" der National Archives 
erhältlich. Diese Genehmigung wird nur amerikanischen Bürgern gewährt. 

32 Das State Department publiziert viele seiner wichtigsten Dokumente in den „Foreign 
Relations of the United States, Diplomatic Papers" (Washington, Department of State 
Publications). Die Akten werden jahrgangsweise veröffentlicht mit mehreren Bänden pro 
Jahr. Die Bände des Jahres 1947 sind schon veröffentlicht, ebenso Bände für 1948; vgl. 
Anm. 15. 

33 Akten des Office of the Secretary of War (RG107): Bestand „Office of the Assistant 
Secretary of War", 18 m Umfang. 
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zen und Berichte über nachrichtendienstliche Aktivitäten in Deutschland. Dem 

Typ nach reicht das Material von einzelnen Agentenmeldungen bis zu formellen 

zusammenfassenden Lageberichten34. 

Die Bestände des Stabs der Armee (Record Group 319) stellen im großen und 

ganzen eine Parallele zu den Beständen des Kriegsministeriums dar. Eine schmale 

Akte der „Civil Affairs and Military Government Division" betrifft die Verwal­

tung Deutschlands nach 1947. Der riesige Bestand des „Chief of Staff for Intelli-

gence" (G — 2) besteht vornehmlich aus alphabetisch und numerisch geordneten 

„Library Files". Die nachrichtendienstlichen Akten des Armeestabs überschnei­

den sich mit denen des Kriegsministeriums und enthalten aufschlußreiche Doku­

mente zu den Vorgängen in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg35. 

Zum Bestand des „Office of the Adjutant General" (Record Group 407) gehört 

eine nach dem Dezimalsystem geordnete Zentralakte mit Korrespondenzen (zwi­

schen dem Amt und dem Hauptquartier in Europa) und Berichten (vom Stab des 

Hauptquartiers) über Deutschland. In den Akten des „Adjutant General" befinden 

sich ferner sog. „Report Files", die aus Dokumenten bestehen, die dem General­

adjutanten von den einzelnen Einheiten der amerikanischen Armee als die Ge­

schichte dieser Einheiten im Zweiten Weltkrieg vorgelegt worden sind. Mit ihnen 

kann also der amerikanische Vormarsch in Deutschland dokumentiert werden. 

Daneben enthalten die „Report Files" eine Sammlung von solchen Berichten aus 

amerikanisch besetzten Gebieten, die von verschiedenen Dienststellen der Armee 

stammen und dem Generaladjutanten zugeleitet wurden. Die Deutschland betref­

fenden Berichte decken sich im wesentlichen mit den Berichten, die man im OM-

GUS-Bestand finden kann, sind aber leichter zugänglich, weil es für sie einen In­

dex gibt. Die Akte Deutschland setzt sich aus den amtlichen Verlautbarungen des 

Militärgouverneurs und aus Spezialberichten zu Erziehungsfragen, Problemen des 

öffentlichen Gesundheitswesens und politischen Vorgängen zusammen36. 

Die Akten der Vereinigten Stabschefs (Record Group 218) enthalten die amt­

lichen Dokumente dieser für den politischen Entscheidungsprozeß so wichtigen 

Institution. Die Vereinigten Stabschefs von Armee, Marine und Luftwaffe fun­

gierten bei der Festlegung des Kurses der Militärregierung als Einheit. Neben den 

politischen Planungsdirektiven und Memoranda der Vereinigten Stabschefs befin­

den sich auch die Unterlagen des „Combined Civil Affairs Committee" in den 

Akten. Zu dem Bestand existiert ein Index, der aber den Wissenschaftlern nicht 

zugänglich gemacht werden kann37. 
Mit den Akten der Dienststellen unterhalb dieser Ebene können vor allem die 

34 Akten der „War Department General and Special Staffs" (RG 165): Bestand „Office of the 
Director of Intelligence" (G-2) 1917-1942, 1812 m Umfang. 

35 Akten des Army Staff (RG 319): Bestand „Office of the Chief of Civil Affairs and Military 
Government" 1948-1954, 5 m Umfang. 

36 Akten des Adjutant General's Office 1917-.. . (RG407): Decimal File 1917-1954, 2022 
Umfang, und Bestand „Report Files" 1941-1954, 3289 m Umfang. 

37 Akten der Joint Chiefs of Staff (RG 218), 9 m Umfang. 
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Bewegungen der militärischen Verbände dokumentiert werden. Hier sind etwa die 

Bestände der „United States Forces European Theater" und des „European Com-

mand" (Record Group 338) zu nennen. Viele Dokumente dieser Aktengruppe be­

treffen rein administrative Fragen und sind oft schwer zu finden. Indes bieten 

manche Untergruppen doch wertvolle Informationen, so die Akten des „Adjutant 

General", der „Intelligence Division" und der „Historical Division". Von beson­

derem Interesse ist eine umfangreiche Sammlung von Entnazifizierungsfragebö­

gen38. 

Unter den anderen Beständen jener Ebene befinden sich z. B. die Akten der 

„United States Strategic Bombing Survey" (Record Group 243). Die Abschluß­

berichte dieser aus Zivilisten wie Soldaten zusammengesetzten Einrichtung enthal­

ten u. a. die Ergebnisse der Inspizierung bombardierter deutscher Städte und In­

dustriebetriebe, Interviews mit Deutschen, die leitende Stellen innegehabt hatten, 

und statistisches Material. Die Akten reichen von 1944 bis Ende 1947 und liefern 

Aufschlüsse über die politischen, sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse in 

Deutschland unmittelbar nach Kriegsende39. 

Das „Office of Strategic Services" (OSS) war ins Leben gerufen worden, um den 

Vereinigten Stabschefs als Nachrichten sammelnde und analysierende Stelle zu die­

nen. Das OSS kümmerte sich um viele Dinge, und seine Akten (Record Group 226) 

entsprechen seinen mannigfaltigen Aktivitäten. Was Deutschland angeht, so ge­

hörte zum Aufgabenbereich der Organisation das Sammeln von Informationen 

über politische Führer und Parteien, die industrielle Leistungsfähigkeit und die 

Moral der Zivilbevölkerung wie des Militärs. Das OSS wurde offiziell am 1. Okto­

ber 1945 aufgelöst, doch ging die Berichtstätigkeit bis Ende 1946 weiter. Die Ak­

ten, die sich in den National Archives befinden, bestehen vornehmlich aus dem 

Material der „Research and Analysis Branch", das sich aus den Berichten der Ein­

satztrupps und aus den formellen Berichten des Amts zusammensetzt40. 

Die Akten der verschiedenen Dienststellen, die mit der Ahndung von Kriegsver­
brechen beschäftigt waren, sind zusammengefaßt worden und bilden nun die 
„National Archives Collection of World War I I War Crimes Records" (Record 
Group 238). Zu der Sammlung gehören auch die Akten des „U. S. Chief of Coun­
sel for the Prosecution of Axis Criminality (International Military Tribunal)" , die 
Akten der Nachfolgeprozesse, die von amerikanischen Militärgerichten in Nürn­
berg geführt wurden, und die Akten des „U. S. Office of the Chief of Counsel for 

38 Akten der „U.S. Army Commands" 1942-. . . (RG 338): Bestand „U.S. Army Europe" 
1942-1960, 240 m Umfang. 

39 Akten des „U.S. Strategie Bombing Survey (RG 243): Bestand „General Records" 1944 bis 
1947, 24 m Umfang. - Bestand „European and Pacific Surveys 1937-1947, 142 m Umfang 
und 411 Rollen Mikrofilm. 

40 Akten des OSS (RG 226): Bestand „Research and Analysis Branch" 1941-1946, 485 m 
Umfang. Die Berichte dieser Abteilung befinden sich in den Generalakteri des Department 
of State (RG 59): Bestand „Organizational Units, OSS". 
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War Crimes"41. Der Bestand des „U. S. Judge Advocate General" (Record Group 

153) umfaßt Protokolle der Kriegsverbrecherprozesse und sowohl Gnadengesuche 

wie Bitten um zeitweilige Entlassung aus der Haft42. 

B. Zivilakten 

Unter den Zivilbehörden der Vereinigten Staaten, die mit der Besatzungspolitik in 

Deutschland unmittelbar zu tun hatten, spielte das State Department die größte 

Rolle. Zu den Akten des Außenministeriums gehören nach einem Dezimalsystem 

geordnete Zentralakten, mehrere Serien Spezialakten, die Akten der Auslandsver­

tretungen und die Akten des „State-War-Navy Coordinating Committee". 

Die Zentralakten machen den größeren Teil der Generalakten des State Depart­

ment (Record Group 59) aus. Sie sind gut geordnet, indiziert und enthalten viel 

interessantes Material, darunter Dokumente der „Allied Control Authori ty", Kor­

respondenzen des „Political Adviser" und weitere Quellen zur deutschen Innen­

politik43. Eine Spezialserie, als „Harley Notter Fi le" bezeichnet, ist eine Sammlung 

von Dokumenten, die sich auf die Planung der amerikanischen Deutschlandpolitik 

beziehen44. 

Die Akten der Auslandsvertretungen (Record Group 84) betreffen nur zu einem 

geringen Teil Deutschland. In diesem Teil finden sich neben einer schmalen Hand­

akte des „Political Adviser", Robert Murphy, fragmentarische Akten der Konsu­

late in Berlin, Frankfurt und Stuttgart45. 

Das „State-War-Navy Coordinating Committee" war geschaffen worden, um 

für eine konsistente und koordinierte Deutschlandpolitik der drei beteiligten Mini­

sterien zu sorgen. Seine Akten bestehen aus Notizen, Tagesordnungen, Berichten 

und Memoranden46. 

41 National Archives Collection of World War II War Crimes Records (RG 238): Bestand 
„Office of the U.S. Chief Counsel for the Prosecution of Axis Criminality" 1933-1946, 
122m Umfang und 107 Rollen Mikrofilm; Bestand „Trials by U.S. Military Tribunals, 
Nuremberg (Subsequent Proceedings)" 1946-1949, 234 m Umfang; Bestand „Office of the 
Chief of Counsel for War Crimes" 1933-1949, 159 m Umfang und 38 Rollen Mikrofilm; 
Bestand „Advisory Board on Clemency for War Criminals" 1947-1950, 2,7 m Umfang; 
Bestand „Office of the U.S. Commissioner, U.N. War Crimes Commission" 1943-1948, 
1,8 m Umfang; Bestand „Audiovisual Records" 1921-1949, 2166 m Umfang. 

42 Akten des „Office of the Judge Advocate General, Army" (RG 153): Bestand „War Crimes 
Division" 1942-1951, 46 m Umfang. 

43 General Records des Department of State (RG 59): Decimal File 1910- . . . . 
44 Harley Notter, Postwar Foreign Policy Preparation (Washington, Department of State) 

1949. 
45 Akten der „Foreign Service Posts of the Department of State" (RG 84). 
46 Akten der „Interdepartmental and Intradepartmental Committees, State Department" 

(RG353): Bestand „State-War-Navy Coordinating Committee" 1944-1949, 19 m Umfang. 
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VI I . Die Besatzungsakten — eine Bewertung 

Der Historiker, der die erforderliche Zeit und Mühe investiert, kann aus den OM-

GUS-Akten und den benachbarten Beständen im allgemeinen eine reiche Ernte an 

Informationen einbringen. Zwar stellt die Klassifizierung noch immer ein Hinder­

nis dar, doch steht für die meisten Themen ausreichend Material zur Verfügung. 

Die geringsten Klassifizierungsprobleme tauchen naturgemäß bei den Fragen­

komplexen auf, die politisch nicht besonders heikel waren: Erziehung und Bildung, 

öffentliches Gesundheitswesen und kulturelle Angelegenheiten. Auch die Benut­

zung des Materials der Ländermilitärregierungen dürfte weniger durch Zurück­

haltung von Dokumenten behindert sein. Hingegen müssen Forschungen über 

Wirtschaftsthemen noch als schwierig bezeichnet werden, da viele Dokumente bi­

zonaler und trizonaler Institutionen nach wie vor klassifiziert sind. Andere Be­

stände, die eine überdurchschnittliche Anzahl von Dokumenten aufweisen, die noch 

klassifiziert blieben, sind die Akten des „Intelligence Office" und einige Serien der 

„Civil Administration Division". 

Der Historiker, der nach Washington kommt, um mit den Besatzungsakten zu 

arbeiten, muß angemessen vorbereitet sein. Zu dieser Vorbereitung gehört eine 

gründliche Kenntnis des Fragenkomplexes, der als Thema gewählt wurde, damit 

wichtige Dokumente rascher aufgespürt und richtig eingeschätzt werden können. 

Außerdem gehört zur Vorbereitung eine rechtzeitige Korrespondenz mit den zu­

ständigen Archivabteilungen der National Archives, damit Klarheit über die Zu­

gänglichkeit des gewünschten Materials gewonnen werden kann47. Wer unange­

meldet die oft kostspielige Reise nach Washington unternimmt und dort mit leich­

tem Zugang zum Material rechnet, riskiert, bitter enttäuscht zu werden. Ein Brief 

an die Archivabteilung, in dem der Forschungsgegenstand und die Ar t der benötig­

ten Quellen charakterisiert werden, bringt dagegen eine kurze Beschreibung des 

relevanten Materials und eine Beurteilung der gegebenen Forschungsmöglichkei­

ten ein. 

Potentielle Besucher müssen sich auch bewußt sein, daß die Akten erst roh ge­

ordnet sind und daß die Suche nach bestimmten Dokumenten mühsam ist. Bis ein 

vollständiges Inventar der Akten angefertigt ist, sind die einzigen Stützen des For­

schers seine Kenntnis des Themas, seine Geschicklichkeit bei der Suche und die 

fachliche Tüchtigkeit und die Erfahrung des betreuenden Archivars. Es gibt kei­

nen Fachmann, der alles über die OMGUS-Akten wüßte. Der Bestand ist zum 

größten Teil ein noch ungehobener Schatz, und der Historiker, der bestimmte Ak-

Akten über die Besetzimg Deutschlands liegen in drei „custodial Divisions" der National 
Archives. OMGUS-Akten, viele Serien von G-2 („Intelligence"), die Berichtsakten des 
Generaladjutanten, der Bestand „U.S. Army Commands", der Bestand „Judge Advocate 
General, Army" und die Akten der Auslandsvertretungen werden von der General Archives 
Division in Washington D. C. 20409 aufbewahrt. Alle anderen Militärakten befinden sich 
in der Obhut der Military Archives Division in Washington D. C. 20408. Andere Zivilakten 
sind in der Civil Archives Division in Washington D.C. 20408 verwahrt. 



Die Akten des Office of Military Government for Germany (US) 101 

ten systematisch durcharbeitet, ist oft der erste seit 1949, der diese Akten zu Ge­

sicht bekommt. 

Zur amerikanischen Besatzungspolitik in Deutschland stellen die Akten des „Of­

fice of Military Government for Germany, United States" jedenfalls eine überaus 

wichtige Primärquelle dar. Zwar kann die Zurückhaltung mancher Dokumente 

frustrierend und die ungenügend erschlossene Masse des Materials einschüchternd 

wirken. Doch wird der seriöse und gut vorbereitete Wissenschaftler vom OMGUS-

Bestand nur selten enttäuscht. Die Arbeit mit dieser bedeutenden Quelle zur deut­

schen wie zur amerikanischen Geschichte hat erst begonnen. Künftige Forscher, die 

bereit sind, Zeit und Mühe bei der Öffnung der Schatzkammer zu investieren, wer­

den ihren Lohn finden. 



Notizen 

FORSCHUNGEN ZUM VERHÄLTNIS VON NS-REGIME 

UND GESELLSCHAFT 

(Widerstand und Verfolgung in Bayern 1933-1945) 

Die Generaldirektion der Staatlichen 
Archive Bayerns und das Institut für Zeit­
geschichte begannen 1973 ein gemeinsa­
mes Dokumentations- und Forschungs­
projekt zum Thema „Widerstand und 
Verfolgung in Bayern 1933-1945", das im 
Auftrag der Bayerischen Staatsregierung 
vom Bayerischen Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus finanziert wird. 
Beide Institutionen einigten sich darauf, 
im Rahmen dieses Projekts, das in den 
Jahren 1977/78 abgeschlossen werden soll, 
sowohl von der Erschließung der Quellen 
wie von den Forschungsansätzen her, die 
Wirkung des NS-Regimes in den verschie­
denen Bereichen des öffentlichen Lebens 
und der Gesellschaft an der lokalen Basis 
und der unteren administrativen Ebene 
sichtbar zu machen. Eine Projekt-Arbeits­
gruppe unter Leitung von Herrn Archiv­
direktor Dr. Harald Jaeger, dem Direktor 
des Staatsarchivs München, hat unter die­
sem Aspekt eine Spezialverzeichnung aller 
im Staatsarchiv München bzw. in den Be­
hördenregistraturen liegenden einschlägi­
gen Landratsamts-Akten des Regierungs­
bezirks Oberbayern sowie der NSDAP-
Akten des Gaues München-Oberbayern 
abgeschlossen. Entsprechende Inventare 
und Fundstellenverzeichnisse wurden be­
reits fertiggestellt. Zu den weiteren archi­
vischen Zielsetzungen des Projekts gehört 
die Herausgabe eines Fundstellenverzeich­
nisses über die aus der Zeit des Dritten 
Reiches bei den einzelnen Staatsarchiven 
der übrigen bayerischen Regierungsbe­
zirke lagernden staatlichen und Partei-
Akten. Ferner wurde eine Verzeichnung 
von rd. 10000 erhalten gebliebenen Ur­
teilen politischer Strafverfahren vor dem 
Sondergericht beim OLG München für 
die Jahre 1933-1945 in die Wege geleitet; 

der erste, die Jahre 1933-1937 umfassende 
Band dieser Verzeichnung liegt bereits vor. 

Der vom IfZ entworfene Forschungsplan 
sieht im wesentlichen zwei grundsätzlich 
zu unterscheidende methodische Ansätze 
vor: Auf der einen Seite eine Reihe von 
aufeinander bezogenen Lokalstudien zu 
ausgewählten Regionen oder Gemeinden 
mit dem Ziel, unterschiedliche Typen von 
Konflikten herauszuarbeiten, und auf der 
anderen Seite systematische Untersuchun­
gen der Reaktionsweisen und Einstellun­
gen jeweils einzelner sozialer Schichten 
(z. B. industrielle Arbeiterschaft, bäuer­
liche Bevölkerung, Mittelschichten) oder 
organisierter Gruppen von Machtträgern 
(z. B. staatliche und Gemeindeverwaltung, 
Presse). Dabei soll auch der Versuch ge­
macht werden, in Abgrenzung und Zu­
sammenarbeit mit den Kommissionen für 
Zeitgeschichte auf katholischer und evan­
gelischer Seite das Verhalten einzelner 
religiöser Verbände unter den Bedingun­
gen der nationalsozialistischen Verfol­
gungsmaßnahmen regionalgeschichtlich zu 
erforschen. 

Der sozialgeschichtliche Ansatz des For-
schungs-, Dokumentations- und Inventa­
risierungs-Programms hat sich nach den 
bisher vorliegenden Zwischenergebnissen 
bewährt. Das Forschungsprojekt ver­
spricht wesentliche neue Erkenntnisse der 
jeweils graduell und inhaltlich differenten 
Reaktionen auf die Politik des NS-Regi­
mes in den verschiedenen Teilbereichen 
der Gesellschaft. Es wird mithin auch dazu 
beitragen können, die oft einem vorder­
gründigen Legitimationsbedürfnis ent­
sprechenden Pauschalbegriffe „Wider­
stand" und „Verfolgung" von ihrem so­
zialen und politischen Begründungszusam­
menhang her zu differenzieren. Insbeson-
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dere bei der Widerstandsproblematik 
geht es darum, die bisher im Vordergrund 
stehende Erforschung der Untergrund­
tätigkeit illegaler Gruppen zu überwin­
den und den Widerstandsbegriff in seiner 
ganzen Variationsbreite und auch Ambi­
valenz zu entfalten. Dazu gehört auch die 
Berücksichtigung der ebenso unterschied­
lichen Beeinflussungs- und Sanktionsmit­
tel, über die das Regime verfügte. 

Zu den Zielsetzungen des Projekts gehö­
ren neben monographischen Untersuchun­
gen neue Formen der Dokumentation. 
Dabei werden u. a. methodische Auswahl-
und Editions-Verfahren zu erproben sein, 
die es erlauben, die umfangreiche Quel­
lenkategorie der „Lageberichte" unter­
schiedlicher Provenienz und Ebene exem­
plarisch zu erschließen und deren perspek­
tivische Vielfalt und gegenseitige Ver­
schränkung methodisch zu nutzen für die 
Erfassung sozialer Veränderungen und 
politischer Einstellungen der Bevölkerung 
in ihren verschiedenen Lebensbereichen. 
Im Rahmen der Projektpublikationen soll 
auch eine deutsche Ausgabe der vor vier 
Jahren in hebräischer Sprache erschiene­
nen Dokumentation und Chronik des 
Schicksals der jüdischen Gemeinden in 
Bayern in der NS-Zeit von Baruch Zvi 
Ophir „Pinkas Hakehillot" herausgegeben 
werden. 

Neben den im engeren Sinne wissen­
schaftlichen, auch im methodischen Be­
reich liegenden Erkenntniszielen des Pro­
jekts, ist eine Umsetzung seiner Resultate 

Dr. Theodor E s c h e n b u r g , emer. ordentl. 
Professor für wissenschaftliche Politik an der 
Universität Tübingen, Am Apfelberg 15, 
74 Tübingen 1. 
Dr. Dietrich Geye r , ordentl. Professor für 
Osteuropäische Geschichte an der Universität 
Tübingen, Wilhelmstraße 36, 74 Tübingen 1. 

in Dokumentation- und Darstellungsfor­
men für einen breiten allgemeinen Leser­
und Interessentenkreis beabsichtigt. Für 
sie gibt es bei Untersuchungen, die in so 
hohem Maße auf eine Vielzahl aktenkun­
diger individueller Fälle und sozialhisto­
rischer Kleinzusammenhänge abgestellt 
ist, auch didaktisch besonders günstige An­
knüpfungsmöglichkeiten. 
Dem engeren Projektstab des Instituts, 
der bis 1975 von Prof. Dr. Peter Hütten-
berger geleitet wurde, gehören als wissen­
schaftliche Mitarbeiter Frau Elke Fröh­
lich M. A. und Dr. Falk Wiesemann an. 
In der ständigen Projekt-Kommission sind 
der Generaldirektor der Bayerischen 
Staatsarchive, Dr. Bernhard Zittel, und 
der Direktor des Instituts für Zeitge­
schichte, Professor Dr. Martin Broszat, 
vertreten. 

Die enge Verklammerung von forschungs-
und archivwissenschaftlichen Projektele­
menten schafft besonders günstige Voraus­
setzungen auch für die Einbeziehung von 
Hochschularbeiten, insbesondere Disser­
tationen, an verschiedenen bayerischen 
Universitäten in das vom Institut für Zeit­
geschichte koordinierte Untersuchungs­
programm, bei dem eine gewisse Ergän­
zung durch weitere einschlägige Arbeiten 
durchaus noch möglich und erwünscht ist. 
Als wissenschaftliche Hilfsmittel für das 
Projekt sind drei Bibliographien bereits 
erschienen (siehe Anzeige in diesem Heft). 

M. B. 

James J. H a s t i n g s , National Archives and 
Records Service, Washington D.G. 20409, 
U.S.A. 
Dr. Hans R a u p a c h , emer. ordentl. Professor 
für Wirtschaft und Gesellschaft Osteuropas 
an der Universität München, Groffstraße 20, 
8 München 19. 
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